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sehenund repressivenDiskriminierung von »abweichenden«Elementenkommt.im
übrigeneinbemerkenswertesMißtrauengegenüberdemNiveauundderSolidaritätder
politischenGesinnung desVolkes zumAusdruck:die vonausländischenBeobachtern
vielfachak»hysterisch«beurteiltenamtlichenKampagnenzurEliminicrungvon »Ter
roristen«aus derGesellschaft,»Sympathisanten«aus denUniversitäten,»Verfassungs
feinden« aus dem öffentlichen Dienst oder nonkonformistischenAutoren aus den
Rundfunk-Redaktionenergebenja einenSinn nur unter derVoraussetzung,daß die
HandlungenundÄußerungendieserPersonengruppenjederzeitauffruchtbarenBo
denfallen unddiepolitischeundkulturelle'Öffentlichkeit in dramatischemUmfang
»infizieren«könnten, —daßalsodieBevölkerungüberkeinerlei»autonome«politkch-
moralischeAbwchrkräftegegen»Abweichungen«verfugt.

DieseSchlußfolgerungkt freilich in einem bestimmten Sinne durchaus zutreffend,
und daß dies derFall ist, muß dersozialdemokratkchenPolitischenKultut jedenfalls
zum Teilursächlichzugerechnetwerden. Ak derenfünftesCharakteristikummöchten
wirdennegativenBefundanführen,daßesdersozialdemokratischenRegierungspraxk
trotz aller von ihr betriebenenbildungspolitischenReformennicht gelungen kt, den
harten Kern obrigkeitsstaatlicher und autoritärer, vor-demokratkeherTradition und
Einstellungenzu zerstören, der die Politische Kultur der Deutschen nicht erst seit der
faschktkehen Epoche kennzeichnet. DiesozialdemokratkcheModernisierungist ein
äußerlicherWotgang,der nichtvon einerModernisierungder Werte,Einstellungenund
politischenVerkehrsformenbegleitetwordenist. Spureneinesautoritären,aggressions
bereiten»politischenNaturalkmus«,der sich auf Kategorienvon Alter, Geschlecht,
Nationalität undRassestützt, sind heute kaum seltener anzutreffen als in den fünfziger
Jahren.Auch kt wohl dem konservativen PolitikwissenschaftlerHennkzuzustimmen,
wenn er behauptet, die Demokratiesei heute in der Bundesrepublik»affektiv weithin
bedeutungslosgeworden«.Die »Naturalisierung«sozialerMacht und sozialerPrivile
gien und die Abwertungpolitisch-gesellschaftlicherKonflikte, die auf eine Neuvertei
lung von Macht und Privilegienabzielen, sind die beiden Hauptmerkmale des Autori-
tarkmus:waskt, ist von Naturaus so,undesverändernzu wollen, verfallt mithin dem
Verdikt desWidernatürlichen.Man muß sich den Sturm von Indignation und Entrü
stung vor Augen führen, der ausbrach, als die BerlinerPolizeivcrwaltungversuchte —
nichtetwaaus Gründen derlängstfälligen Ausdehnungvon allenBürgerrechtenauf
Ausländer, sondern bloß auspolizeitaktischenZweckmäßigkeitserwägungen— türki
sche Einwohner für denPolizeidienstzu rekrutieren;Türken, so reagierte hierauf das
Ressentimentvöllig ungebrochen, könnenvonNatur aus keinePolizistensein, alsoTrä
ger vonHoheitsbefugnissenauchgegenüberDeutschen.Die Wuchtsolcherpolitisch-
kultureller»Selbstverständlichkeiten«,die sichmassenhaftauchim nur mühsamlatent
gehaltenenWunschnachphysischerLiquidierungvonGewaltkriminellenoder in dem
WunschnachpsychischerSeparierungvon »begabten«und»unbegabten«Kindern in
verschiedenenSchultypenäußern,vermagdie sozialdemokratischePolitischeKultur
nicht mit entschlossenen und aussichtsreichenAufklärungskampagnenentgegenzutre
ten, —vielleicht nicht einmal in demMaße,wie es notwendig wäre, um sich auf die
DauerwahlpolitischerfolgreichgegendiewachsenderechtspopulistkeheMobilisierung
des autoritär-naturalistischen Syndroms zu behaupten.
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VI

Diesozialdemokratische Regierungspolitik hat nicht nur diedemokratische Stabilität
der Bundesrepublik nicht gefördert. Mit der Kombination von Etatkmus, normativer
Prinzipienlosigkeit, Offenheit gegenüber vorhandenen Machtverhältnissen und repres
siver Ausgrenzung wird dieSPD zunehmend zu einer Partei, die ihreBask nur noch in
einerSchicht von politischen Machtverwaltern findet. Soerodiert die traditionelle So
zialdemokratie, verliert die »oppositionellen« Elemente, ohne die »alternativen« inte
grieren zu können. Diese Entwicklung hat nurden Anschein von Tragik, weil eine Va
riante des Reformkmus durchaus vorstellbar wäre, die sich programmatisch auf gesell
schaftliche Kräfte und Kämpfe stützt, offen gegenüber alternativen und oppositionel
len Kulturen ist und damit auch normative Perspektiven gewinnt.

Literaturverzeichnis

Berg-Schlosser, D., 1980: Politische Kultur derBundesrepublik. In: PVS-Litcratur, H.1(ausführ
licher Litcraturbcricht).

Löwenthal, R., 1979: Gcsellschaftswandel und Kulturkrise, Frankfurt/M.
Williams, R., 1977: Innovationen, Frankfurt/M.

Ein Buch, das Eingriffeins Denken und Handeln provoziert:

Automationsarbeit:
Empirische Untersuchungen, Teil 3
Projektgruppe Automation und Qualifikation Band VI
(AS 67: ISBN 3-88619-005-6)
206 S.: 15,50 DM (f. Stud. 12,80)
Private Vergesellschaftung nennen wir den Widerspruch: eine
Produktion, die immer noch Privatbesitz ist und zugleich nur
noch gesellschaftlich. Die Anstrengungen der Unternehmer sind
enorm. Wie im Wettlauf von Hase und Igel sind sie schon immer
da. Je mehr Kenntnisse, je mehr Verantwortlichkeit, je mehr
Durchblick die Arbeitenden haben, desto sicherer sind schon die
Auffangsstrategien geplant. Wie die Arbeitenden sich in die Wi
dersprüche verwickeln und das Private für Gesellschaftliches
halten und umgekehrt, sind keine spitzfindigen Untersuchungen,
die bedeutungslos sind gegenüber den Problemen der Arbeitslo
sigkeit und von dem nächsten Arbeitskampf überholt werden.
Gewerkschaftliche Gegenstrategien sind nicht einmal mehr de
fensiv, wenn sie nicht kennen, worauf sie reagieren. Wie die Un
ternehmer das Problem lösen, Lohnarbeiter automatisiert produ
zieren zu lassen, und wie sie eigene Strategien des Umgangs mit
dem Neuen bauen, ist Gegenstand dieses Bandes.

Band I bis V weiterhin lieferbar.

Band VII: Arbeiterformen/Fragen der Gewerkschaftspolitik (AS
79) in Vorbereitung.
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Kommentierte Bibliographie: Umweltfragen (8)

Knut Krusewitz

Ökologie und Militär

Fragestellung

Weder die universitäre Umweltforschung (z.B. dieÖkologie) noch die politikbera
tende Umwcltwissenschaft (z.B. der Rat von Sachverständigen für Umweltfragen) ha
ben sich in den vergangenen zehnJahren (1. Umweltdekade der BRD) des Themenzu
sammenhangs von Ökologie und Militär (Militärökologie) vergewissert. Obwohl —
oderweil —die NATO dieerste internationale Organisation war, diesich desUmwclt-
themas bemächtigte (1969), haben dieseit 1969 amtierenden SPD/FDP-Regierungen
die wissenschaftspolitische Ignoranz gegenüber militärökologischen Problemen nicht
korrigiert. Im Gegenteil. Eine Bilanzanalysc der staatlichen Ausgaben für Umweltinve
stitionen und für Umweltforschung (zwischen 1970 und 1979 immerhin rd. DM 80
Mrd.) erwekt, daß keineöffentlichen Mittel ausgewiesen wurden, um die militärischen
Auswirkungen auf Umwelt und Gesundheit erforschen zu lassen. Dabei werden die
medialen und systemaren Beziehungen zwischen Verteidigungs- und Umweltplanun
gen vonder politkchen und militärischen Führung in den jeweiligen NATO-Mitglied-
staaten keineswegs bestritten. So kann man in einer »Umweltdokumentation des Bun
desministers der Verteidigung« nachlesen, daß die Bundeswehr bereits in »Friedenszei
ten« alle Umweltmcdien (Luft, Wasser, Boden, Landschaft, Ökosystem) nutzt und sie
belastet, gefährdet oder zerstört. Und während eines NATO-Seminars im Herbst 1980
in München beschlossen die Teilnehmer, in den Streitkräften der NATO-Staaten die
»Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP)« einzuführen. Den Nachweis ökologisch-syste-
marer Bezüge zwischen Militär und Umwelt hatte eine weltweit geführte Diskussion
überdie Ursachen und Folgen der ökologischen Kriegsführung der USA in Vietnam er
bracht. Als Folge der damit verbundenen internationalen Protestbewegung konnte das
Thema »Umweltkriegsführung« in den Vereinten Nationen auf die Tagesordnung ge
setzt werden. 1977 wurde eine UN-Konvention gegen Umweltwaffen und Umwelt
kriegsplanung verabschiedet. Der denkbare Einwand, fehlende ökologische Praxisrele
vanz (geringer militärökologkcher Problemdruck)habe die politische und wissenschaft
licheIgnoranz gegenüberdiesem Umweltthema verursacht, kt mithin nichtstichhaltig.
In dieser Bibliographie können die Gründe für diesen beunruhigenden Befund nur
grob skizziert werden.

NATO und Umweltpolitik

Die Militär- und Politikplaner der NATO wurden von der weltweiten Politisierung
der ökologkehen Krise (Ende der sechzigerJahre) sowenig überraschtwiedie Regierun
gender Mitgliedstaaten. Überraschen müßteeherdieTatsache, daßdie NATO alserste
internationale Organisation die Exktenz einer »globalen ökologischen Krke« zur
Kenntnis nahm. Am 10. April 1969forderte der damalige US-Präsident Nixon in einer
Rede vor den Außenminktern der Bündnisstaaten die Gründung eines NATO-CCMS
(Committcc on the Challenges of Modern Society; im amtsdeutsch: NATO-Umwclt-
ausschuß). Zum Vergleich: Die OECD gründete ihren Umweltausschußein Jahr später
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(1970), die erste UN-Umweltkonferenz fand dreiJahrespäter statt (1972) und die erste
gesamteuropäische Umweltkonferenz erst sechs Jahre später (1975, im Rahmen der
KSZE). Mitdiesem Umweltausschuß sollte die NATO ihre »dritteDimension« (zur mi
litärischen und politischen) entwickeln, die »soziale«. Dazu Nixon: Die NATO benö
tigt»eine soziale Dimension«, um »sich mitunseren Besorgnissen überdieQualität des
menschlichen Lebens im letzten Drittel diesesJahrhunderts zu befassen«. Und weiter:
»Alle unsere Ländersind weit entwickelt [Stichwort: Wirtschaftswachstum). UnsereBe
völkerung teilt sich in den Nutzen [Stichwort: Segnung des technischen Fortschritts],
aber auch in die wachsenden Probleme einer schnell voranschreitenden industriellen

Technologie [Stichwort: Gefahren des technischen Fortschritts). Den Industrienationen
[Stichwort: Industrie, Megamaschine prägt Gesellschaft] kt kein dringlicheres Problem
gemeinsam ak die Anpassung des heutigen Menschen an seine Umwelt [Stichwort:
ökologische Politik] — die Aufgabe, die darinbesteht, die Weltfür den Menschen le
bensfähig zu machen [Stichwort: ökologische Marktwirtschaft] und demMenschen da
bei zu helfen, daß er lernt [Stichwort: neuesUmweltbewußtsein], in einem harmoni
schen Verhältnis [Stichwort: Neugestaltung des Lebens auf öko-partnerschaftlicher
Basis] zu seinersich rasch verändernden Umwelt zu bleiben.«

Diese Passage der Nixon-Rede kt nachzulesen in der auch sonst aufschlußreichen
Schrift von:

Huntlcy,JamesR., DasAtlantische Bündnis und die Umweltkrisc, NATO Informationsabteilung
1110 Brüssel, Brüssel 1971 (48 S.)

Huntley referiertohne Leketrctcrci die Interessen, die konzeptive NATO-Ideologen
an die Entwicklung einer»dritten Dimension« knüpfen. Danach hatte der NATO-Um-
weltausschuß die Aufgabe, ein Konzept der NATO-Umweltpolitik alsAntwort auf die
»ökologische Krise in Industrienationen« zu formulieren, mit dessenInstrumentarium
»denMitgliedsstaaten bei der Bewältigung derUmweltprobleme« geholfen werden soll
te. Doch, so NATO-Berater Huntley weiter, der »Umweltausschuß beschränkt sich
nicht auf die physischen Probleme der Umwelt [...], sondern wendet seine Aufmerk
samkeit auch solchensozialen Fragen zu, die von allgemeiner Bedeutung sind«. Dazu
zählt er u.a.: »DieArbeitsbefriedigung im technologischen Zeitalter.« Die Menschen,
wußte die NATO langevor den Grünen und Bunten, »habenSorge, daß die menschli
chen Persönlichkeitswerte von den technischen und administrativen Bedürfnissen über

schattet werden. [...]
Wenn diesem komplizierten Problem, das allen modernen Gesellschaften gemein

sam kt, nicht rechtzeitig genügend Aufmerksamkeit geschenktwird, könnte sowohl die
Arbeitsleistung als auch die Arbeitsbefriedigung rapide absinken, wasfür unsere Zivili
sation ungeahnte Folgen haben würde.«

Auch Ralf Dahrendorf lieferte auf der Eröffnungssitzung des NATO-Umwcltaus-
schusses seinen Beitragzur Zivilisationsproblematik ab: »Schon die Tatsache, daß dieser
Ausschußgeschaffenwurde, zeigt, daß die Sicherheit für uns genausosehr von der Le
benskraft unserer Gesellschaft« — lies: der Arbeitsproduktivität der Werktätigen —
»wievon der Stärke unserer Armeen abhängt.«

Zur selben Zeit, als Nixon und Dahrendorf vor NATO-Militärs und -politikern über
Lebensqualität, ökologischeHarmonie, Gefahren der Technik oder die Lebenskraft der
Gesellschaft philosophierten, eskalierten die US-Streitkräfte ihre ökologische Kriegs
führung gegen das Volk und die Natur in Indochina bis an die Grenzen des regionalen
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ökozids (»Umweltmord«). Über Genese, Intensität und Auswirkungen der Umwelt
kriegsführung unserer NATO-»Partner« klären die Standardwerke auf von:
Westing, Arthur H., Ecological Conscqucnces of theSecond Indochina War, Almquist &Wiksell,
Stockholm 1976 (119 S.)

Ders., Warfare in a Fragile World. Military Impact on the Human Environment, Taylor &Francis
Ltd, London 1980(249 S.)

Wen die vielfältigen Verstrickungen des jetzigen US-Außenministers Alexander Haig
in den damaligen Indochinakrieg, vor allem den Kambodschakrieg, interessieren, der
lese zusätzlich:

Shawcross, William, Schattenkrieg. Kissinger, Nixon und die Zerstörung Kambodschas, Verlag
Ullstein, Frankfurt/M.-Berlin (West) 1980 (480 S.)

Von Interesse ist die Entstehungsphase derNATO-Umweltpolitik aber nichtnur aus
militärökologischen Gründen, sondernvor allem deshalb, weil sich der NATO-CCMS
in der Tat mit geselkchaftlichcn Fragen »von allgemeiner Bedeutung« befaßt hat. Zu
denEssentials der NATO-Umweltpolitik, die von denRegierungen der Mitgliedstaaten
bereits im Stadium der Programmformulierung ihrer nationalen Umweltpolitik und
-planung berücksichtigt worden sind, gehörten (und gehören noch):
— Ausblendung politisch-parlamentarischer Debatten über a) die historischen Ursa

chen der »globalen ökologischen Krise«, über b) die Auswirkungen der herrschen
den Produktions-, Verteilungs- und Machtverhältnisse auf die umweltplanerische
Korrekturinstanz »Staat« und über c) die unabweisbare Revkion der tradierten»Si
cherheitsphilosophie« (Neubestimmung desVerhältnisses von »äußerer« und »öko
logischer« Sicherheit).

— Beschränkung der politischen Ursachenbestimmung der »ökologischen Krke« auf
»industrie-technkche«, »industriegeselkchaftliche«, »ökologisch-mediale«, »mensch
liche« oder schlicht ideologische Fragestellungen.

— Einbauvon öffentlich-rechtlichen und adminktrativen Schutzgarantien für die wei
tere Dominanz privatwirtschaftlicher Wachstumsentscheidungen und -Strategien in
zukünftige Umweltplanungskonzeptc des Staates.

— Gewährlektung von Mitbestimmungsrechten des Militärs (derVerteidigungsplaner)
über Planungund Vollzug nationaler, bilateraler und internationaler Umweltgeset
ze bzw. -abkommen.

— Immunisierung der Militärpolitik gegen umweltwissenschaftliche Forschungssttatc-
gien, deren Fragestellungen und Resultate mit militärökologischen Planungsinter
essen kollidieren können, durchentsprechende staatliche SteuerungderUmweltfor
schung.

Hinweise darauf findet man bei:

Füllenbach Josef, Umweltschutz zwischen Ost und West. Umweltpolitik in Osteuropa und ge
samteuropäische Zusammenarbeit, Europa Union Verlag, Bonn 1977(273 S.)
Bungartcn,Harald, Umweltpolitik in Westeuropa. EG, internationale Organisationen und natio
nale Umwcltpolitiken, EuropaUnion Verlag, Bonn 1978 (400 S.)
Akademie der Wissenschaften der UdSSR, Hrsg., Europäische Sicherheit und Zusammenarbeit:
Voraussetzungen, Probleme, Perspektiven,Verlag Progreß, Moskau 1978(459 S.)
Krusewitz, Knut, »Umweltpolitik in der BRD (1970-1980)«, in: Argument-Sonderband (AS 56),
Argument Verlag, Berlin (West) 1981 (192 S.)

In der Bundesrepublik wurde im Vollzug der NATO-Umwcltstrategie eine umwclt-
politische Variante der Sozialpartnerschaft fundiert, deren ökologischer Basiskonsens
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zwischen Staat,Wirtschaft, Gewerkschaften und Militär auf vier Prinzipien beruhtund
der seit zehn Jahren durch allgemeine Wahlen und Tarifverhandlungen erneuert wer
den konnte:

1. DerStaat (Bund, Länder, Gemeinden) »modernkiert« die traditionelle (mediale)
Umweltpolitik derNachkriegszeit zur ökologischen Infrastrukturpolitik. Der Staat stellt
mit öffentlichen Mitteln wichtige produktionsnahe Umweltmedien (z.B. Wasser) zur
Verfügung (»Umwelt alsöffentliches Gut«).

2. Die Wirtschaft entscheidet über Inhalte, Umfang und Tempo der Umweltsanie
rung. Sie entwickelt und organkiert einen Markt für Umwclttechnologie (»Entsor
gungsstrategie«). Ak Abnehmer tritt der Staat unterschiedlich auf: ak Käufer für öf
fentliche Infrastrukturmaßnahmen oder als Finanzier privatwirtschaftlich eingesetzter
Umwelt-Entsorgungstechnik.

3. Der militärischen Führung werden institutionalisierte Mitbestimmungsmöglich
keiten eingeräumt, diesich aufalle wichtigen Bereiche staatlicher Umweltgesetzgcbung
und -planung (vom Kabinettsausschuß für Umweltfragen bis zuden Umweltbehörden
auf Kreisebene) beziehen.

4. Den Gewerkschaften werden Kooperationsmöglichkeiten im Rahmen staatlicher
Technologiepolitik angeboten (»Humankierung der Arbeit«), gleichsam ihre Einbin
dung in das Programm der Verbesserung der betrieblichen »Umwelt«.

Dieeinzelnen Kooperationsprinzipien mögen an sich rational sein; in ihrenwechsel
seitigen Bezügen sind sie irrational. Pointiert ausgedrückt: Derherrschende ökologische
Basiskonsens in den NATO-Staaten hat nicht zufällig die »umweltfreundliche« Neutro
nenbombe ermöglicht, deren Hersteller wir gerne glauben, daßsie von denRüstungsar
beitern unter humanisierten Arbeitsbedingungen in einer emissionsarmen Fabrik her
gestellt wird, die mitten in einemLandschaftsschutzgebiet liegt.

Der ökologkehe NATO-Konsens beruht aber, wie wirtschaftliche, währungspoliti
sche oder soziale Konsense, auf der Fähigkeit kapitalistischer Ökonomien, genug
Wachstum der Produktion zu erzielen, mit dessen Hilfe die steigenden Kosten für
»ökologkehe« und »äußere« Sicherheit finanziert werden können. Bereits ein flüchtiger
Blickauf die Wachstumsraten der NATO-Volkswirtschaften in den siebzigerJahren er
weist deren abwärts gerichteten Trend.

Mitden ersten umweltpolitkchen Maßnahmen der Reagan-Adminkttation — radi
kale Senkung der produktionsrelevanten Umweltstandards, Aufbau einer nationalen,
strategischen Rohstoffreserve, Finanzierung einer in Friedenszeiten nie dagewesenen
Rüstungskonjunktur mit ihren enormen Rohstoff-, Energie- und Umweltfolgen, der
Absicht, ganzeLandschaften zu zerstören, um die MX-Rakctensysteme unterirdisch zu
installieren (worüberes bereitsein gut 1000-seitiges ökologisches Gutachten gibt) odet
der verstärkte Druck auf die westeuropäischen NATO-Länder, die »eurostrategischen«
Atomwaffensysteme zustationieren (womit zum Genozid undÖkozid inEuropa einge
laden wird) — mit diesen Maßnahmen der US-Regierung wird die NATO-Umweltpoli
tik als das erkennbar, was sie immer war: Machtpolitik zur Aufrechterhaltung gesell
schaftlicher Bedingungen(ökologischer Basiskonsens), innerhalb derer sich die NATO
erst behaupten und entwickeln kann.
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NATO-Umweltpolitik und Umweltkriegsplanung

In Abwandlung einer inzwkchen populären Drohgebärde, derzufolge die ganze
Welt »eine Sache derNATO« sei, läßt sich behaupten, daß es zumindest die ganze Um
welt in derTat ist. Bungarten notierte knapp zehn Jahre nach Gründung des NATO-
CCMS: »Erstaunlich ist vor allem die Tatsache, daßder CCMS gerade auf dem Gebiet
keine Untersuchungen vornimmt, für das er wohl prädestiniert wäre: die Ermittlung
der Auswirkungen militärischer Aktivitäten auf die Umwelt.« Der CCMS hat gute
Gründe, dies zu unterlassen. Auch ohne seine geschätzte Mitarbeit belegt die Studie
von Arthur H. Westing, daß es kein Ökosystem mehr gibt (Atmosphäre, Biosphäre,
Ökosphäre, Hydrosphäre, Lithosphäre), das nicht als Medium zur Umweltkriegsfüh
rung untersucht, bewertet und, soweit dies möglich war, sogar getestet wurde. In den
USA wurden in den letztenJahren eine Reihe militärischer Geheimdokumente zutage
gefördert, die beweisen, daß die US-Steitkräfte seitJahrzehnten einen Umweltkricg ge
gen dieeigene Bevölkerung, gegen einen Teil ihrer Mitglieder (Armeeangehörige) und
gegen die Bevölkerung anderer Staaten (so auchdie der BRD) führt(c). Dabeiwurden
atomare, biologische, chemische und ökologische Waffentestscricn durchgeführt, mit
denen die komplizierten Wechselbeziehungen zwischen Ökosystemen und menschli
cher Gesundheit (Widerstandsfähigkeit) »untersucht« werden sollten. Es ging, wie Ni
xon 1969 den NATO-Außcnminktern versicherte, darum, »dem Menschen dabei zu
helfen, daß er lernt, in einem harmonischen Verhältnis zu seiner sich rasch verändern
den Umwelt zu bleiben«.

Literatur zu diesem Thema (außer Wcsting-Studien):
Stockholm International Pcacc Research Institute (SIPRI), »Umwcltkricgsführung, ökologischer
Mord und Massenvernichtungswaffen«, in: SIPRI, Hrsg.,Rüstung und Abrüstung im Atomzeital
ter. Ein Handbuch, Rowohlt Taschenbuch Verlag, Rcinbek 1977 (366 S.).
Lohs, Karlheinz. »Chemische Kampfstoffe, neue Massenvernichtungsmiitcl. Umweltkricg«, in:
Bredow, Wilfried v./Kadc, Gerhard, Hrsg., Abrüstung. Politische Voraussetzungen, sozio-öko-
nomischc Folgen, Aufgaben der Wissenschaftler, Pahl-Rugcnstein Verlag. Köln 1978 (151 S.)
Leisewitz. Andre. »Naturwissenschaften — Rüstungsforschung — Abrüstung«, in: Brcdow/Kade.
a.a.O.

Paul, Günter, Aufmarsch im Weltraum. Die Kriege der Zukunft werden im Weltraum entschie
den. Keil Verlag, Bonn 1980 (266 S.)
Krusewitz, Knut. »Militär und Umwelt. Probleme militärischer Umwcltnutzung«, in: Huff-
schmid, Jörg, Hrsg., Rüstungs- oder Sozialstaar? Militär, Rüstung und Abrüstung in der Bundes
republik. Ein Handbuch, Pahl-Rugcnstein Verlag, Köln 1981 (286 S.)
Lutz, Dieter S., »Wieviel an Vcrnichtung(skapazität) ist genug? Ein Worst-Casc-Szcnario gegen
West-Europa«, in: Studiengruppe Militärpolitik, Hrsg., Aufrüstenum abzurüsten?, Rowohlt Ta
schenbuch Verlag, Reinbek 1980 (314 S.)

Zeitschriften, die regelmäßig über militärökologische Probleme berichten:
Antimilitarismus Information (Bestellungen): Bernd Schade, Sömmcringstr. 17, 6000 Frank
furt/M.

Blätter für deutsche und internationale Politik, Anschrift:Pahl-RugcnsteinVerlag,Gottcswcg 54,
5000 Köln 51

BBU-Umweltmagazin. Anschrift: Flämingsir. 9, 1000 Berlin 41
Friedensanalysen — Für Theorie und Praxis, Rcdaktionsadrcssc: HessischeStiftung Friedens- und
Konfliktforschung, 6242 Kronberg. Schloßstr. 6
Wichtigstes Jahrbuch:
SIPRIYearbook: World Armamcnts and Disarmament, lfd. Europa-Auslieferung durch Taylor &
Francis, 10-14 Macklin St, London.
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Rüstungsindustrie, Ressourcen und Ökologie
Die Rüstungsindustrie in den USA und der BRD ist zu 80% bzw. zu 100% von»strate
gischen Mineralien« abhängig, dieimportiert werden müssen. Rüstungsproduktc beste
hen ausMetallen, deretwcgen schon wieder Rohstoffkriege geplant werden. Unter der
Überschrift »DerWesten verschläft den Rohstoff-Krieg« berichtete Rüdiger Moniac vor
sechs Monaten in der Welt (24.11.80) über eine Tagung, an der »westliche Strategie-
undWirtschaftsexperten« teilgenommen hatten: »Der 'Krieg umEnergie undRohstof
fe' ist längst imGange, einKrieg, wie ihndieWelt bislang nicht gesehen hat. Deshalb
hat der Westen damit auch keine Erfahrung [sie!], und viele werden sich weigern, ihn
als '3. Weltkrieg' anzusehen. Die Folgen der Ost-West-Konfrontation um die Beherr
schung der wirtschaftlichen Grundlagen auf dem Globus könnten aber nicht minder
katastrophal sein für die industrialisierten Staaten des Westens als das Ende eines mit
Waffen geführten Krieges.« Den selbstmörderischen Konsequenzen dieser NATO-Si-
cherheitsphilosophie versucht die Bundesregierung zu entgehen. Nicht durch eine ra
tionale Sicherheitspolitik, die das Umwelt- und Ressourcenproblem alsZwang zur Ab
rüstung begriffe, sonderndurch die staatliche Förderung privater und halb-staatlicher
Rohstoff-Konzerne, die ihr Kapital in »politkeh sicheren Regionen« anlegen wollen
(Australien, Kanada).

Eine andere Variante ist das »Saudi-Arabien-Modell«, dessen Realisierung allerdings
erhebliche innen- und außenpolitische Widerstände entgegenstehen. Dasgleiche Mo
dell funktioniert allerdings im Falle Australien. Im Frühjahr 1980verhandelten BMVg
Hans Apel und sein Rüstungsdirektor HansEberhard mit der australischen Regierung
über bundesdeutsche Waffenexporte nach und Rohstoffimporte aus Australien. Die
Redewarvon Panzern und Fregatten sowie von Mangan, Chrom, Vanadium, Metalle,
aus denen Panzer und Fregatten u.a. hergestellt werden.

DieRüstungsproduktion gefährdet nichtnur dieoft beschworene Wettbewerbsfähig
keit der »deutschen Wirtschaft« — woraufdas BeispielJapan verweist —, sondern auch
die Gesundheit der Rüstungsarbeiter und die der Anwohner von Rüstungsbetrieben.
Ein drastisches Beispiel ist die chronische Berylliose. In der November-Ausgabe 1980
der Zeitschrift »bild der Wissenschaft« wurde gefragt, »ob Be — das chemischeSymbol
für Beryllium— zu einem Kürzel für das Umwcltgift von morgen wird. Nicht zuletzt
durch die militärische Raketentechnik (...) gelangt Beryllium in unsere Atmosphäre.
Ökologen, Ärzte und Toxikologen müssen meist passen, wenn sie überdie Folgen für
Gesundheit und Umwelt berichten sollen.« Beryllium-Legierungen werden in der Rü
stungsindustrie überall dort verwendet, wo funkenfreie Werkstoffe benötigt werden
(Panzcrplattenstähle), wo starke thermische Belastungen auftreten (Tragflächenkanten
von Militärmaschinen sowie Leitsysteme und Spitzen von Raketen) und sie werden als
Berylliumpulver (Treibstoff) für Feststoffraketen genutzt. Die Krankheit »Berylliose«
trat nicht nur bei Rüstungarbeitern auf, sondern auch bei Personen, die in einem Um
kreis von 1 bis 2 Kilometern um solche Fabriken lebten. Jetzt sorgt der militärische Ra
keteneinsatz bereits in Friedenszeiten für eine klasscnneutrale Versorgung der Bevölke
rung mit Berylliose. Ähnlich besorgniserregende Daten und Zusammenhänge ließen
sich gewiß auch für andere »strategische« Rüstungsmetalle nachweken (z.B. Asbest,
Chrom, Nickel, Cadmium, Zink). Aus gewerkschaftlicher Umweltsicht ließe sich im
Verfolgsolcher Untersuchungen die Fragwürdigkeit der Alternative »Rüstung oder Ar
beitslosigkeit« noch wirkungsvollerdestruieren. In der Wirklichkeit einer voll beschäf-
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tigten Rüstungsindustrie lautet die Alternative längst: »Berylliose (Asbestose usw.) oder
Arbeitslosigkeit.« Auf dieser Ebene der Kritik an den Erscheinungsformen der Militär
ökologie wird der politische Ablenkungscharakter einer »ökologisch« argumentierenden
Ursachenanalyse erkennbar, die den Ursachen- und Funktionszusammenhang zwischen
Militär undUmwelt in der Entwicklung des »Industriesystems« (des Wirtschaftswachs
tums, der Produktivkräfte oder »Zentralmächte«) verorten will. (Zur Erinnerung: Die
größten Rüstungsproduzenten in der BRD sind durchweg Hersteller von Umwelt
schutztechnologie! Die bekannten Rüstungsunternehmen von AEG, BBC, Bosch über
Dornicr, Krupp bis MAN und Siemens sind seit Jahren im Umweltgeschäft aktiv.)

Überzeugender bleibt die ursachenanalytische Treffsicherheit, die der Exekutivdirek
tor des Umweltprogramms derVereinten Nationen (UNEP), Mostafa K. Tolba, in ei
nem Interview mit der DDR-Zeitschrift »Horizont« (Nr. 32/1978) präsentierte: »Das
Wettrüsten ist eineernste Belastung für die gesamte Entwicklung derWelt. Die Festi
gung des internationalen Entspannungsprozesses, Rüstungsbegrenzung und effektive
Abrüstungsmaßnahmen sind eine Grundvoraussetzung für die Entwicklung und Siche
rung des menschlichen Fortschritts und für die Erhaltung und Verbesserung der Um
welt.« Wirksamer Umweltschutz in der Bundesrepublik und anderswo istohne effekti
veAbrüstungsmaßnahmen so wenig zu erreichen, wie wirksame Vollbeschäftigungspo
litik ohne gewerkschaftliche Kampfmaßnahmen.

Über Beziehung zwischen Rüstung, Ressourcen und Umwelt geben Auskunft:
Tinberger, Jan, Der RIO-Bcrichtan den Club of Rome: Wir haben nur eine Zukunft. Reform der
internationalen Ordnung, Westdeutscher Verlag, Opladcn 1977 (356 S.)
Gocht, Werner, Wirtschaftsgeologic. Rohstofferschließung — Rohstoffwirtschaft — Rohstoffpoli
tik, Springer-Verlag, Berlin (West)/Hcidclberg/Ncw York 1978 (200 S.)
Umweltbundcsamt, Hrsg., Bericht 4/1977: Luftqualitätskritcricn für Cadmium, Berlin 1977
(158 S.)

Umweltbundcsamt, Hrsg., Medizinische, biologische und ökologische Grundlagen zur Bewer
tung schädlicher Luftverunreinigungen (Sachverständigenanhörung des BMI, Berlin 20. bis
24.2.1978). Berlin (West) 1978(319 S.)
Hörn, Kariwilhclm, Lufthygiene. Medizinische Aspekte des Umweltschutzes, VEB Verlag Volk
und Gesundheit. Berlin (DDR) 1979 (174 S.)
Müller, Harald, »Krieg ums Erdöl?«, in: Studiengruppe Militärpolitik, Hrsg., Aufrüsten, um ab
zurüsten?, Rowohlt Taschenbuch Verlag, Reinbek 1980 (314 S.)

Umweltbundcsamt, Hrsg., Prüfung alter Vcrwcrtungstcchnologien aus Mangel- und Kriegszeiten
(Schlußbericht). Berlin (West) 1980 (113 S. + CXV S. Anhang)
Autorenkollektiv, Medizinischer SchutzderBevölkerung, 2. Aufl., VEB Verlag Volkund Gesund
heit, Berlin (DDR) 1979 (183 S.)
DerSpiegel, Jg. 33, Nr. 18(30.4.1979): »Gesundheitliche Spätfolgen bei den Beobachtern ameri
kanischer Atombombentests«. S.225-229

Bericht der Bernal-Fricdensbibliothck überchemische und biologische Kricgsftlhrung, in: Blätter
für deutsche und internationale Politik, Jg. 14. Heft 4 (April 1969), S.424-444
Rcevcs, Adrcw L., »Beryllium (Tojticity)«, in: Fribcrg, Lars et. al., Ed., HandbookofToxicological
Metals, Amsterdam 1979, p.329-343
Krampitz, Gottfried, »Beryllium. Raketen bringeneine gefährliche Unbekannte in unsereAtmo
sphäre«, in: Bild der Wissenschaft, Jg. 17, Nr. 11 (Nov. 1980), S.154-161
Giftgas in der Bundesrepublik Deutschland«, in: Blätter fürdeutsche und internationale Politik,
Jg. 24, Heft 10 (Okt. 1979) S.1271-1279

de la Trobe, Fred, »Der schüchterne Riese: Wie Japan am Rüstungsetat spart und sich dadurch
Handelsvorteilc verschafft«, in: Welt, Nr. 40, 17.2.1981, S.6
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Sieben,Horst A., »Präsident Reagan kündigt eineNeuordnung derRohstoffpolitik an: DieVorrä
testrategisch wichtiger Metalle sollen ausgeweitet werden«, in: Welt.N:. 64, 17. März 1981, S. 13
Paucke, Horst/Strcibel, Günter,»Zur Rolle der Naturrcssourcen beider Reform der internationa
lenWirtschaftsordnung«, in: Wirtschaftswissenschaft, Jg. 27, Heft 5 (Mai 1979), S.592-607
Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung (DIW), Hrsg., »Zur Versorgung der Bundesrepublik
Deutschland mit wichtigen Stahlvcredlern«. in: DIW-Wochenbcrichtc. Jg. 47, Nr. 3 (17. Jan.
1980), S.20-24

Report: Sccrcchtskonfcrcnz —Ein Kampf ums Mehr, in: Wirtschaftswoche. Jg. 34. Nr. 16(18.
April 1980), S.36-46
Leitenberg, Milton, »Unfälle mit Atomwaffensystemen«, in: Technologie und Politik, Bd. 9, Ro
wohlt Taschenbuch Verlag, Rcinbck 1977, S.156-214
Bemal, JohnD., Welt ohne Krieg, VEB Deutscher Verlag derWissenschaften, Berlin (DDR) 1960
(498 S.)

Schulz, Karl-Ernst. Hrsg., Militär und Ökonomie. Beiträge zu einem Symposium, Vandenhoeck
& Ruprecht, Göttingen 1977 (328 S.)
Maier, Lutz,»Globale Probleme und internationale Monopole (am Beispiel der Energie- und Roh-
stofffragc)«, in: Kadc, Gerhard/Schmidt, Max. Hrsg.. Frieden, Rüstung und Monopole. Konzer
ne und internationaleSicherheit, Pahl-Rugcnstein Verlag, Köln 1980. S.233-245

NATO-Umweltpolitik und Entspannung

Der NATO-CCMS hatte außer der Funktion, einen Umwelt-Konsens für die Mit
gliedsländer des Militärbündnisses zu entwickeln, die Aufgabe, eine Strategie für die
zukünftige intersystemare (Ost-West-)Umweltpolitik zu begründen. Als Antwort auf
umweltpolitische Initiativen dersozialistischen Länder erklärten die NATO-Staaten im
Dez. 1969ihre Bereitschaft, die CCMS-Tätigkeiten für eine gesamteuropäische Zusam
menarbeit »nutzbar zu machen« (Füllenbach). Das Interesse der NATO-Staaten und
das der Warschauer Vertragsstaaten an intensiver Umweltkooperation reflektierte je
weils unterschiedliche Umwelt-»Philosophien«. Die westlichen Teilnehmerstaaten an
der Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (KSZE, Helsinki 1975)
waren daran interessiert, ihre östlichen Veitragspartner in ein System intersystemarer
Umweltkooperation einzubinden, das entscheidend nach Maßgabe westlicher Indu
strie-und Handekinteresscn (Export von Umwelttechnologicn) gestaltet werden sollte.
Die sozialistischen Länder waren daran interessiert, den beginnenden Entspannungs
prozeß durch Vereinbarungen auf Gebieten von gemeinsamen Interessen zu materiali
sieren, die am wenigsten kontrovers schienen (Export der Entspannungs- und Abrü
stungspolitik). Formelhaft charakterisiert: Das Primat umweltökonomischer Interessen
mußte mit dem Primat entspannungs- und abrüstungspolitischer Interessen vermittelt
werden. Seit Nov. 1979, als auf der 1. Gesamteuropäischen Umwcltkonferenz in Genf
im Rahmen der UN-Wirtschaftskommission für Europa (ECE) erste Vereinbarungen
zur Verbesserung der Umwelt Europas vertraglich vereinbart werden konnten, haben
sich die entspannungspolitkehen Bedingungen nachhaltig verschlechtert. Umwelt-Ko
operation und Detente bedingen einander: Scheitert die Helsinki-Politik, braucht man
über Umweltpolitik in den Ost-West-Beziehungcn nicht mehr zu reden.

Literatur zur intersystemaren Umwelt-Kooperation:
Volle,Hermann/Wagner, Wolfgang, Konferenz über Sicherheitund Zusammenarbeit in Europa.
Beiträge und Dokumente, Verlag für internationale Politik, Bonn 1976 (339 S.)
Dies., Das Belgrader KSZE-Folgctrcffcn. Der Fortgang des Entspannungsprozesses in Europa,
Beiträge und Dokumente, Verlag für internationale Politik, Bonn 1978 (212 S.)
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Füllenbach, Josef, Umweltschutz zwischen Ost und West. Umwcltpolitik in Osteuropa und ge
samteuropäische Zusammenarbeit, Europa Union Verlag, Bonn 1977 (273 S.)
Krusewitz, Knut, »Erste Gesamteuropäische Umwcltkonfcrcnz«, in: Blätter für deutsche und in
ternationale Politik, Jg. 24, Heft 12 (Dez. 1979), S.1425-1429
Mylnikow, Anatolij, »Die internationale Zusammenarbeit beim Umweltschutz in Europa«, in:
Deutsche Außenpolitik, Jg. 25, Heft 3 (März 1980), S.87-98
Becher, Karl, »Gesamteuropäischer Umweltkongrcß —ein Beitrag zur Entspannung und zum in
ternationalen Umweltschutz«, in: Deutsche Außenpolitik, Jg. 25, Heft 3 (März 1980), S.99-107
Krics, Hansjürgen v., Hrsg., Friede durch Zusammenarbeit in Europa, Berlin Verlag, Berlin
(West) 1980 (342 S.)

NATO, Bundeswehr und Umwelt

In derAufbauphasc des bundesdeutschen Militärpotentials, inZeiten hoher Wachs
tumsraten der Industrieproduktion, ging es der militärischen Führung zunächst darum,
die Gleichrangigkeit privatwirtschaftlicher, sozialer und militärischer Raumnutzungsin
teressen staatlich absichern zu lassen. Sic wurde 1965 garantiert durch die Kodifizie
rung unterschiedlicher raumrelevanter Wachstumsinteressen im Bundesraumordnungs
programm. Es war nur eine Frage der Zeit, wann der raumexpansive Wachstumsdrall
sozial-liberaler Militärpolitik seit Beginn der siebzigerJahre zur Dominanz »militärgeo
graphischer« Interessen führen würde. Rechtzeitig in derEntstchungsphase derstaatli
chen Umweltpolitik (Programmformulierung) machte diemilitärische Führung in Stä
ben, Truppen und Verwaltungen ihre militärökologischen Interessen an der weitrei
chenden Berücksichtigung ihrer Sicherheitspolitik im Planungskonzept staatlicher Um
weltpolitik geltend. DieMitwirkung des BMVg an derPlanung und Programmverwirk
lichung auf allen räum- und umweltrelevanten Ebenen staatlicher Infrastrukturpolitik
kt längst Praxis. DerDurchdringungsprozeß derökologischen durch diemilitärische Si
cherheitsphilosophie istsicher durch dieTatsache gefördert worden, daßaufdemTerri
torium der Bundesrepublik NATO-Streitkräftc (und französkche) stationiert sind.
Nichtnur die Bundeswehr, nichtnur die Rüstungsindustrie, sondern auchausländische
Streitkräfte nutzen Raum und Umweltmedien. Etwa 600000 ha Gelände werden von
Streitkräften genutzt. Naturschutz-Gebiete: ca. 220000 ha. Im Gegensatz zum Wirt
schafts- und Sozialkonsumwachstum kt der Wachstumstrend des militärischen Land
verbrauchs (durch »Modernisierung« derWehrtechnik) durchaus positiv (rd. 30% im 1.
Umweltjahrzehnt). Das ökologkehe Sicherheitsrisiko, das die hohe militärische Dichte
in der BRD darstellt, hat viele Aspekte. Die geltende Doktrin derVorneverteidigung
aufderGrundlage »ausreichender« konventioneller, taktkch-nuklearer undstrategisch-
nuklearer Streitkräfte besagt in Kriegszeiten, daßein länger andauernder »Kampf auf
dem Territorium der Bundesrepublik Deutschland« mit Gewißheit »letztlich die Sub
stanz dessen zerstören« würde, »was verteidigt werden soll« (Weißbuch, 1976, S.87).
Aberauch in Friedenszeiten produzieren Rüstungsindustrie und Streitkräfte »negative
Folgen für die Umwelt« (BMVg, Umweltdokumentation, 1977, S.2)
— Landschaftsschäden (Manöver, Bunker- und Rakctenanlagen, Unfälle)
— Landverbrauch (Standorte, Infrastrukturen, Flughäfen)
— Lagerung von Toxinwaffen
— Lagerung und Transport von Atomwaffensystemen
— Belastung,Gefahrdung oder Zerstörung vonUmwcltmcdicn durch Abwärme (Klimaverände

rungen), Emissionen (feste, flüssige, gasförmige, die z.T. toxisch sind), Immksioncn, Lärm,
wahrscheinlich Radioaktivität (Unfälle mit Atomwaffen).
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Kurz: Die NATO-Streitkräfte in der Bundesrepublik nutzen, belasten, gefährden
undzerstören (teilweise) a) alle Umweltmedien und,vermittelt durch den ökologischen
Kontext, die Natur, b) die Umwelt des Bundesgebietes und angrenzender Staaten so
wie c) die Gesundheit ihrer Mitglieder und die der gesamten Bevölkerung.

Literatur zu diesem Thema:

Beyer, E./Petersen, G., »Militärische Verteidigung und Raumordnung«, in: BMI, Hrsg., Informa
tionsbriefe für Raumordnung (R. 6.6.3), Verlag W. Kohlhammer, Stuttgart 1969 (12 S.)
Jurczck, Peter, »Militär und Umwelt. Probleme militärischer Raumnutzung«, in: Evangelische
Akademie Arnoldshain, Hrsg., Militärpolitik. Dokumentation, Nr. 6/1977 (25 S. + Anhang)
Arbeitsgemeinschaft für Umweltfragen, Hrsg., Aktuell: Umwelt Forum 1978 — Grenzen des
Landschaftsverbrauchs, Schriftenreihe der AGU, Bonn o.J. (1979) (134 S.)
Bundesministcrium der Verteidigung, Hrsg., Umweltdokumcntation des BMVg. Fortschreibung:
Stand Okt. 1977, Bonn o.J. (34 S.)

Busche, Ernst, Hrsg., Rettet dieGarlstcdter Heide, Atelier im Bauernhaus, Fischerhudc 1977
(143 S.)
Lohs, Karlheinz, »Chemische Kampfstoffe — zerstören oder umwandeln?«, in: Akademie der
Wissenschaften der DDR, Hrsg., Wissenschaft und fortschritt.Jg. 30,Heft 11 (Nov. 1980), S.430-
434

»NATO-CCMS-Scminar über Umweltschutz und Streitkräfte in Friedenszeiten«, in: BMI, Hrsg.,
Umwelt. Informationen des Bundesministers des Innern zur Umwcltplanung und zum Umwelt
schutz, Ausgabe 80 (16. Jan. 1981), S.29-32
Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU), Hrsg., Forderungskatalog für ein Öko
Konzept in der BRD, Karlsruhe 1979 (33 S.)
Bürgerinitiative gegen Tieffluglärm, Tieffluglärm undwas damit zusammenhängt, Bezugsadres
se: Obere Schloßgasse 3. 6509 Bicbclnhcim, 1980 (37 S.)
Bartjes, Stcphan/Krysmanski, Renatc/Wiengarn, Rudi, »Militarisierung der Umwelt, ökologi
sche, räum- und kommunalpolitische Folgen derAufrüstung in derBundesrepublik«, in: Blätter
für deutsche und internationalePolitik, Jg. 25, Heft 12 (Dez. 1980), S.1444-1460

Schlußbemerkung

Den NATO-Umweltkonsens, der auf der prognostischen Annahme beruht, derzu-
folge bürgerlich-kapitalistisch organisierte Gesellschaften genug Wirtschaftswachstum
produzierten, um die exponentiell wachsenden Ausgaben der freien Welt für »ökologi
sche« und »äußere« Sicherheit finanzieren zu können, läßt eine gleichfalls wachsende
Ökologie- und Friedensbewegung verwittern. Er istnurnoch um denPreis innerer Mili
tarisierung» nichtmehrüberden ökonomischen Kontextvon Profit — Lohn— Steuern
zu retten. Die Autoren der Freiburgcr Thesen der Liberalen(1972) müssen diesen Kon
flikt bezeiten geahnt haben. In dem Teil des FDP-Programms, der den Bereich der
Umweltpolitik thematkierte, kann man nachlesen: »Die Leistungskraft unserer Volks
wirtschaft wird aber in Zukunft danach beurteilt werden, ob es gelingt, mit marktge
rechten Mitteln [!] umweltfreundliche Verfahren und Produkte durchzusetzen. Um
weltpolitik verlangt Umdenken und Nachdenken [...]. Deshalb muß Umwcltpolitik
den gleichen Rang erhalten wie ... Landesverteidigung [!].«

Und so sieht die »Gleichrangigkeit«, ausgedrückt in monetären Meßziffern, nach
zehn Jahren FDP-Umweltpolitik auf Bundesebene aus: In der Umweltdekade (1970-
1979)gab der Staat 303,578 Mrd DM für Verteidigung und 76,9 Mrd DM für Umwelt
schutz aus. Zählt man die Kosten für ökologische und militärische »Sicherheit« zusam
men und ermittelt den jeweiligen Anteil in Prozent, dann ergibt sich: Rüstung (Vcrtci-
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digung): rd. 80%, Umwelt: rd. 20%. Ein Vergleich der F&E-Ausgaben des Staates für
Rüstungs- und Umweltforschung ergibt fast genau dasselbe Verhältnis: 82% zu 18%.
Darüber, daß diese mehrjährigen Finanzplanungspräfercnzen nicht im entferntesten
die Umwelt- und Verteidigungsinteressen der Bevölkerungsmehrheit reflektieren, weiß
niemand besser Bescheid ak die Bundesregierung. Sie hat nämlich entsprechende Re
präsentativumfragen in Auftrag gegeben. Man darf ohne nennenswerte Übertreibung
behaupten: Weder die SPD/FDP-Rcgierungskoalition noch die Opposition, weder das
Parlament noch die umweltrelevanten Bundesämter (z.B. UBA), weder die herrschen
de Umweltforschung noch die wissenschaftliche Umweltpolitik-Beratung sind bereit
oder fähig, die Konsequenzen aus der Tatsache zu ziehen, daß seit zehnJahren eine sta
bile Mehrheit von etwa 70% der Bevölkerung inder BRD Ausgaben für Umweltschutz
für wichtiger halten als die für »Verteidigung«. Was Anton-Andreas Guha im Zusam
menhang mit der NATO-»Nachrüstungs«politik aufdie Formel von der »Absage an die
Vernunft in derPolitik« brachte, gilt auch für die Militärökologie derNATO-Staaten.

Damit wird der letzte, überaus wichtige, Litcraturhinweis gegeben:
Brcdthauer, Karl D./Mannhardt, Klaus, Hrsg., Es geht ums Überleben. Warum wir dieAtomra
keten ablehnen. Pahl-Rugcnstein Verlag, Köln 1981 (213 S.)

ALTERNATIVE
UMWELTPOUTIK
AS 56

neu im Argument-Verlag

Alternative Umweltpolitik
Natur- und arbeitsorientierte Politik,
Wissenschaft und Technologie

Der vorliegende Band konzentriert sich auf theoretische
Entwürfe und praktische Erfahrungen, die das Konzept ei
ner auf die Emanzipation der Menschen gerichteten Um
weltpolitik im Auge haben.
Wer könnten die Subjekte einer alternativen Umweltpolitik
sein? Welche Ziele müßten sie verfolgen, welche Strate
gien einschlagen? Liegen die Ursachen von Umweltzerstö
rung in den Produktionsverhältnissen begründet oder gehö
ren sie zu den fundamentalen Eigenschaften des »Indu
striesystems«? Unterscheiden sich sozialistische und kapi
talistische Staaten grundsätzlich darin, wie sie Umweltpro
bleme gesellschaftlich wahrnehmen und politisch verarbei
ten? Inwieweit bestimmen Eigenschaften des Naturhaus
haltes die Handlungsspielräume für umweltpolitische Stra
tegien? Wo deutet sich ein Wandel im naturwissenschaftli
chen und technologischen Denken an?
Autoren: Albracht, Bechmann, Betke, Czeskleba-Dupont,
Dewitz, Hallerbach, Hampicke, Haug, lllum, Krusewitz,
Lee,
Sternstein, Tjaden, Wiesenthal
15,50 DM (f. Stud. 12,80) AS 56: ISBN 3-88619-009-9
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Kongreßberichte

»Religion und Sozialismus«
veranstaltet vom Deutschen Freidenker-Verband, Duisburg, 4.4.81

Bislang erschien es als bloßes Problem endlich einzulösender Aufklärung: Rcligions-
kritik als Vorstufe der Gesellschaftskritik und umgekehrt: Gcselkchaftsveränderung,
die dieStrukturen derEntfremdung aufbricht, befreit auchund gerade von den »religi
ösen« Illusionen. Wenn esüberhaupt eine Gruppierung gabund gibt, diedieMarxsche
Basis-Überbau-Theorie ak weltanschauliche Waffe gegen Religion und Kirche einsetz
te, sowaren esdie »proletarischen Freidenker« in beiden Flügeln derdeutschen Arbei
terbewegung. Ihr »wissenschaftlicher Atheismus« fixierte sie statk auf theoretische wie
institutionelle Religionskritik undschloß eine positive Einschätzung desreligiösen Phä
nomens als eigenständige Begründung für sozialistische Positionen aus. Seitdem sich,
etwa durch die Dialoge deskatholkchcn Priesters Wilhelm Hohoffmit Bebel, Kautsky
und Karski der deutscheSozialkmus zu Beginn dieses Jahrhunderts alspolitische Bewe
gung definierte, die durch verschiedene Weltauffassungen — auch die christliche —
begründet werden konnte undein »religiöser Sozialismus« geduldet undgefordert wur
de, verschärfte sich sogar die Agitation der Freidenker gegen die Religion und ihre Ver
treter in der Sozialdemokratie. Seitdem aber nicht nur mehr einzelne Christen sich für
den Sozialismus entscheiden, sondern ganze linksdemokratische und sozialistische Be
wegungen religiös motiviert sind, müssen heutige Freidenker, diesich aufdie proletari
scheund marxistische Traditionberufen, ihre Haltung neu überdenken. Daß dies keine
bloße Taktik ist, zeigen gerade die internen Flügelkämpfe im nordrheinwestfälischen
Landesverband, dem wegen der Akzentsetzung für einenKongreß »Religion und Sozia
lkmus —ein Problem für die deutscheLinke?« eine Spaltung droht. Während Christen
allenfalls im Vorfeld der Klassenkämpfe, wieetwaim antifaschktkehen oder antimono
polistischen Bündnis, als Partner willkommen waren, wurden sienun vondereinladen
den Freidenker-Gruppe als gleichberechtigte Definitorcn eines Sozialismus-Begriffes
und einer Sozialkmus-Perspektive betrachtet. Ebenso stellten sich die nordrhein
westfälischen Freidenker die Frage, ob die marxsche Religionskritik überholt sei oder
für die heutigen Verhältnisse erweitert werden und Erscheinungen miteinbeziehen
müsse, die nicht auf den ersten Blick als religiös erkennbar seien.

Der Einladung nach Duisburg waren etwa 200, meist jüngere, Teilnehmer gefolgt.
Sie hörten sich zunächst geduldig die Einzelbeiträge der Podiumsredner an. Heinz
Brandt, der »grüne« Sozialist, Erhard Lucas, Historiker der Arbeiterbewegung, Theo
Schneid als Vertreter des Freidenker-Verbandes, Klaus Kreppel vom linkskatholischen
Bcnsbetgcr Kreis, Helmut Eisner als Marxforscher im Karl-Marx-Haus in Trier und
Hans-Hermann Hücking als Polen-Experte waren dazu eingeladen worden.

Die Diskussionsbeiträge lassensich in der Rückschau auf drei Problemebenen zusam
menfassen. Die erste Ebene konzentrierte sich um die »Theorie« und wurde vom Podi

um angesprochen. Es ging um die von den Freidenkern aufgeworfeneFrage nach dem
Aktualitätsgrad der Marxschen Religionskritik, deren berechtigter Kern — gegen pra
xislähmende Vertröstung gerichtet — heute sowohl von Christen wie Sozialisten im er
weiterten Sinn ernstgenommen werden muß, wenn allmächtige Institutionen einer Ge
sellschaft, eines Staates, einer politischen oder weltanschaulichen Großgruppe als ver
tröstende Sinnproduzenten aufreten, um gcsellschaftsverändernde Praxis zu verhin
dern.

Eine zweite Ebene, die der Kirchenkritik, wurde von einem Teil der Kongreßteilneh
mer thematisiert, die vor allem biographischeErfahrungen mit den bundesrepublikani
schen Kirchenprivilegien (Kindererziehung, Kirchensteuer, §-218-Dkkussion) vortru-
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gen. Der hohe Grad an Betroffenheit, von der die Kirchenkritik betroffen war, macht
deutlich, daß die Analyse kirchlicher Machtstrukturen im staatlich-gesellschaftlichen
Bereich auch für Linke nicht obsolet geworden ist. DieFrage istnur, ob Freidenker un
bedingt ihre kulturkämpferkchen Attitüden, diesiemit den Freigeistern der FDP oder
der Humanistischen Union teilen, einbringen müssen, und damit die linken Christen
unterfalschen Legitimationszwang setzen. Christlich oderreligiös motivierte Sozialisten
sollten aus diesem Teil der Diskussion die Lehre ziehen, aus der Ambivalenz von fort
schrittlicher theologischer Argumentation und amtskirchlicher Zurückwekungspraxis
heraus die institutionenkritische Analyse der Kirche nicht zu vernachlässigen.

Einem dritten Diskussionsschwerpunkt lassen sich Argumente aus dem Bereich der
sozio-emotionalen Interaktion zwischen Linken zuordnen. Eine Arbeitermutter aus
dem Ruhrgebiet riet ihrem linken Sohn, nicht aus der Kirche auszutreten, weil ihn
dann später keiner beerdige. Dieser linke Sohn stellte den Anwesenden die Frage, ob
sie sich noch nieGedanken darüber gemacht hätten, warum dieüberwältigende Mehr
heit der Arbeiterschaft trotz marxistischer und aufklärerischer Traditionen der sozialisti
schen Bewegung in der Kirchegeblieben sei. Mit Wissenschaft und Rationalität allein
ließen sich keine gesellschaftlichen Phänomene erklären oder das Bedürfnis, als Sozia
list einmal ein Weihnachtslied zu singen, wegdiskutieren. DieseEbene der Diskussion
sprach wohl die meisten der jüngerenTeilnehmer an, weil hier Bedürfnisse nach mehr
menschlicher Kommunikation und »Wärme« artikuliert wurden, die oft von Linken
»Nur-Theorctikern« wegrationalisiert wurden und werden. Sozialisten könnten hier die
Lehre ziehen, daß die Motive für eine Gesellschaftskritik auch im inter-personalen Be
reich liegen können, den die Kirche bisher »monopolisiert« hatte. Dies bedeutet nicht,
ihre sozio-emotionalen Verarbeitungsrituale von Geburt bisTod zu übernehmen, son
dern Sinn in kommunikativen Situationen selbst zu stiften. Von diesem letzten Teil
könnten die Impulse für eine weitere Sozialismus-Christentum-Diskussion gesetztwer
den, die auch von anderen Gruppen und Organen aufgegriffen werden sollte. Den
Freidenkern in Nordrhein-Westfalen ist für ihre Initiative zu danken. Selbst wenn man
che ihrerAkzentsetzungen nicht angenommen wurden und bestimmte Zielsetzungen
nicht erreicht wurden, hat sich die Tagungschon wegen ihres letzten Teils gelohnt.

Klaus Kreppel (Bielefeld)

»Faschismus in der Kinder- und Jugendkultur«
Frühjahrstagung des ArbeitskreisesKinder-Bücher-Medien e.V. »RoterElefant«, Berlin,
8.-10.5.81.

Im Arbeitskreis »Roter Elefant« haben sichseit 1976 knapp 100 Bibliothekare, Buch
händler, Pädagogen, Hochschullehrer, Autoren, Graphiker, Studenten, Verleger und
andere auf dem Gebiet »Kinder- undjugendmedien« tätige organisiert. Ziel ist eine
»alternative« Kinder- undJugendkultur. Dafür kämpfensiemit einem »Elefantenbaby«
(ihre Zeitschrift), didaktisch kommentierten Listen von Kinder- und Jugendbüchern,
Eltcrnbroschürcn, themenorientierten Medienlisten, positiven sowie negativen Preis
verleihungen und mit regelmäßigen Tagungen. Thema der vergangenen Tagung war
»Faschismus in der Kinder- undJugendkultur«. Drei Arbeitsgruppen beschäftigten sich
mit faschistoiden Angeboten durch Musik, mit der Aufarbeitung des historischen Fa
schismus in der Kinder- und Jugendliteratur sowie mit faschistoiden Tendenzen im
Kinderfernsehen.

Daß zumindest ein Teil der bundesdeutschenJugend für faschistoide oder faschisti
sche Angebote ansprechbar ist, wiesKlaus Sochatzky zu Beginn der Tagung in seinem
Einführungsreferat nach. Eine Studie, die er gemeinsam mit Studenten im Großraum
Frankfurt durchgeführt hatte, ergab, daß rund 25 Prozent der befragtenJugendlichen
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rechtsradikalen Parolen mehr oder weniger zustimmten. Sein Fazit: »Wenn Rechtsradi
kale Kampf gegen kommunistische Tendenzen versprechen und restriktive und harte
Maßnahmen vorschlagen, um Sicherheit, Ruhe und Ordnung zu garantieren, werden
sieauf bedrückend viel Zustimmung stoßen.« DieTagungsteilnehmer stellteneinenen
gen Zusammenhang zwischen diesen »mentalen Sttukturcn« —wie sie auch von ande
ren Untersuchungen bestätigt werden (Habermehl, Jaide, Sinus-Studie, Shell-
Jugendwerk) —und dem Auftreten offen faschistischer Symbole und Verkehrsformen
innerhalb derJugendkultur her. Bei der Beurteilung solcher Erscheinungen (Punks,
AC/DC, Kiss, Rocker u.a.) istes notwendig, zwischen der Vermarktung faschistisch be
setzter Symbole und Inhalte einetseits und dem Ausdruck jugendlichen Protestverhal
tens andererseits zu unterscheiden.

Der propagandistische Gebrauch faschistischer Symbole (SS-Runen) zu kommerziel
len Zwecken ist zwar problematisch, da sodie mitdem Nationalsozialismus verbunde
nen Ängste werbestrategisch ausgenutzt werden, — gefährlicher erscheinen aber die
Struktuten und Inhalte det durch Gruppen wie Kiss und AC/DCinitiierten Kulturfor-
men: Unterwerfung und besinnungslose Integration desPublikums, Aufputschen der
»Fans« mit Zitaten wie»Wollt ihr den totalen Krieg?« (Kiss), Kriegsschauplatz-Kulissen
usw. Offen ließ die Tagung, inwieweit derartige Rock- oderPop-Musik tatsächlich eine
eigene (neue) Qualität gegenüber traditionellem Rock und Pop besitzt, oder ob eine
»besinnungslose Integration« der Konsumenten nicht auch ohne Bühnenblut, Kriegs
schauplatz undGoebbels-Parolen, sondern bloß durch diebisher gekannten Auftritte ä
la »Rockpalast« geschieht. Ob also ein bestimmter Gewaltcharakter den Massenveran
staltungen der Rock- und Pop-Agenturen nicht immanent ist.

Faschistoide Gewaltformen und Symbole tauchen aber nicht nur auf Rockbühnen,
Plakaten und Plattcnhükcn — sie tauchen auch bei denJugendlichen selbst auf, etwa
bei den Punkern. Dazu Manfred Geiss, Vorsitzender des »Roten Elefanten«: »Bei den
Punks drücken die faschistischen Symbole — trotz des immensen Gewaltzusammen
hangs — zumeist eher Distanz zu den vorgegebenen Normen und eine neue und oft
mals kreative Sinngebung aus, die nicht auf Vermassung und aggressive Schuldzuwei
sung zielt und durchaus in ihrem Aufbegehren die Wendung zu freiheitlich-humanen
Werten einschließt.« Faschistische oder faschistoide Verkehrsformen werden so zu ei
nem Ausdruck antibürgerlichen Protestes. Eine Überlegung, dieauch bei der Beurtei
lung rechtscxtrcmcr oder neofaschistischer Jugendgruppen zu beachten ist. Manfred
Geiss, der das Resümee der Tagung zog: »Die rechten Angebote scheinen dutchaus
sinnvoll: Sic kommen den nicht befriedigten Bedürfnissen nach Erlebnis und Aktion
entgegen. Zumindest scheinhaft werden Jugendliche bei den rechten Gruppen ernst
genommen, erscheinen nicht alsanonyme und sinnlose Nummer, wird ihneneineAuf
gabe gegeben. Vcrstätkt wird dieszusätzlich durch existentielle Bedrohungen und den
totalen Mangel an Perspektive, ausgelöst durch die Arbeitslosigkeit vonJugendlichen«.
Auch Karl-Klaus Rabe ist bekanntlich bei seinen Beobachtungen der rechtsradikalen
Szene zu der Auffassung gelangt, daß es weniger Ideologie und politische Ziele sind,
die neonazistische Gruppen für Jugendliche attraktiv machen, sondern vielmehr die
dort gebotene Geborgenheit und »echte« Kameradschaft.

Einiges über die »Einübung« faschistische! oder faschistoider Verkehrsformen bereits
im Kindcsalter berichtete die Arbcitsgtuppc »Trivialmedien«, die als exemplarisches
Beispiel die ZDF-Zeichcntrickscrie »Captain Futurc« analysierte. Diese Billig-
Zeichentrick-Seric — wieviele ihrer Art ausJapan (Heidi, Tarzan u.a.) — zeichnet sich
durch Verharmlosung des Krieges, durch ein Übermaß an Gewalt, durch Rassismus,
durch autoritäre Hcrrschaftsstruktutcn und andere Elemente des Faschismus aus. Jan-
Uwe Rogge hat beobachtet, daß sich das Fernsehverhalten von Kindern durch die Ver
rohung des Kinderprogramms verändert hat. Serien, die noch vor nicht allzu langer
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Zeit imBeliebthcitsgrad noch oben standen, aber nur relativ wenig Gewalt »brachten«
— etwa Lassie, Furyoder Flipper— hätten heute kaum nochChancen auf obere Plätze
der Hitliste. Bei derartig »langweiligen« Sendungen winkten viele Kinder gähnend ab.
Noch ist die Sendezeit für gewaltvcrherrlichende Zeichentrickfilme begrenzt, doch
drohtdurch dieVeränderung derMedienlandschaft, Kabelfcrnschen und regionale Pri
vatisierung, eine derartige Selbstbeschränkung der Fernsehanstalten »unrentabel« zu
werden. Ein düsteres Beispiel ist Italien, wo die japanischen Action-Trickfilme bereits
die Kinderstunden beherrschen. »Captain Futurc« und ähnliche Filme, ebensoTrivial-
Comics und Trivial-Romane (insbesondere »Perry Rhodan«), prägen eine signifikant
undemokratische und autoritäre Sicht von Welt und Technik, welche die Schuld den
Außenseitern zuschiebt und Helden braucht, nicht den selbständig Handelnden und
denkenden Bürger, Relevant werden die von »Captain Future«, Perry Rhodan, Jerry
Cotton und John Wayne vorgelebten und angebotenen Möglichkeiten, Konflikte und
Krisen zu lösen, fürjugendlichc vorallem in Situationen der Arbeits- und Pcrspcktivlo-
sigkeit, der Resignation, der Lektungsängstc und der Enttäuschungen. In solchen Si
tuationen müssenJugendlichen attraktive, ihren Interessen und Bedürfnissen entspre
chendedemokratische Handlungsangebote gemacht werden. Als Aufgabe antifaschisti
scher Kulturarbeit sehen es die »Roten Elefanten« an, eine kritische Öffentlichkeit zu
schaffen, die den Kindern und Jugendlichen mehr Platz gibt für eigenständiges Agie
ren und sie ernst nimmt. Manfred Geiss: »Würde mehr demokratisches Verhalten vor

gelebt und möglich sein, brauchte wenigerpädagogisiertund die Demokratie in Schul
büchern beschworen zu werden. Die Demokratisierung des Alltags verhindert rechte
Strömungen wirkungsvoller als jede neue Stelle im Verfassungsschutz.« Die »Roten Ele
fanten« denken an Versuche, Kinder und Jugendliche ihre Problemeselbsttätig durch
verschiedene Medien beschreiben und darstellen zu lassen.

Udo Perina (Frankfurt/Main)

Kongreßankündigungen

»Kultur kt, wie der Mensch lebt und arbeitet«, Symposion zur demokratischen Kultur
arbeit in Theorie und Praxis mit Referaten, Arbeitsgruppen, Kulturprogramm.
30.10.81 (15 Uhr 30) bk 1.11.81 (13 Uhr).
Veranstalter: DGB (Landesbezirk Baden-Württemberg), Bund demokratischer Wissen
schaftler e.V., Zeitschriften »Das Argumenta und »kürbiskern'.
Tagungsort: Pädagogische Hochschule Heidelberg, Keplerstr.87, Heidelberg. Hauptre
ferenten: Prof. Dr. W.F. Haug (Berlin), Dr. K. Maase (Frankfurt), L. Pinkall (IG Me
tall, Frankfurt a.M.), O. Todtenberg (DGB Bundesvorstand, Düsseldorf)-
Anmeldungen an: Prof. Wolf Rüdiger Wilms, Pädagogische Hochschule Heidelberg,
Keplerstraße 87, 6900 Heidelberg.

usasrt
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Frigga Haug (Hrsg.)
Frauen — Opfer oder Täter?
Diskussion (SH 46) 5,— DM

»Auch das Sich-Opfern ist eine TaJ und kein Schicksal, jede Un
terdrückung — soweit sie nicht mit Süßerem Zwang arbeitet —
braucht die Zustimmung der Unterdrückten.« — Frigga Haugs
Opfer-Täter-These hat eine Vielzahl von entgegengesetzten Mei
nungen provoziert. Diskussionsbeiträge, die von persönlichen Er
fahrungsberichten bis zur Frage, wie Politik zu machen und zu
begreifen sei. reichen, sind in diesem Studienheft zusammenge
tragen.
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Permanentes Tribunal der Völker über El Salvador

Am 9. bis 11. Februar diesesJahres tagte in Mexico City eineJury des 1979 gegründeten Perma
nenten Tribunals der Völker. DieseJury war zusammengetreten, um über dieAnklagen der Mcn-
schcnrcchts-Kommission El Salvadors gegen dieChristlich-Demokratische Militärjunta zu beraten
undUrteile zu fällen. Angesichts der besonderen Rolle der Vereinigten Staaten in El Salvador und
derdurch dieUS-Mcdien verbreiteten Lügen faßten dieUS-Mitglicdcr derTribunal-Jury diewich
tigsten Zeugnisse und die Verdikte ineiner Dokumentation zusammen. Diesen »Tagungsbericht
des Permanenten Tribunals derVölker überdie Verletzung der Menschenrechte in El Salvador«-
stellen wir in Auszügen vor:

Das Tribunal:

»Als Nachfolger des Bcrtrand-Russcll-Tribunals verpflichtet sich dieses Tribunal der Verteidigung
der 1976 in Algerien beschlossenen Allgemeinen Erklärung derVölkerrechte.«

Der Charakterder Salvadorianischen Junta:
Alsjüngstes Glied einer fünfzigjährigen Tradition »repräsentiert sie nur und ausschließlich die

Interessen der Oligarchie und mit dieser verbündeter Armcckrcisc. Heute istder Junta die Mehr
heit derVolkskräftc entgegengesetzt. (...) Um ander Macht zu bleiben, führt dieJuntaeinebru
tale und systematische Politik des Terrors gegen alle Kreise der Bevölkerung durch ...»Neben un
zähligen »Fällen individueller Folterung und Ermordung gibt esKollektiv-Massaker« und darüber
hinaus »kontinuierliche, systematische Repressionen gegen Baucrngcnosscnschaftcn, Arbeiter-
Nachbarschaften, Gewerkschaften, kirchliche Institutionen, akademische Vereine, Medien. Bi
bliotheken, Schulen und selbstSpitäler. (...) Bisheute sind annähernd 12.000 Menschen ermor
det worden ...« Im Zusammenhang mit diesen Mordfällcn ist»nicht gegeneine Person jeermittelt
oderjemand vorGericht gebracht worden.« Zeugenaussagen zufolge »ist esklar, daß diese« beiden
wichtigsten ultra-rechten »paramilitärischen Organisationen« — Orden und Todesschwadron —
»inder Tat von der Armee abhängen« und keineswegs, wie dies dieJunta behauptet, »außerhalb
der Kontrolle des Staates« stehen. — »Ebenfalls infolge der Rcptcssion waren92.000 Menschen
gezwungen, ihr Land zu verlassen. (...) Besonders alarmierend istdie Lage derFlüchtlingslager in
Honduras und Costa Rica, wo Hunger und Hungertod gang und gäbe sind.«

Die Rolle der US-Regierung und die 'Agrarreform':
»Die Agrarreform ist ein weiterer Mechanismus der Kontrolle und der Tcrrorisicrung der Bau

ernschaft. (...) Entworfen und geleitet von US-Bcamtcn. die mit ähnlichen Programmen in Viet
namund den Philippinen operiert hatten,war das Zieldieser Reform,... die Führung derBauern
schaftauszurotten.(...) DieJunta könnte nichtüberleben ohne die ökonomische und militärische
Hilfe der Vereinigten Staaten. (...) Es halten sichbereits800 militärische und andere US-Bcratcr
in El Salvadorauf. Seit der Invasion von Santo Domingo ist dies das größte Kontingent, das eine
US-Rcgicrung in ein lateinamerikanisches Land geschickt hat. (...) Man muß nochmals betonen,
daß die US-Rcgicrung der Hauptlieferant von Militär- und Polizcimatcrial — und daß die US-Mi
litärbasis in Panamadie wichtigste Ausbildungsstättc der Militär- und Sichcrhcitskräftc war.« Seit
ch und je wurde der oligarchisch-militkrischc »Machtblock von den Vereinigten Staaten unter
stützt, weil diese El Salvador innerhalb der zentral-amerikanischen Region als Schlüssclscktor be
trachteten. (...) Zcntral-Amcrika wurde von den US-Administrationen als eine Region der US-
Vorherrschaft definiert.« Und dies vor der »Existenz irgendeiner bewaffneten revolutionären
Gruppe auf Salvadorianischcm Boden«.

Das Tribunal entschied (u.a.):

Gemäß der Allgemeinen Erklärung der Völkerrechte und der Verfassung der Republik von El
Salvador im Januar 1962 hätten »die Kräfte des Volkes das moralische sowiedas legaleRecht«, in
ihrem Kampf gegen die »illegitime Gewalt« der Militärjunta »Unterstützung jeglicher Art und
Herkunft zu suchen und zu erhalten ...«.

" Verfasset des Berichts: Viccntc Navarro, Prof. of Public Health,The Johns HopkinsUniv. /HarvcyCox, Prof.
of Thcology, Harvard Univ./James Petras , Prof. of Sociology, StareUniv. of New York/George Wald. Prof.
of Biology. Harvard Univ.. Nobelpreisträger und Präsident der El Salvador-Session des Tribunals.
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Besprechungen

Sprach- und Literaturwissenschaft

Müller-Michaels, Harro: Positionen derDeutschdidaktik seit 1949. Scriptor Verlag, Kö-
nigstein/Ts. 1980 (259 S., br., 24,80 DM)

Insgesamt werden fünf Positionen der Dcutschdidaktik in der BRD unterschieden,
die einerseits in groberzeitlicher Abfolge geordnet sind und andererseits unterschiedli
che Probleme im weiten »Handlungsfeld Deutschunterricht« thematisieren: »Die Me
thodik des Deutschuntetrichts« (Ulshöfer), »Didaktik der deutschen Sprache« (Hel
mers), »Kritische Didaktik« (u.a. Bremer Kollektiv), »Didaktik der sprachlichen Kom
munikation« (u.a. Lüneburger Kollektiv) und »Didaktische Handlungsforschung« (Ivo,
Müller-Michaels selber). Ein Kapitel über die Deutschdidaktik in der DDR ist als »Ex
kurs« gekennzeichnet und — vermutlich ausGründen nicht nur der Chronologie, son
dernauch der konzeptionellen Affinität —zwischen die»Didaktik derdeutschen Spra
che« und die »kritische Didaktik« eingeschoben. Diese Einteilung kt durchaus plausi
bel, zumal bei der ausdrücklichen Beschränkung auf Konzeptionen, die bis zur Unter
richtspraxis hin konkretisiert werden. Dieeinzelnen Positionen sind äußerst sorgfältig
dargestellt, indem jeweils sowohl ein breiter Gesamtüberblick gegeben als auch präg
nant ihre Spezifik herausgearbeitet und Kritik geübt wird, letzteres sogar, wenngleich
in vergleichsweise geringerem Maße, an Müller-Michaels eigener Position. Im Bewußt
sein, selbst Parteizu sein, istder Autorerkennbar um Sachlichkeit bemüht. Sogewinnt
er auch allen dargestellten Positionen wesentliche Anteile ab am derzeitigen differen
zierten Problcmbewußtsein der Disziplin. Diesgilt geradeauch für Konzeptionen, wie
z.B. diejenigevon Helmers, deren pauschale Zurückweisung neuerdingsbisweilen zum
Topos gerinnt. Eine Ausnahme bildet am ehesten die Auseinandersetzung mit der
DDR-Didaktik, gegen die Müller-Michaels zum Teilundifferenziert polemisiert, insbe
sondere hinsichtlich ihrerpolitischen Rahmenbedingungen, was umsoproblematischer
ist, als seine Reflexion auf die politischen Rahmenbedingungen der BRD-Konzeptio
nen weitgehend nur darin besteht, die Sicht der dargestellten Konzeptionen nachzu-
vollziehen. Mit diesem Manko dürfte auch eine Unklarheit in Müller-Michaels eigener
Position zusammenhängen. Er akzentuiert in ausdrücklicher weitgehender Überein
stimmung mit Ivo die Problcmatkierung tradierter Handlungsmuster. Die Schüler da
zu zu befähigen, scheint ihm geradezu die vordringlichste Aufgabe heutigen Deutsch
unterrichts zu sein. Man vermißt allerdingsgenauere Hinweise, welcheHandlungsmu
ster in der heutigen Gesellschaft der BRD vor allem problematisch sind und, mehr
noch, welche an deren Stelle treten sollten. Auch wenn die Didaktik die Lernenden als
Subjekte noch so ernst nimmt, sollte sie die Lösung dieses Problems nicht ihnen allein
überlassen, sondern ihnen zumindest klare Entscheidungshilfen anzubieten suchen.
Vielleicht tritt bei Müller-Michaels dieses Problem deshalb nicht scharf genug hervor,
weil er die Deutschdidaktik mit der Handlungsforschung offenbar ausschließlich for-
schungs- und lchrmcthodkch zu begründen versucht und kaum auch im Sinne einer —
normative und analytisch-empirische Bestandteile verbindenden — Theorie. Weniger
im Sinne einer Kritik sei noch angemerkt, daß die elementaren Fertigkeiten (Kultur
techniken: Schreiben, Erstlesen, Orthographie), deren Vermittlung in den Aufgaben
bereich des Deutschunterrichts fällt, kaum behandelt werden. Ohnehin jedoch sollen
unsere kritischen Hinweise die positiven Qualitäten des außerordentlich informativen
Buches keineswegs in Frage stellen. Es ist reich an Anregungen für eine systematische
Konzeption der Deutschdidaktik. Unentbehrlich aber ist es vor allem für ihre neuere
Geschichte — als Ergänzung von Arbeiten wie die von Frank oder auch Eckhardt.

Ulrich Ammon (Duisburg)
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Henrici, Gert: Sprachunterricht in der Lehrerausbildung. Theorie und Praxis einerPäd-
ago-Linguktik. Beltz Verlag, Weinheim und Basel 1979 (186 S., br., 22,— DM)

Zunächst einmal derWiderspruch: umdieKluft zwischen Hochschulausbildung und
Lchrerberufspraxis zu überbrücken, empfiehlt Henrici eine »theorie-praxkbezogcne
Curriculumarbeit«, mit der die »Aufhebung der starren Fächergrenzen« in der Schule
zumindest langfristig zum Ziel gesetzt ist. Andererseits wünscht er sich jedoch ein
»Schulcurriculum Linguistik« — sprich Linguistik als eigenes Unterrichtsfach —, das
momentan allerdings von Lehrern und Schulbürokratie (gewiß aus unterschiedlichen
Gründen) abgelehnt wird. Derart unter lehrcrausbildungsökonomischen Gesichts
punkten zuargumentieren (weil das Fach umfangreich und vielfältig geworden sei), be
deutet eine Vernachlässigung der Tatsache, daß sich gerade die sprachlichen Erfahrun
gen von Schülern neben ihrer Alltagskommunikation auf Literatur- und Medienberei
che bezichen. Stünde es nicht eher an, die »germanistische« Literaturwissenschaft und
Linguistik im Hinblick auf die Ausbildung zum Primärsprachlchrcr einmal einer zu
sammenhängenden Überprüfung und Veränderung zu unterziehen?

Für den Sprachunterricht selbstgeht esdem Autor »nicht um detaillierteAbleitungs-
systeme von oberenLernziclcn zu Fernzielen« (74), was für einen erfahrungsbezogenen
und auf die Lernenden ausgerichtetenUnterricht zu begrüßen ist. Seine Bemühung gilt
stattdessen »Orientierungsgrößen, innerhalb derer Lehrer und Schüler konkrete Ziele
für begrenzteVorhaben vereinbaren« (74). Die globale, auf jederLernstufe auftretende
Orientierungsgröße des Sprachunterrichts ist dabei die Erlangung der »aktiven und re
flexiven kommunikativen Kompetenz« (76), die sich in den beiden »interdependenten«
Bereichen »Kommunikation in Aktion« und »Kommunikation in Reflexion« realisiert

(76f.). Jedoch erscheint die aktive Sprachverwendung der Schüler in den von Henrici
aufgeführten Beispielen stets in Abhängigkeitvon der Sprachrcflcxion, nie umgekehrt,
nach dem Schema: indem die Schüler sprachliches Material analysieren, sprechen und
argumentieren sie auch miteinander (108). Entsprechend anfallende sprachliche Pro
dukte können auch auf Tonband aufgenommen werden, um später ak zu analysieren
des Material Gegenstand der Reflexion zu sein. Das Prinzip solchen Sprachunterrichts
besteht darin: sprachlicheQualifikationen sind vomSchüler über Sprachanalyse (Refle
xion) zu erwerben, genügend Raum zur Anwendung der erworbenen Qualifikationen
(Aktion) sind zu gewährleisten. Dieses Prinzip steht aber auf zwei Holzbeinen zu
gleich. Das eine wird von Henrici konsequcnzenlos selbst beschrieben: »Wissen über
Kommunikation hat eine Funktion für Kommunikationskönnen. Welches Gewicht

diese Funktion hat, ist ungeklätt.« (77) Zumindest ist bekannt, daß Linguisten, deren
alltägliche professionelle Beschäftigung die Reflexion von Kommunikation ausmacht,
nicht gerade die Leute mit der qualifiziertesten Sprachbeherrschung sind. Zum ande
ren kann auf keinen Fall die vom Autor so genannte »reflexive Kompetenz« mit der
analytischen und rezeptiven Tätigkeit im Alltag gleichgesetzt werden, da die Fähigkeit
zur Rezeption, d.h. Einschätzung des Gesprächspartners, Interpretation seiner Äuße
rung etc., gerade untrennbarer Bestandteil der aktiven Sprechtätigkeit ist. Reflexive
Sprachanalyse bezieht sich hingegen ausschließlich auf die Ebene der Metasprache.

Den Titel des Buches muß man (leider) allzu wörtlich nehmen: im Ganzen besehen
geht es darum, wie man den Sprachunterricht in die Lehrerausbildung hineinkriegt.
Dazu werden kritische (dabei oft etikettierende) und konzeptionelle Überlegungen so
wieein ausführlicher, sehr detaillierter Erfahrungsbericht geliefert, was sich insgesamt
jedoch zu sehr auf organisatorische Abläufe und Zusammenhänge konzentriert. Die
anstehenden inhaltlichen Diskussionen etwa über die Brauchbarkeit pragmalinguisti-
scher oder kommunikationstheoretischer oder auch psycholinguistischer Ansätze und
Gegenstände, die makrosirukturclle Ausgestaltung von sprachorientiertem Unterricht
oder die Lücken linguistischer Forschung bezüglich den Erfordernissen des Untcrrich-

DAS ARGUMENT 128/1981 c j



Sprach- undLiteraturwissenschaft 583

tcns (sowohl Unterrichtsinhalt wie auch Lehrerwksen betreffend), kommen zu kurz
oder bleiben außer acht. Theorie und Praxis einer Pädago-Linguistik muß mehr sein.

Harro Schweizer (Berlin/West)

Meyer, Meinert Arndt (Hrsg.): Fremdsprachenunterricht in der Sekundarstufe II. Ein
Modell. Athenäum Verlag, Königstein/Ts. 1980 (238 S., br., 24,80 DM)

Dieses Buch berichtet von einem Modellversuch in Nordrhcin-Wcstfalcn. Berufs
schulen, Fachoberschulen und gymnasiale Oberstufen sollen zu einer Einheit zusam
mengefaßt werden, zudem Lernort Schule, zu der Kollegschulc. Speziell wird darauf
eingegangen, wie sich diese Reform im Bereich des Fremdsprachcnlcrnens auswirkt.

Das neuhumanktische Bildungsideal, das den Fremdsprachenunterricht auch im Be
reich der modernen Fremdsprachen geprägt hat, istverfallen. Andie Stelle dieses Ideals
wollen die Initiatoren des Modells einen Versuch setzen, der allgemeine Bildung und
berufliche Qualifikationen miteinander verbindet. Im konkreten Fall heißt das: ein Bil
dungsgang 'Fremdsprachenkorrespondent/ allgemeine Hochschulreife'. DieLernenden
sollen aus diesem Bildungsgang eine doppelte Qualifikation erwerben: dieallgemeine
Hochschulreife ebenso wie eine berufliche Qualifikation. Dies soll nicht durch eine
Doppelbelastung erfolgen, bei der zwei Bildungsgänge addiert werden; vielmehr soll
diese Doppelqualifikation integrativ vermittelt werden. Inwieweit dieser hehre An
spruch in der Praxis durchgesetztwerden kann, läßt sich allein aus der Lektüre des Bu
ches nicht erschließen. Festzustellen istaber: einer brillanten allgemeinen theoretischen
Ableitung von Herwig Blankertz am Anfang des Buches folgen diverse Beiträge zur
Realisierung, bei denen der integrative Aspekt nicht ohne weiteres deutlich wird. In
dem Beitrag von H. Rück erscheint eine Beschäftigung mit derLiteratur inderZielspra
che nur sehroberflächlich sinnvoll. »Begründung: Romane, Comics, Filme usw. bilden
einen beliebten Gesprächsstoff. Der Auslandskorrespondent sollte diesen Gesprächs
themen z.B. auf Empfängen, bei Einladungen, bei gemeinsamen Busfahrten usw.
nicht verständnislos gegenüberstehen, sondern in der Lage sein, sich an derartigen Ge
sprächen zu beteiligen.« (133) Literatur als small-talk. Dannkann man sie auch gleich
weglassen. Von derSelbstdistanzierung, dieeinProdukt desFremdsprachenlernens ist,
von der allgemeinen Bildung und Entwicklung der Persönlichkeit zur Kritikfähigkeit
usw. ist in diesem Beitrag nichts mehr übriggeblieben. Andererseits gibt es aber auch
Beiträge wie den von Bahners/Blechmann/Drosdol, in dem ein Leistungskurs Franzö
sischvorgeführt wird, der sich mit dem Thema 'Norm' befaßt und damit auf der Mcta-
cbene einen für den späteren Berufbesonders wichtigen Bereich kritisch angeht und
Distanz zur eigenen Tätigkeit lernen läßt.

Insgesamt: ein Buch, das besonders in seinen historischen Rekursen interessante Be
obachtungen zumFremdsprachenunterricht imSpannungsfcld zwischen Allgemeinbil
dung und Fertigkeitserwerb bringt und das darüber hinaus sich mit einem Bereich des
schulischen Fremdsprachenlernens befaßt, der in der akademischen Diskussion recht
stiefmütterlich behandelt wird: mit dem Fremdsprachcnlcrncn im Bereich der berufli
chen Bildung und mit dem Verhältnis von praktischen Anforderungen an die Schulab
solventen und deren Vorbereitung in der Schule. Dietmar Rösler (Berlin/West)

Weijenberg,Jan: Authentizität gesprochener Sprache in Lehnverken für Deutsch ak
Fremdsprache. Groos Verlag, Heidelberg 1980
(272S.,br.,36,—DM) zitiert: a
Barkowski, Hans u.a.: Deutsch für ausländische Arbeiter. Gutachten zu ausgewählten
Lehrwerken. Scriptor Verlag, Königstein/Ts. 1980
(134 S.,kt., 15,80 DM) zitiert: b
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Barkowski, Hans, Ulrike Harnisch und Sigrid Kumm: Handbuch für den Deutschun
terrichtmit ausländischen Arbeitern.Scriptor Verlag, Königstein/Ts. 1980 (380S., kt.,
28,— DM) zitiert: c
Piepho, Hans-Eberhard: Deutsch als Fremdsprache in Untcrrichtsskizzen. Quelle &
Meyer Verlag, Heidelberg 1980 (247 S., br., 19,80 DM) zitiert: d

Deutsch alsZweitsprache und alsFremdsprache war in der Bundesrepublik ein wis
senschaftliches Dornröschen. Geweckt wurde es u.a. durch die Nöte einer immer größe
ren Zahl von Kindern ausländischer Arbeiter/ innen, die in den deutschen Schulbetricb
strömten und bei ihrer Identitätsfindungdurchden Kontrast vondeutscherund elterli
cher Sprache und Kultur gestört wurden und durch die Tatsache, daß ihre Eltern auf
grund der langen Verweildauer vonstummen Funktionswesen zu integrationswütdigen
Objekten 'befördert' wurden, wobei, oberflächlich betrachtet, die fehlenden Sprach-
kenntnksc das Haupthindernis auf dem Wegzur Integration zu sein schienen. Geweckt
wurde es auch wissenschaftsimmanent durch die endgültige Aufgabe der Idee, be
stimmte Methoden seien beim Frcmdsprachenlerncn erfolgreicher als andere, und
durch die daraus erfolgende Hinwendung zu den Lernenden als Schwerpunkt neuen
Forschcns. In dem sich aus diesem Wandel konstituierenden interdisziplinären Neuan
satz 'Sprachlehr- und Sprachlernforschung' wiederum standen die ausländischen Ar
beiter/innen als Deutschlernende im Mittelpunkt des Interesses, was sich u.a. an der
Zahl der von der DFG in diesem Bereich geförderten Projekte ablesen läßt.

Mit der Aufgabe der Vorstellung von einer besten, allgemeingültigen Methode für
den Deutschunterricht und der Hinwendung zu den Lernenden in all ihrer Komplexi
tät und ihren Interaktionen in der Gruppe, mit den Lehrern usw. einher ging die Auf
lösung einheitlicher Unterrichtskonzepte. Deutsch für ausländische Arbeiter/innen
mit geringer Schulbildung im Wedding kann andere Inhalte und Vorgehensweisen er
fordern als ein Deutschunterricht an einer ausländischen Universität für Jugendliche
der gehobenen Mittelschicht. Wenn man lernergerechten Unterricht machen will, muß
man sich auf seine Zielgruppe einstellen. Ein schöner Spruch, aber was bedeutet er in
der Praxis? Neue Interaktionsformen, andere Lehrerausbildung, andere Inhalte ...?
Und vor allem, womit unterrichtet man? Soll die Gruppe eigene Materialien erstellen,
muß der Lehrer für seine jeweiligen Gruppen selbst Material erstellen, können arbeits
teilig Lehrbuchmacher Materialien erstellen, die zielgruppenspezifisch genug sind?
Während Sozialformen im Unterricht, politische und soziale Kooperation von Lehrern
und Schülern über den Unterricht hinaus usw. abhängig von Einstellungen und Be
wußtseinsbildung sind, die 'vor Ort' angegangen werden können, ist dies bei der mate
riellen Präsentation von Sprache und Inhalten nur unter großem Zeit- und Arbeitsauf
wand möglich. Unterrichtsmaterialien erscheinen ofr als Hemmnis für wirklich ziel-
gruppenbezogenes Unterrichten.

Bei der wissenschaftlichen Beschäftigung mit Lehrmaterial in der Bundesrepublik
kam Ende der 60erJahre als Reaktion auf subjektive Einschätzungen einzelner Fachgui-
achter die Forderung nach überprüfbarer, objektiver Lehrmaterialanalyse auf. Daraus
resultierende Arbeiten beschränkten sich strikt auf den Umgang mit dem Matctial
selbst. In diese Tradition gehört die Arbeit von Weijenberg. In Einklang mit der Wen
de der Fremdsprachendidaktik zum Kommunikativen, die eine Zeit lang vor allem in
einer Überschätzung der Funktion von Dialogen sichtbar wurde, vergleicht er am Bei
spiel von Dialogen Lehrwerksmaterial mit authentischen Texten (i.e. Dialogen aus dem
'Freiburgcr Korpus'). Beiden Lehrwerksdialogen fehlen u.a. Wortfragmente, ungram
matische Konstruktionen, simultanes Sprechen, längere Pausen und Abtönungsparti-
kcln wie 'ja'. Außerdem findet man dort kaum Verständigungsprobleme, so daß »diese
Texte oft den Anschein der Glätte und der Problemlosigkeit erwecken« (a,92). Weijen
berg gelingt es, eine Reihe von sprachlichen Elementen zu isoliefen, aus deren Fehlen
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deutlich wird, wieweit Lehrwerktexte von tatsächlicher Kommunikation entfernt sind.
Was er allerdings aufgrund seiner wisscnschaftstheorctischen Position nicht sagt, ist, in
wieweit dies ein wünschenswerter, didaktisch sinnvoller oder zu verändernder Tatbe
stand ist.

Eher Farbe bekennen dagegen andere Lehrwerkgutachten, die Weijenberg 'impres
sionistisch' (a,6) nennen würde. Im Bereich Deutsch ak Fremdsprache haben die
Mannheimer Gutachten für Kontroversen gesorgt. Sie haben bei allden wichtigen und
interessanten Informationen, die sie liefern, und Ansichten, die sie vertreten, den
Nachteil, daß sieaufgrund ihres allgemeinen Anspruchs zu selten dazu kommen zu sa
gen, welches Lehrwerk für welche Zielgruppe genau wie geeignet ist. Dieses Problem
stellt sich dem Gutachten von Barkowski u.a. nicht. Sieanalysieren vorhandene Lehr
materialien im Hinblick auf die Ziclgruppe 'ausländische Arbeiter' und sie tun dies von
einer bestimmten Position aus. Sprachunterricht für diese Ziclgruppe wird verstanden
als Bestandteil der Arbciterbildung, er muß von der realen Situationausgehen, in der
sich die Lernenden befinden; Sprachkenntnisse könnten zwar »die grundlegende recht
liche und soziale Situationder Arbcitsemigtanten im Einwandcrungsland nicht verän
dern« (b,2), seien »aber eine wichtige Voraussetzung, Solidarität zwkehen deutschen
und ausländischen Arbeitern zu ermöglichen« (b,2). Der Sprachunterricht muß ent
sprechend dem wichtigsten Lernziel der Arbeiterbildung, der Solidarität, organisiert
werden. Aus diesem Vorverständnis heraus entwickeln die Autoren sieben Kriterien zur

Beurteilung von Lehrwerkcn. Das wichtigste, die anderen bestimmende, ist dabei Kri
terium 1: Der Sprachunterricht muß den Kultur- und Identitätskonflikt der ausländi
schen Arbeiterdarstellen und die sprachlichen Mittelzu seinerVerarbeitung bereitstel
len. Abgesehen von Kriterium 5, das z.T. in die überwundene Methodendiskussion zu
rückfällt, entwickeln die Autoren dabei ein übersichtliches Instrumentarium der Lchr-
werkanalysc für diese bestimmte Zielgruppe. Weniger erfreulich ist das Ergebnis der
Analyse: die meisten der besprochenen Lehrwerke sind, obwohl z.T. für die Zielgruppc
'ausländische Arbeiter' geschrieben, für sie weitgehend unbrauchbar. An dem am be
sten bewerteten Material, an 'Feridun', zeigt sich die Malaise zielgruppenbezogcncr
Lehrmaterialproduktion: es ist am besten auf eine Ziclgruppe bezogen und damit am
eingeschränktesten in seiner Verwendung: es ist »ausschließlich in homogen türkischen
Lerngruppen einsetzbar« (b,21), die dazu noch überdurchschnittliche Schulbildung
und Vorkenntnisse im Deutschen haben müssen und es fordert einen Lehrer mit Tür

kischkenntnissen.

Was ist bei dieser Lageauf dem Lehrmaterialmarkt zu tun? Wer an einer VHS, in der
Nachbarschaft, im Betrieb usw. ausländischen Arbeitern Deutsch beibringen will, soll
te unbedingt das Handbuch von Barkowski/Harnisch/Kumm lesen, bevor er/sie aus
einer Mischungvon Erinnerungen an die eigne Schulzeitund emanzipatorischen Ideen
anfängt, selbst einen Kurs zu basteln. Wenn man vom Pathos des Erneuerers einmal
absieht, mit dem stellenweise offene Türen der Fremdsprachendidaktik (Prinzip der
bewußten Aneignung, Aufnehmen realer Kommunikation) eingetreten werden, er
freut einen das Buch-mit einer Fülle von Informationen und Anregungen. Die Aus
gangslageder ausländischen Arbeiter und ihre Einstellung zum Deutschunterricht wer
den skizziert; dabei stellt »dieErfahrung der Diskriminierung die wesentlichsteBarriere
gegendas Dcutschlcrnen« (c,24) dar. Es folgt eineBeschreibung von Situation und Mo
tivation der Lehrer, ihrerErwartungen und derErwartungen an sie.Dabeiwirdauchof
fen diskutiert, wiebei allem politischen Engagement Kontakte von den Lehrern »oft als
Mühe« (c,43) empfunden werden und daß die Lehrer »gesellschaftlich verursachte
Kommunikationsstörung ... nicht stellvertretend aufheben« (c,43)können. AbScitc45
findet man dann die Vorstellung des Unterrichtskonzeptes und die Beschreibung des
'Wie wir'sgemacht haben' — 300Seiten, die für jemanden, der sichmit dem Deutsch-
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Unterricht noch nicht ausführlich beschäftigt hat und der Anregungen und keine Re
zepte für seine Arbeit sucht, eine Fundgrube sind, da sie einigermaßen ehrlich Mög
lichkeiten und Sackgassen zeigen und statt geglätteter wissenschaftlicher Auswertung
Erfahrungen aufs Papier bringen. Erfahrungen, das sind nicht nur die schicken Lchren-
dc-Lcrncndc-Intcraktioncn, sondern vor allem Versuche, die Tücken der deutschen
Sprache so anzugehen, daß sie sich weder verselbständigen, noch durch 'kommunikati
ve Begeisterung' ersetzt werden, sondern aufgenommen werden in ein Modell, »das
den Mitteilungsbedürfnissen der Lerncr den Vorrang gibt vor der Entfaltetheit ihrer
sprachlichen Mittel, ohne deswegen die Wichtigkeit der systematischen Vermittlung
dieser sprachlichen Mittel aus dem Blick zu verlieren« (c,116).

Lernergerechteren Umgang mit konventionellem Lehrmaterial versucht Piepho in
seinen 'Unterrichtsskizzen' vorzuschlagen. Diese sind auch nicht zur direkten Über
nahme geeignet, vielmehr soll der Leser versuchen, »in kritischer Distanz zu den bishe
rigen Gepflogenheiten und zu den Empfehlungen dieses Buches einen dritten eigenen
Weg zu finden« (d,8). DieZeiten, in denen Didaktiker glaubten, zukünftigen Lehrern
sagen zu können, wie man richtig unterrichtet, sind vorbei. Picphos Credo: kein Lehr
material kann den Unterricht bestimmen; der Lehrer entscheidet aufgrund seiner
Kenntnisse der Lernenden, welches Material wie verwendet wird. Gegeneine 'Lernziel-
buchhaltcrei' (d,12) und die »Lehrbuchabhängigkeit vieler Lehrkräfte« (d,39) wird die
Distanz zum Lehrbuch gesetzt, die »eine dynamische, schülerentsprechende und kom
munikative Unterrichtsgestaltung« (d,49) erst möglich macht. Verschiedene mögliche
Leitprinzipien, denen Lehrer im Unterricht folgen, werden diskutiert und auch Piepho
fordert nun, »daß derSchüler die Zielsprache zunächst aus seiner eigenen Erfahrungs
welt und in ihr anwenden lernen soll« (d,77). Nach gut 100 Seiten interessanter lerner-
bezogener fachdidaktischer Ansichten, dieeinen aufdieAdaptionen fürdieLernenden
gespannt werden lassen, sind die eigentlichen Unterrichtsskizzen etwasenttäuschend.
ZuTexten aus verschiedenen Lehrmaterialien erweisen sich dieVorbereitungen des Leh
rers als Herstellen von Begriffskarten, Redemittelstreifen, Dialogschablonen, Hand
lungskarten und Übungskarten zur Grammatik. Anleitungen zum Eingehen aufdie
Lernenden wie bei Barkowski/Harnisch/Kumm sind nicht möglich, da Piepho seine
Skizzen für einen weltweiten Leser konzipiert hat. Es ist ein in zwei Teile zerfallendes
Buch, dasimersten Teil wichtige undgut lesbare Ausführungen zurRolle von Lehrma
terial, Lernenden und Lehrern im Unterricht enthält und im zweiten Teil sich dem Pro
blem der Adaption zumindest praktisch stellt und, wenn man die eigne Gruppe dabei
nicht vergißt, brauchbares und gut gegliedertes Material liefert. Als solches ist es emp
fehlenswert. Das eigentliche Problem der Adaption wird in der Vorbemerkung beiläu
fig mit einem Satz abgetan: »Es erwies sich, daß die Adaptierungen der Lehrverfahren,
Lernziele und Arbeitstechniken andielokalen Gegebenheiten unproblematisch waren,
wenn die Skizzen als Alternativen oder Umsetzungen aufderGrundlage des Lehrmate
rials schlüssig ... waren.« (d,7) So einfach ktdas wohl nur. wenn man die vorgegebenen
Skizzen nur koloriert. Geht man ernsthaft aufdie Lernenden in ihrer Komplexität ein
wie z.B. Barkowski/Harnisch/Kumm. dann erfordert dieser Schritt viel Zeit und Ar
beit. Und neben der Erstellung spezieller Lehrmaterialien muß dann auch die Adaption
gegebener Materialien an die gegebene Gruppe Teil einer Ausbildung zum Lehrer für
Deutsch als Fremd- oder Zweitsprache werden, die es fast nicht gibt. In einer derartigen
Ausbildung wiederum könnten zumindest die drei letztgenannten Bücher eine Reihe-
nützlicher Informationen zum Erstellen und Adaptieren von Lehrmaterial für gegebene
Zielgruppen liefern. Dietmar Rösler (Berlin/West)

DAS ARGUMENT 128M9SI



Sprach- undLiteraturwissenschaft 587

Kießling, Wolfgang: Exil in Lateinamerika. Verlag Philipp Reclam. Leipzig 1980
(571 S., br., 5,— DM)

18 von 20 lateinamerikanischen Ländern waren Lebensraum und Arbeitsgebiet
deutschsprachiger Literaten und Künstler imExil. Kießling ist in diesem Sektor der For
schung kein Neuling: Bereits 1974 veröffentlichte er im Akademie-Verlag Berlin eine
zweibändige Studie über Zeitschrift und Bewegung »Freies Deutschland in Mexico«.
Kießling zeichnet sich durch sorgfältige Sammlung des erreichbaren Materials und
durch eine erstaunliche Kenntnis der Vielzahl politischer und literarischer Persönlich
keiten aus. Der Band enthält eingehende Studien über Tätigkeit und Täter der antifa
schistischen Emigration in Lateinamerika. Dabei werden nicht nur aus den gedruckten
Quellen die Gruppenarbeit geschildert, sondern Einzelschicksale, zum Teil mit neuem
Material, vorgestellt. So sind Monograficn der wichtigsten Figuren des lateinamerikani
schen Exils entstanden. Eben die persönlichen Einzeldarstellungen sind das besondere
an diesem Werk, das sich darum leicht und flüssig liest. Das wohldokumenticrte und
reich illustrierte Buch — ein rechtes Geschichtsbuch — ist ein Vorbild für die Vereini

gung von Anschaulichkeit und Materialreichtum. — Ein Kapitel stellt die Geschichte
des Verlages El Libro libre in Mexico dar, der die erste deutschsprachige Fassung von
Anna Seghers »Dassiebte Kreuz« herausbrachte. Bruno Frei(Wien)

Lützeler, Paul Michael/Schwarz, Egon (Hrsg.): Deutsche Literatur in der Bundesrepu
blik seit 1965. Untersuchungen und Berichte. Athenäum, Königstein/Ts. 1980
(318 S., kt., 38,— DM)

Im US-amerikanischen St. Louis finden seitJahren Symposien zu verschiedenenThe
men der Literaturentwicklung und -geschichte statt, so z.B. zur 'Literatur und Kultur
der DDR', zu 'Exil und Innere Emigration', 'Juden und Deutsche um dieJahrhundert
wende' und 'Das Bild des Adels in der deutschen Litctatur'. Das 5. Symposium widme
te sich der westdeutschen Literatut seit 1965.

Die dort gehaltenen Referate sind hier gesammelt und zeigen vorallem zweierlei: a)
Die Vielfältigkeit der Themen, die zurückzuführen ist auf eine seit der Mitte der 60er
Jahre ins Fließen gekommene Literaturscene und b) die Schwierigkeit, diese Vielfältig
keit sinnvoll zu dokumentieren. Denn geht man davon aus, daß es Anliegen des Sym
posiums ist, die Vielfältigkeit der Themengebiete auf gemeinsame literaturtheoretische
und gesellschaftspolitische Hintergründe zu bezichen, dann trägtder vorliegende Band
hierzu lediglich Bausteine zusammen.

Warum 1965? fragen sich Lützeler/Schwarz in einem recht knappen Vorwort, dasau
ßer einigen einführenden Bemerkungen nichts zur Formulierung übergreifender Fra
gen beiträgt.

»Die Jahre 1965/66 markieren eine Wende in der Geschichte der Bundesrepublik
Deutschland«, denn hiermit beginnt die Studentenbewegung, von dessen früher anti
autoritärer Phase »Reformimpulse (ausgingen), denen sich, wenn auch lediglich vor
übergehend, nur wenige Bereiche des öffentlichen Lebens« in der BRD verschlossen.
Über die Willkürlichkeit dieses Stichjahres sind sich die Autoren wohl bewußt wieauch
darüber, daß »nicht jedesder bearbeiteten Themen genau an diesem Punkt einsetzen
würde« (7).

Klar ist: dieStudentenbewegung hat nicht nur dieangeblich 'formierte Gesellschaft'
ihresschönen Scheins beraubt, sondern gewiß auch intensive Auswirkungen im kultu
rellen Bereich gehabt und zueiner Verunsicherung und Neuformulierung vor allem des
politischen Verständnisses und der politischen Funktion von Literatur beigetragen. Um
die daraus resultierende Theorie und Praxis noch einmal nachvollzichcn zu können,
bieten die Aufsätze allerdings einige Hilfen.

Walter Hinderers Beitrag zeichnet »Tendenzen der westdeutschen Lyrik nach 1965«
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nach (13-30): Ausgehend vom 'Hermetismus' und der 'Fluchtästhetik' der 50erJahre,
dem Aufruf zur 'Metaphern-Enthaltsamkeit' und den 'Thesen zum langen Gedicht'
vonW. Höllerer biszur 'Radikalisierung despolitischen Gedichts' im Agitprop und der
'radikalen Entpoetisierung desGedichts' der NeuenSubjektivität der 70erjahre spannt
Hinderer den Bogen.

Drei Thesenverdienen dabei Beachtung: a) Entgegen anderer Untetsuchungen weist
Hinderer nachdrücklich auf eine nicht erst 1966 propagierte 'Wiederentdeckung der
Wirklichkeit' im Gedicht hin, sondern setzt diesen Punkt bereits 10Jahre früher an mit
Gedichtbänden wie »Mein Gedicht ist mein Messer« oder anderen von Enzensberger,
Rühmkorfund Grass, diesowohl einesprachliche Öffnungwie auch eineHinwendung
zu politisch-realistischen Themen vornahmen. Aber eben nur partiell und noch eng
(gerade bei Enzensberger) an die fern ab und vorbei am Leser gefundene Sprache.

b) Die Parallelität der Ansätze des 'langen' und des 'neuen' Gedichts wird plausibel
bestimmt, wenn auch Hinderers abqualifizierende Bemerkungen, daß die »etwas
hemdsärmeligen Empfehlungen desJüngeren (gemeint istJ. Theobaldy) wie eine freie
Nachschrift der vorgreiflichenVorschläge des Alteren (gemeint kt W. Höllerer)« (16) zu
lesen seien, ein deutliches Indiz ist sowohl für ein gewisses Unverständnis moderner
und zugleich einfacher Schreibweisen wie auch für den Ursprungsort seiner ästheti
schen Position.

c) Hinderers Bestimmung der aktuellen Situation, daß nach der Phase der unge
schminkten und unmetaphorischen Mitteilungüber die Befindlichkeitdes Ichs»bereits
eine Wende zu einer neuen Differenzierung in der sprachlichenVermittlung«(26) fest
zustellen sei, hat zweifelsohne seine Richtigkeit. Woraus allerdings das Abklingen der
»Berührungsangst vor metaphorischen Aussagen« (26) zu erklären ist, darüber schweigt
er sich aus.

Dies mag als Beispiel für die Mehrzahl der Aufsätzestehen: Ob R. Nägele »Notizen
zur experimentellen Literatur«, H. Haid »Deutschsprachige Dialektlyrik«, W. Hinck
»Deutsche Dramatik«, A.v. Bormann »Arbciterliteratur«, Beck und Martin »Westdeut
sche Frauenlitcratur«, W. Nutz »Trivialliteratur«, P. Beicken die »NeueSubjektivität«,
D. Bronson »Autobiographien«, J. Drews »Die Entwicklung der westdeutschen Litcra-
turkritik«, K.L. Berghahn die »Theorie der dokumentarischen Literatur« oder P.U. Ho-
hendahl die »Politisierung der Kunsttheoric« untersuchen (insgesamt 19 Beiträge); je
der Autorgibt auf 15-20 Seiten einen kurzen Einblick in das Spezialgebiet, problemati-
siertdabei einige wichtige Publikationen und ihredivergierenden Standpunkte, ohne
die eigene Einschätzung oder mögliche Perspektive zu vernachlässigen.

Insgesamt also kann dasBuch genutztwerden, um einen Überblick und Einstieg in
die Paletterelevanter Themenstellungen aktueller Literaturtheorie und -praxis zu erhal
ten. Zu einem wirklich vertieften Verständnis tragendie Aufsätze allerdings wenigbei:
das wird besonders augenfällig bei Hohendahls Versuch, die »Politisierung der Kunst
theorie« bzw. die ästhetische Diskussion nach 1965 nachzuvollziehen. Differenzen und
Berührungspunkte solch markanter Positionen wie von Adorno, Marcuse, Benjamin,
Haug, Holz, Lüdkc, Metscher, Bürger, Chr. Enzensberger, Habermas u.a. auf gut 15
Seiten schlüssig darstellen zu wollen, gegeneinander abzuwägen und in einer auf Ha
bermas basierenden Perspektive einer 'nach-autonomen' Kunst münden zu lassen, kt
denn schon fast eine Vergewaltigung der Rezipierten wie auch der Rezipienten.

Frank Dietschrcit (Hamburg)
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Meyn, Hermann: Massenmedien in der Bundesrepublik Deutschland (Zur Politik und
Zeitgeschichte; 24), Colloquium Verlag, Berlin 1979 (173 S., br., 11,80 DM)

Im 193. Tausend erscheint die 3. überarbeitete Auflage dieses von der Berliner Lan-
deszcntrale für politische Bildungsarbeit (in Verbindung mit dem Fachbereich Politi
sche Wissenschaft der FU) herausgegebenen Kompendiums. Ihr zugrunde liegt die
Leitfrage, »ob und wieweit Ptessc. Hörfunk und Fernsehen den Aufgabengerecht wer
den, die sie im politischen System der Bundesrepublik erfüllen sollen« (6). Diese wer
den für eine Demokratie, nach Dahrcndorfs These: eine »Regierung durch Konflikt«,
gemeinhin mit der Informationsfunktion (»vollständig, sachlich, verständlich«), mit ei
ner angemessenen »Mitwirkung an der Meinungsbildung« und mit der nicht weniger
konvenablen »Kritik und Kontrolle« umschrieben — alles hübsch ausbalanciert: Min
derheiten sollten zwar auch publizistische »Chancengleichheit« beispielsweise durch ei
nen »anwaltschaftlichenJournalismus« erhalten, aber keinesfalls mehr alsdie Majorität,
wie es etwa der »außerparlamentarischen Opposition« und den Kernkraftgegnern vor
gehalten wird.

Aufschlußreich mag es daher sein, die wichtigsten Bearbeitungen und Veränderun
gen zwischen der 1972 erschienenen und dieser Auflage knapp zu markieren: Gestri
chen worden kt der sechsseitige Exkurs über die »Massenmedien in der DDR«; ohnehin
warauf so engem Raum und im Kontext der eingangs beschriebenen Intention kaum
mehr alseine negatorische Konfrontation und eine Auflistung von Entwicklungsdaten
möglich gewesen. —Verschwunden ist auch dasselbständige Kapitel zum »Film in der
Bundesrepublik«. Schon im Vorwort zählt ihn der Verfasser zu den Themen, die an
»Bedeutung« verloren haben. Das gilt ganz gewiß nicht für den Kinofilm. Nie zuvor
hat er so ungeheureSubventionen von Seiten desStaates und der öffentlich-rechtlichen
Rundfunkanstalten bekommen, nie zuvor ist soviel Politik mit ihm und für ihn ge
machtworden wiein den 70erJahren; selten zuvor wurden die künstlerischen und auch
publikumswirksamen Leistungen des bundesdeutschen Films so hochgeschätzt wie in
jüngster Zeit, und schließlich steigen auch dieZuschauerzahlen wieder an. —Neuauf
genommen wurde ein rezeptionsanalytisches Kapitel. Unter dem Stichwort »Wirkun
gen« werden einmal Faktoren des »Kommunikationsprozesses« skizziert, wobei auch
das traditionelle Konzept der Meinungsführer (»ein Viertel der erwachsenen Bundes
bürger« dürfen sich laut Demoskopie dazurechnen) unbestrittene Aufmerksamkeit er
fährt; zum anderen werden die einschlägigen DatenzurReichweite und Nutzungrefe
riert und schließlich einige »Ergebnisse der Wirkungsforschung« erläutert — mit dem
beiderart komprimierten Abrissen stets zwiespältigen Effekt, daßden äußert begrenzt
aussagekräftigen und bekannt widersprüchlichen Befunden mehr Gewicht und Triftig
keit eingeräumt wird, ak es deren Urheber gemeinhin für sich beanspruchen (dürfen).
— Erweitert und aktualisiert wurde das Kapitel über die »rechtliche Stelle der Presse«;
leider gibt der Autor keine Auskunft darüber, ob sich in dieser (verstärkten) Justifizie-
rung der Presse- und Meinungsfreiheit (wachsende) gesellschaftliche Konflikte wider
spiegeln oder ob sie nur die bevorzugte Sichtweke des Autors reproduziert. — Aus
führlicher und in neueren Tabellen und Grafiken veranschaulicht werden die Konzen
trationder Presse und die Dimensionen der großen Medienkonzerne dargestellt und in
ihren Wirkungen aufdiepolitische Meinungs- undWillensbildung »bedauert«. Gleich
wohl scheinen die »objektiven wirtschaftlichen und technischen Gründe für diese Ent
wicklung« nahezu unausweichlich, wie auch diezahlreichen untauglichen Gcgcnstrate-
gien belegen: »Medienpolitisch vernünftiger« sind ohnehin »gezielte Hilfen andie tat
sächlich wirtschaftlich in Not geratenen Verlage« (79). —Das Problem der Pressefrei
heit und des »Ausgewogenheitssyndroms« bei Hörfunk und Fernsehen wird mehrfach
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beleuchtet: als Problem der Nachrichtenbeschaffung durch die Informationsquellen;
als Problem der Professionalkicrung derJournalisten und des institutionellen Konflikts
zwischen Verleger und Journalisten(»Statutenbewegung«); und als Problemder anhal
tenden Kommerzialkicrungsattackcn gegen die Rundfunkanstalten und der überhand
nehmenden Partei- und Verbandsherrschaft, wobei auch die politisch tendenziösen In
haltsanalysen der Nachrichten und Magazine erörtert werden. — Schließlich finden die
sog. neuen Medien ihre obligateBeachtung unter der Leitfrage: Wersollüber die neu
en Medien verfügen? Doch ebenso wie viele andere Fragen bleibt auch diese am Ende
offen, denn »SPD und F.D.P. haben inzwischen erkannt, wie schwer es ist, Gesetze ge
gen die Besitzer der Produktionsmittel durchzubringen« (160). Daher sind wohl auch
die »Medienpolitischc(n) Konzepte der Parteien«, die nun gleichfalls behandelt wer
den, nicht über programmatische Absichtserklärungen und vereinzelte Maßnahmen
hinausgelangt, mit Ausnahme derCDU/CSU. deren taktische Proporz- und Personal
politik in den Rundfunkanstalten schon und deren strategische Gcfälligkeitspolitik für
die Verleger bald Früchte tragen wird.

Solch unübersehbare Indizien rubrizierr der Autor unter rechtspolitischen Vorzei
chen, ohne die strukturellen Subsrrate aufzudecken. So wird beispielsweise der abge
wehrte Drucker-Streik von 1976 ebenso als Gewinn für die Pressefreiheit verbucht wie
dasgrundgesetzliche Zensurverbot oder dieeingedämmte Vcrlegcrwillkür: »Das Recht,
über den Inhalt der Zeitungen zu bestimmen, sollten nur jene haben, die dafür die
presserechtliche Verantwortung tragen« (20). Mit solch 'abgewogenen' Urteilen stellt
dieses medienkundliche Bändchen nicht nurseine 'Sachlichkeit' und politische Plurali-
tät unter Beweis, sondern empfiehlt sich auch für den breiten unbedenklichen pädago
gischen Einsatz. Aber Institutionenkunde und pluralistische Datenakkumulation wei
sen zirkulär immer auf sich selber, gerade in der politischen Bildung bedarf esder in
haltlichen Stellungnahme, der interessensspezifischen Abklärung und der Formulie
rung normativer Stratcgichorizonte. Selbst wenn derzeit »kaum jemand nach Radikal
kuren« ruft, sowären doch ihre Perspektiven (nicht zuletzt infolge der unerhörten Po
pularität des Bändchens) aufzuzeigen gewesen. Die enorm angeschwollenen Literatur-
hinweke lassen zumindest vermuten, daß dem Autor solch kritische Positionen nicht
unbekannt sind. Ein ebenfalls erweiterter Anhang rundet mit einerZeittafel über die
allgemeine technische, die politische und die Entwicklung der Medien (von 1450 bis
1979!), mit Auszügen aus Pressegesetzen und Redaktionsstatutensowiemit Hinweisen
zu (audiovisuellen) Arbeitsmitteln für den medienkundlichen Unterricht das Bändchen
ab, das viel Material und Daten in übersichrlicher, komprimierter Weise liefert, aber
den kritischen Zugriff weitgehend vermissen läßt. Hans-Dieter Kubier (Bielefeld)

Thomas, Michael Wolf (Hrsg.): Ein anderer Rundfunk —eine andere Republik oder
dieEnteignung des Bürgers. Dicrz Verlag, Bonn 1980 (180 S., br., 9,80 DM)

Die öffentlich-rechtlichen Medien sind seit langem Objekt privatwirtschaftlicher In
teressen und parteipolitischen Machtstrebens. Dafür immer noch aktuelles Beispiel sind
die Vorgänge um den NDR. Was nun die neue Qualität der Angriffe ausmacht und
welche Strategien dahinterstecken, soll in diesem Band problcmatisiert werden.

M.W. Thomas gibt in seinem einleitenden Beitrag zunächst einen kurzen Überblick
zur Geschichte des bundesrepublikanischen Rundfunks. Anschaulich informiert er
dann über die sogenannten »Neuen Medien«: Kabel. Satellit. Video- und Bildschirm
text und erläutert, wie mit der Forderung nach Einsatz dieser Technologien Privatisic-
rungsabsichten verbunden werden. Mit der Argumentation von Unternehmerseite und
CDU /CSU, mandürfedem »mündigen Bürger« die neuen Kommunikationstechniken
nicht vorenthalten, setzt sich Marie-Luise Kiefer auseinander. Anhand eigener Untersu
chungen stellte sie fest, daß es auch 1979 »keinen mehrheitlichen drängenden Bedarf
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nach neuen, technisch vermittelten Kommunikationsmöglichkeiten im privaten Be
reich (gibt)« (132). Unter der Fragestellung »Was macht die Wirtschaft mit dem Rund
funk« analysiert Kleinsteuberdie vielfältigen Interessen der Zeitungsverleger, der elek
trotechnischen Industrie und der werbetreibenden Wirtschaft am Rundfunk. Dieser

Aufsatz gehört m.E. zum herausragenden des Sammelbandes, ist hier doch ein Bereich
Gegenstand der Untetsuchung, der in der Medienforschung bisher kaum Berücksichti
gung fand. »Denn die ärgste Bedrohungunserer Rundfunklandschaft geht nicht allein
von der CDU /CSU aus; vielmehr stehen einflußreiche Kräfte hinter ihr und wirken
durch sie. Sie zu benennen ist eine wesentliche Voraussetzung, um sie bekämpfen zu
können« (43). Einzig Becker führt diesen Ansatz in seinem Text »Der weltweite Me-
dienkommerz« konsequent fort. Er entlarvt die Ideologie des »free flow of Informa
tion« alsdas Machtstreben jener Konzerne, die auf dem internationalen Markt ihre Mo
nopolstellungauf dem Mediensektor immer weiter ausbauen wollen. Leidtragendedie
serEntwicklung sind vorallem die Länder der Dritten Welt. Bezeichnend dabei, soder
Autor, ist die Politikder Bundesregierung: währendsiesich im eigenen Landgegen die
Ausstrahlung des kommerzialisierten Satellitenprogramms von Radio Luxemburg hef
tig zur Wehr setzt, blockiert sie in der UNO die Forderung der Entwicklungsländer
nach einer neuen Informationsordnung. Thorn-Prikkerschließlich nimmt sich zwei In
stitutionen vor, die cS der CDU/CSU ermöglichen sollen, ihren Einfluß auf den Rund
funk weiter auszubauen: den Mediendienst Tele Control und die Aktion Funk und
Fernsehen. Beide versuchen durch gezielteKampagnen gegen die angebliche »Linksla-
stigkeit« der Sender Front zu machen.

»Zwischen der Absprache, dasvorliegende Buch herauszubringen, und dem Erschei
nungstag liegen nicht einmal 10 Wochen.« Dieser Notiz des Herausgebers hat eswohl
auch bedurft. Denn neben den genannten Beittägen enthält der Band etliche kurze
Aufsätze, u.a. von Pross, Hymmen und Eggebrecht, die eigentlich nur nocheinmalbe
reits Gesagtes wiederholen. Passagen aus dem Grundgesetz, Zitierung des Fernsehur-
teik des Bundesverfassungsgerichts von 1961 tauchen immerwieder auf, ohne qualita
tiv neue Aussagen damit zu verknüpfen. Auch die Beiträge von Hostnig und Fabian
lassen sich zusammenfassend ak Appell für dieVerteidigung desöffentlich-rechtlichen
Rundfunksystems kommentieren. Eine längere Überarbeitungszeit hätte sicher lang
weilige Wiederholungen erspart und Raum gegeben, Alternativen zur Strategie der
Union zu diskutieren. Die notwendige Forderung Sängers in seinem Aufsatz »Wächter
amt desBürgers«, die Zusammensetzung der Gremien in den Anstalten zu ändern, ist
nur ein erster Schritt. Ebenso fehlt die genaue Analyse des bestehenden Rundfunksy
stems, denn ehe man sich an die Verteidigung begibt, gilt es, bereits praktizierte Fehler
aufzudecken und kritisch einzuschätzen. So liefert der Band lediglich eine erste Infor
mation und eilige Argumentationshilfe, greift aberüberden Ist-Zustand nicht hinaus.

Rita v.d. Grün (Berlin/West)

Kreuzer, Helmut (Hrsg.): Fernsehforschüng und Fernsehkritik (Beiheft 11 zur Zeit
schrift für Literaturwissenschaft und Linguistik). Vandenhoeck & Ruprecht, Göttingen
1980 (284 S., br., 54,— DM)

Der Band sieht auf den eisten Blick aus wie eine zufällig zustandegekommene
Sammlung wild durchcinandergewürfelter Einzelbeiträge. Erst bei näherem Hinsehen
erweisen sich die hier vorgestellten 13 Beiträge alsein exakter Spiegel derzeitiger Fern
sehforschung im literaturwissenschaftlichen Bereich, der vier Grundmerkmale unter
scheiden läßt.

Erstens: Fernsehforschung ist zunächst einmal Grundlagenforschung. Es gilt, die in
den vergangenen 20 Jahren zu verzeichnende Vernachlässigung des heute gesellschaft
lich dominanten Mediums Fernsehenund die daraus erwachsenen Defizite aufzuholen.
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Es bedarfheute dringend verläßlicher Bestandsaufnahmen und Überblicke, auf denen
man aufbauen kann. Literaturwissenschaft muß hier versäumte Schularbeiten nachho

len. Der vorgelegte Band stellt sich dieser Aufgabe in mitunter souveräner und vorbild
licher Weise. Das reicht von einer »Bibliographie zum bundesdeutschen Fernsehspiel«
von I. Schneider (mit 448 Titeln Sek.lit. und Angaben über veröffentlichte Texte von
Fernsehspielen) über eine »Kommentierte Bibliographie zur Fernsehgattung 'Talk
Show'« von H. Kalverkämpcr (151 Titel) bis zu einem knapp 100-seitigen fundierten
Literaturbericht zum Thema »Kinder und Fernsehen« von H.-D. Kubier. Es sind insbe

sondere diese Beiträge, die den Band zu einem unverzichtbaren Instrument zukünfti
ger Forschung machen, auf das kein Medienwissenschaftler wird verzichten können. Al
lerdings deutet sich dabei eine nicht ungefährliche Gattungsorientiertheit an, wie sie
auch den Beitrag über »Probleme einer Fcrnsehgcschichte« von K. Hickethier bestimmt
(wenngleich da zusätzlich zu Momenten einer zukünftigen Programmgeschichte des
Fernsehens auch solche einer Rczcptionsgeschichte thematisiert werden): Immerhin
wird 'Fernsehen' nur von den wenigsten Zuschauern gattungs- odergarsendungsspezi
fisch rezipiert.

Zweitens: Fernsehforschung ist international. Das bundesdeutsche Fernsehen steht
in unmittelbater Verflechtung mit der internationalen Entwicklung des Mediums; dies
nicht nur im Hinblick auf Programmübernahmen ausländischer Fernsehsender oder
Eurovisions-Sendungen, sondern generell in technischer, produktions- und werkästhe
tischer und zunehmend sogar struktureller Hinsicht. Die sogenannten Neuen Medien
belegen das derzeit wohl am schlagendsten. Im Sammelband ist diese supranationale
Problemsrcht präsent gehalten dutch erhellende Hinweise auf Amerika, in Form eines
Literaturberichts zu aktuellen US-Fernschpublikationen von M. Durzak, und auf Ja
pan, von Satoru Ogawa. Allerdings muß hier gelten, daß die Aneignung ausländischer
Forschungsergebnisse in der universitären Litctaturwissenschaft noch sehr viel deutli
cherin den Kinderschuhen steckt alsdie nationalspezifische Grundlagenforschung. Im
merhin werden dadurch zukunftsträchtige Kooperationsmöglichkeiten der Literatur
wissenschaft quer durch alle neuphilologischen Fächer eröffnet.

Drittens: Fernsehforschung ist Fernsehkritik. Eine Reihe andeter Beiträge ist weniger
befaßt mit Aufarbeitung, Beschreibung, Sichtung, mitder Kärrnerarbeit systematisie
renden Zugriffs, als vielmehr mit einer emanzipationsorientierten wissenschaftlichen
Kritik an Programmen bzw. Programmformen. So beschreibtP. Zimmermann die kur
zeGeschichte der »Arbeitcrfilmc imFernsehen«, wobei er unter Bezugnahme auf Filme
von (u.a.) von der Grün, Mühl, Monk/Meichsner, Ziem, Menge, Waldmann. Fassbin
der,Runge, Schübel/Gallchr, Sanders die Regeln fernsehinterner Vorzensur offcnlegt.
denen die filmische Behandlung des Themas »Arbeitswelt« in den 70er Jahren immer
stärker unterlag. Wie eine Parallele dazu liest sich derÜberblick überdendeprimieren
den Weg der Fernsehkritik im Fernsehen (besonders »Glashaus« und »betrifft: Fernse
hen«), den P. Neudeck für die gleiche Zeitspanne nachzeichnet. Auch der Beitrag von
S.-P. Balktaedt über Nachrichtensendungen und deren relative Unverständlichkcit
(z.B. wegen Nominalkierung, lexikalischen Varianten, Satzlänge oderSptechgcschwin-
digkeit) endet eher resignativ, wenn abschließend die Vereinbarkeit entscheidungsori-
entierter Forschung (gemäß den kurzfristigen, praktischen Interessen derMacher) und
folgerungsorientierter Forschung (gemäß den langfristigen, eher theoretischen Interes
sen der Wissenschaftler) in den Bereich der Science Fiction verlegt wird. Der in allen
drei Beiträgen konstatierte Niedergang emanzipativer Inhalte und Formen im deut
schen Fernsehen läßt fürdiekommenden Jahre nurwenig reale Alternativen erkennen.

Viertens: Penisehforschung ist Multimediaforschung. Dieser Grundzug klingt inden
mekten Beiträgen, zumindest implizit, immer wieder an und wirdvor allem von Karl
Prümm im Hinblick aufmultimediales Schreiben bei Tankred Dorst und Heinar Kipp-
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hardt thematisiert. Hierbei handelt es sich um das langfristig wohl gewichtigste Merk
mal derzeitiger literatunvissenschaftlicher Fernsehforschung: das Bewußtsein darüber,
daß es nicht mehr allein um eine einzelne Fernsehsendung geht noch um eine Gattung,
sei es national oder international, noch auch nur um ein einzelnes Medium, sondern
daß sich das Fernsehen nur im Geflecht mit allen anderen Medien — ästhetisch ebenso
wieökonomisch — zuteichend begreifen läßt. H. Kreuzer hat dieses Moment in seiner
Einleitung besonders unterstrichen: Das Fernsehen steht als Symptom für eine neue
Tendenz, welche die alte Aufspaltung in E- und U-Kultur hinfällig macht; steht für
den Beginn einer neuen A(llgcmein)-Kultur, an der jeder partizipiert. Es mag freilich
dahingestellt bleiben, ob in dieser A-Kultur das Spektrum tatsächlich so weit, die äs
thetische Vielfalt wirklich so groß und die Gegensätze sogravierend sind, wie daswün
schenswert wäre, oder ob nicht vielmehr das Fernsehen ganz im Gegenteil eine neue
Gleichschaltung im Sinne einer einheitlichen Mcdienkultur einleitet.

Die Qualität der Beiträge ist nicht ganz einheitlich. Aber auch dasgehört zur Fern-
schforschung, wie sie in diesem Band in wünschenswerter Vielfalt gespiegelt wird: die
eingegrenzte Spezialisten-Nische stehtneben dem 'Ritt überdenBodensec'. wie Kreu
zer an anderer Stelle charakterisierte. Das LiLi-Heft 11 ist zweifellosein gelungener Ver
such, Risiken einzugehen und in wegweisende Impulse umzusetzen.

Werner Faulstich (Tübingen)

Rupp, Erik P.: Bildschirmtext. Technik —Nutzung —Marktchancen. R. Oldenbourg
Verlag, München/Wien 1980 (86 S., br., 24,80 DM)

»Die verständliche, kompakte, kritische Beschreibung der Möglichkeiten dieses neu
en Mediums« —so kündigt derVerlag das Buch an. Und die ersren beiden Qualitäten
weist es in derTat auch auf. Aufca. zwanzig Seiten werden in den ersten beiden Kapi
teln knapp und verständlich die technische Funktionsweise und die absehbaren Nut
zungsmöglichkeiten des neuen Mediums datgestellt. Ich versuche eine Zusammenfas
sung: In der Verbindung von Telefon. Fernseher und Computer stellt Bildschirmtext ei
nen neuen, interaktiven Fcrnmcldedicnst dar. Erermöglicht dem Teilnehmer prinzi
piell das Abrufen unddas Eingeben von Daten, die über einen Zentral-Computer von
der Bundespost gesammelt bzw. verteilt werden und ak Textseiten (mit beschränkten
graphischen Anteilen) auf dem Bildschirm empfangbar sind. Die Nutzungs-Palctte
reicht bei dem gegenwättigen Stand der technischen Entwicklung von z.B. elektronisch
übermittelterPost, über das »Fernlesen« von Textseiten, die von der Zentralebzw. pri
vaten Informations-Systemen angeboten werden, über diverse kommerzielle Nutzun
gen wie Warenbestellungen von Großversandhäusern oder der Abwicklung von Bank
geschäften, bk hin zu »Ferndialogen«, wie etwa dem »computerunterstützten Lernen«
(25ff.).

Inhaltlich und quantitativ den breitesten Raum nimmt eine Analyse der »Faktoren
der Markteinführung und Marktdurchdringung« der »Innovation Bildschirmtext«
(31 ff.) ein. Die entscheidenden »Innovationsfaktoren« sind für den Autor: »Die Moder
nisierung und der Ausbau der Fernmeldenctze; die Ausweitung und Erschließung des
Marktes für Fernsehgeräte, Fernsehterminals und ihre Zusatzgeräte; vor allem aber die
Rationalisierungsinteressen ausgewählter Unternehmen undUnternehmensgruppen an
Bildschirmtext als eine neue, preislich außerordentlich günstige Form kundennaher Da
tenfernverarbeitung.« (53) Hinzu kämen noch vielfältige Möglichkeiten der Integration
des Mediums in bestehende betriebliche Organisationen (insbesondere der Dienstlei
stung und Verwaltung).

Es ist unschwer zu erkennen: Die Perspektive der Analyse ist vollständig den Bedürf
nissen der einschlägigen Interessenten in Staat und Industrie verpflichtet, welche die
neue Technik zur Optimierung der Waren-Zirkulation und ideeller Normierung durch-
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setzen wollen. Und der Autor hat auch eine immanent einleuchtende Begründung da
für: Die Hauptintcressentcn des neuen Mediums seien in absehbarerZukunft private
und staatliche Unternehmen, und nicht etwa die Masse der Konsumenten.

Den Schluß der Abhandlung bildet die Darstellung einiger politischerund kulturel
ler Aspekte, die der Innovation im Wegstehen; etwader Streit um die juristische Orga
nkation des Mediums im Zusammenhang mit dem projektierten Kabclfernschen; die
Angst des Bürgers vor der Bürokratisietung des Wohnzimmers; oder die Gefahr der
Steigerung von Arbeitslosigkeit in bestimmten Untctnchmcns-Bcreichcn. Diese Dar
stellung liest sich wie eine Strategie-Anweisung für Industrie und Post zur reibungslo
sen Durchsetzung des neuen Mediums. Einkritisches Verhältnis zu seinemGegenstand
— wie es die Verlags-Werbung ankündigt — ist dem Autor völlig fremd.

Diesvermindert freilich für die Medienforschung nicht die Notwendigkeit, sich mit
diesem Buch auseinanderzusetzen. Die Feldversuche mit Bildschirmtext in Düsseldorf
und West-Berlin, welche die Durchsetzungs-Möglichkeiten testen sollen,sind in vollem
Gange. Neben der präzisen Darlegung derTechnik desMediums werden vonRupp klar
die involvierten Interessen benannt und begründet. Es wäre schön, wenn die wissen
schaftliche Kritik der neuen Medien-Technologien schon einesolche Klarheit und Prä
gnanzerreicht hätte. Siegfried Ziclinski (Berlin/West)

IG Druck und Papier, Landesbezirk NRW (Hrsg.): Neue Medientechniken — In wes
sen Interesse? Zu wessen Nutzen? Bund Verlag, Köln 1980 (193 S., br., 19,— DM)

Unter der Überschrift »Was ist das und was bringt das?« werden im ersten Teil Kabel
fernsehcn (insbesondere das Pilotprojekt Dortmund), Bildschirmtext, Videotext und
Satellitenfernsehen erläutert. Gegen die Interessen der Wirtschaft und der Verleger an
einer Forcierung und kommerziellen Nutzung dieserTechniken verdeutlichen die Au
toren (u.a. E. Spoo. M. Meißner) die gewerkschaftliche Skepsis gegen eine vorschnelle
Installierung dieser »neuen« Medien; in Auseinandersetzung mit den Argumenten der
Verlegerscitc liefern sie präzise Begründungen fürdie Forderung nach mehrMitbestim
mung und genereller öffentlich-rechtlicher Organisierung (insb. 49ff.).

Der zweite Teil bringt Übcrblicksartikel zur Rundfunksituation inSkandinavien, Ja
pan und den USA (65-90; teilweise aus der Zeitschrift »Medium« übernommen). Die
letzten hundert Seiten dokumentieren medienpolitische Beschlüsse des DGB-Bundes
kongresses von 1978, die wichtigsten themenbezogenen Artikel aus der Gewerkschafts-
pressc von 1975 bis 1979 und Zusammenfassungen von Hearings zu den neuen Kom
munikationstechniken. Eingeschoben sindeine Analyse des—inzwischen verhinderten
—Staatsvertragsentwurfs von Albrecht und Stoltenberg für den NDR,der Gesetzestext
über die Durchführung einesBildschirmtext-Versuches in NRW, ein Verzeichnis der an
Bildschirmtext interessierten Anbieter sowie eine Aufstellung der Firmen und Beteili-
gungsvcrhältnissc des Bertelsmann-Konzerns von 1978.

Der formale Aufbau dieser »Broschüre« (6) läßt Stringenz vermissen: neben derStati
stik über Bildschirmtcxt-Intercssenten steht unvermittelt die (Werks-)Beschreibung ei
nes Redakteursarbeitsplatzcs für dieses System mit detaillierten technischen Angaben
(34ff.); die Anordnung der abgedruckten Gewerkschaftstexte zu medienpolitischen
Fragen scheint beliebig zu sein, usw. Diese Unstrukturiertheit ist Indiz für inhaltliche
Unsicherheiten und Divergenzen: befürwortete die gewerkschaftliche »AG Publizistik«
noch 1976 Pilotprojekte (96), so fordern die Autoren nun einen Stop des Dortmunder
Versuchs für zwei Jahre (64), um versäumte öffentliche Diskussionen nachzuholen
(Detlef Hcnschc hält inzwischen Pilotprojekte gänzlich für nutzlos: vgl. »Die Feder«
3/81); während die Verfasser dezidiert dafür plädieren, daß »die Arbeiterbewegung,
die Gewerkschaftsbewegung bestrebt sein (muß), bestimmenden (Hervorh. A.S.) Ein
fluß auf die Massenmedien ... zu erhalten« (50), spricht der Landesbezirksvorsitzende
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der IG Druck in seinem Vorwort nur davon, daß »die neuen Medien unter die Kontrolle
unserer pluralistischen Gesellschaft (gehören)« (6).

Insofern ist dieser Band durchaus adäquater Spiegel gewerkschaftlicher Medienpoli
tik, für deren Zustand auch bezeichnend ist, daß dieser erste Versuch einer ausführli
chen Beschäftigung mit den neuen Medientechniken nicht vom DGB, sondern dem
Landesbezirk einer betroffenen Einzelgewerkschaft angegangen wurde. Fast beschwö
rend heißt es denn auch in der Vorbemerkung der Autoren: die »Auseinandersetzung
um die Medienpolitik (ist) keine Sache, mit der sich die IG Druck und Papier, die
RFFU alleine rumschlagen können. Es geht darum, die ganzeSolidarität des DGB bei
der Abwehr der reaktionären Pläne (v.a. Zulassung kommerziellerProgrammveranstal
ter; A.S.) in die Waagschale zu werfen.« (8) Bis dahin — geschweige denn bis zur Erar
beitung einer medienpolitischen Strategie der Gewerkschaften, die nicht nur
»abwehrt«, sondernauch positive Gebrauchswert-Vorstellungen entwickelt und durch
zusetzen versucht, ist es noch ein weiterWeg (bislang existiert nicht einmal eine eigene
Medienabteilung beim DGB-Bundesvorstand). Die Broschüre ist immerhin ein Schritt
in diese Richtung. AugustSoppe(Hamburg)

Thomas, Michael Wolf (Hrsg.): Portraits der deutschen Presse. Politik und Profit. Ver
lag Volker Spiess, Berlin/W. 1980 (2% S., br., 28,— DM)
Leuschner, Udo: Zeitungs-Geschichte. Vom »Intelligenz-Blatt« zum Kabelfernsehpro
jektam Beispiel Mannheims. Verlag DieArbeitswelt, Berlin/W. 1981 (224 S., 45Abb.,
br., 25- DM)

DerAnspruch deraus Hörfunksendungen hervorgegangenen Aufsatzsammlung wird
vom NDR-Medienredaktcur Thomas allzu bescheiden formuliert: sie sei »der Versuch,
anhand von Stichproben auf die Situation der deutschen Presse aufmerksam zu ma
chen« (7). Der Band leistet mehr. FünfUberblicksartikel zurSituation der Zeitungen
insgesamt und besonders der Lokalpresse sowie zur Lage der Publikumszeitschriften,
der Musik- und Buchmarktzcitschriften vermitteln dem Leser Einblick in alle relevanten
Presseproblcme: innere undäußere Pressefreiheit, Konzentrationsvorgänge, Abhängig
keit vom Anzcigenmatkt, die Bedeutung der Vertriebswege, usw. Dazu kommen Ein
zeldarstellungen dergrößten Zeitungen und Zeitschriften (WAZ, SZ, FAZ, FR, Welt,
Bild, Stern, Spiegel, Hör zu, Rheinischer Merkur, Vorwärts, Zeit). Aufca. 20 Seiten
werden jeweils die wichtigsten Entwicklungsstationen (incl. der politischen Umstände
und personellen Protagonisten) nachgezeichnet, politische Tendenz und Bcsondethei-
ten der redaktionellen Atbeit analysiert und die wichtigsten Daten erläutert (Auflage,
Finanzsituation etc.).

Diese Beiträge —durchweg von liberaler bisradikaldemokratischer Haltung geprägt
— sind verständlich, manchmal sogar spannend geschrieben (besonders Thomas zum
»Stern« und Brumm zum »Spiegel«) undsicherlich eine guteMaterial- und Diskussions
grundlage für Oberstufen- und Volkshochschulkurse. Sie ersetzen keine wissenschaftli
che Analyse (eine dreiseitige Literaturlkte gibt Hinweise für weitere Beschäftigung), lie
fern jedoch so viel Material, daß der Leser zum Weiterfragen angeregt wird. Ich jeden
falls lese die behandelten Publikationen jetzt anders.

Bei einer Zwcitauflagc sollte auch im Titel dieBeschränkung aufdiebundesdeutsche
Presse kenntlich gemacht werden.

Sind die Beiträge des Sammelbandes manchmal durch ein allzu ausgewogenes »so
wohl —als auch« gekennzeichnet (z.B. die Aufsätze von H. Meyn zur Lokalpresse und
zur »Zeit«), so ist Leuschners exemplarische Aufarbeitung der Mannheimer Prcssege-
schichtc eher einerdezidierten Parteilichkeit verpflichtet. Leuschner war vor seiner Tä
tigkeit für den »extra-dienst« und jetzt die »Progress-Presse-Agentur« als Redakteur
beim »Mannheimer Morgen« tätig. In einer wahren Puzzlearbeit rekonstruiert er aus
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Archivmatcrialien', Zeitungsberichten und persönlichen Zeugnissen die Entwicklung
der jetzigen regionalen Monopolzeitung: von den Anfängen als »Generalanzeiger« des
jüdischen Kommunalpolitikers Haas Ende des 19. Jahrhunderts und der Übernahme
durch ein Konsortium nationalliberaler, gutbetuchter Bürger um 1900 bis zum Über
gang in den Besitz des Huck-Zcitungskonzcrns 1920und die Eingliederung in das kom
plizierte faschistische Pressewesen. Noch spannender liest sich die Nachkriegsgeschich
te: wiesich in ein fortschrittliches Lizenzblatt die alten Zeitungsbesitzer wieder einni
sten und das nunmehr konservativ orientierte Unternehmen durch Beteiligungen und
Absprachen expandiert, die Möglichkeit zur Beteiligung an den baden-württembergi
schen Kabelfernsehprojekten erhältund doch schon wieder die Konkurrenz kapitalkräf
tigerer Verlagsunternehmen fürchten muß.

Nur ein kurzes Kapitel gilt denJournalisten und ihren erst jungen Versuchen, Mitbe
stimmung durchzusetzen; Leuschners Augenmerk konzentriert sich auf die — auch für
ein Meinungsunternehmen wie die Zeitung grundlegenden — Besitzverhältnisse, die
dabei eine Rolle spielenden Personen und ihre individuelle Geschichte. Herausgekom
men ist dabei eine personenzentrierte, faccttcnrciche Chronik eines Zeitungsunterneh
mens und einer Prcsselandschaft, journalistisch geschrieben, manchmal auch Polemik
und Plattitüde nichtscheuend —eineArt»Gegenfestschrift«, die gerade durch ihre lo
kale Beschränkung auf Verallgemeinerung durch den Leser drängt.

Wo Leuschner selbst ans Verallgemeinern geht, wird es allerdings manchmal ärger
lich. Besonders im letzten Teil, der neben der Schilderung der aktuellen Kabelfernseh
pläne eine Gesamteinschätzung der massenmcdialcn Entwicklung versucht, greift
Leuschner allzu unvermittelt zu den »herrschenden Kreisen in der BRD«, die mit be
wußter, einheitlicher Konzeption die Medien alsMittel der Profitsteigerung und Mas
senmanipulation voll imGriffhaben. So einfach —und sohoffnungslos — istesdenn
doch nicht. - August Soppe (Hamburg)

Soziologie

Kuczynski, Jürgen: Geschichte des Alltags des deutschen Volkes, Bd. 1, 1600-1650.
Pahl-Rugenstein Verlag, Köln 1981 (379S., Ln., 29,80)

Der erstevon fünf geplanten Bänden zur»Geschichte desAlltags des deutschen Vol
kes« behandelt den Zcittaum von 1600 bis 1650, den dreißigjährigen Krieg und dessen
unmittelbare Vorgeschichte. Vorangestellt sind zwei Vorbemerkungen, diedas Verhält
nisder »Alltagsgeschichte desVolkes« zurSozialgeschichte und Volkskunde behandeln
unddie weitgehend aus langen Zitaten montierte Form des Buches rechtfertigen. Dar
stellungsform und Gegenstandsbestimmung zeigen einen grundsätzlichen Mangel des
Buches: die Arbeit bietet eineZitat-Kollage aussozialgeschichtlichen und volkskundli
chen Standardwerken, deren Auszüge nur jeweils durch kurze Überleitungen verbun
den sind. Das Buch präsentiert eine (ungeordnete) Fülle interessanten Materials, das
aberweder begrifflich aufgearbeitet noch systematisch angeordnet ist. DerAutor bleibt
in derschlechten Unmittelbatkeit des reichen Stoffes über Lebensverhältnisse und -ge-
wohnheiten derBauern und Handwerker stecken. Die nötigen theoretischen Perspekti
ven für eine materialistische Alltagsgeschichte fehlen völlig. Schon der Anfang imjahre
1600 entbehrt der Begründung. Wollte derAutor das alltägliche Substrat derjenigen
Gcschichtsprozcssc aufzeigen, welche die beiden modernen Klassen hervorgebracht ha
ben, so hätte er im Alltag selbst Entwicklungsrichtungen und Tendenzen aufzeigen
müssen (etwa Verflcißigungsprozesse im Handwerk mit Hinblick auf die Herausbil
dung frühbürgerlichcr Tugenden etc.), zum anderen hätte dann derAnfang wohl eher
in dieZeit von Reformation und Bauernkrieg gelegt werden müssen. So jedoch ist ein
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über die bloße Materialsammlung hinausgehender Zweck nicht zu erkennen.
Der erste Teil des Buches (betitelt »Hintergrund und 'Große Welt'«) sammelt Zitate

zur wirtschaftlichen, sozialen und rechtlichen Lage vornehmlich der Bauern in der Zeit
um 1600. Der Autor schlußfolgert, daß diese »außerordentlich differenziert« (76) gewe
sen sei, sich sozial und rechtlich im Gefolge des Bauernkrieges verschlechtert habe,
während die wirtschaftliche Not der Bauern ungefähr gleichgeblieben sei. Esfolgen Zi
tate zum dreißigjährigen Krieg, zu dessen wirtschaftlich-sozialen Folgen und Begleiter
scheinungen. — Im zweiten Teil der Arbeit (»Alltag der Werktätigen«) wären einlei
tend theoretisch-begriffliche Überlegungen zumThema Alltag spätestens am Platze ge
wesen, der Autor gibt aber lediglich eine Aufzählung der heterogenen Gesichtspunkte,
unter denen er das Material anordnet und auch diese Gesichtspunkte bieten nur eine
grobe Leitlinie für den Leser, weil der Autorsie häufig unmotiviert zugunsten anderer
Themen verläßt. Die Überschriften des ersten Abschnitts lauten »Angst«, »Außeröko
nomischer Zwang« und »Sicherheit«. Unter dem Stichwort »Angst« findet der Leser eine
weitläufige Diskussion über Definitionen des Aberglaubens (als einer. Hauptquelle der
irrationalen Angst). Auch kanner hier bemerken, daß der Autor Affekte wiedie Angst
häufig nicht in ihrer qualitativ-historischen Ausprägung und Eigenart auffaßt, sondern
ganzunhistorisch mit »gegenwärtiger Angst« parallelisiert, etwa Todesängste im 17. Jh.
mit moderner Examensangst (145). Ähnlich begriffslos und sprunghaft verfährt der
Autor im Abschnitt »Sicherheit«. Die folgenden Kapitel bringen Material zum Thema
»Gemeinschaftsleben« (Familie und Genossenschaften), zur Befriedigung der Grund
bedürfnisse (Nahrung, Kleidung, Wohnung) und einen Anhang vonW. Jacobeit über
Arbeit und Arbeitswerkzeuge.

Eine historisch-materialistische Antwort auf die gegenwärtige Alltags-Diskussion in
den Sozialwisscnschaften gibt das Buch nicht. Ak Materialsammlung ist es nützlich,
wenn auch, da nur bereitsverarbeitete Quellen präsentiertwerden, wenigoriginell. Im
Umgang mit methodischen, theoretischen unddarstellungsbezogenen Problemen einer
Geschichte des Alltags (zumal einer materialistischen) zeigt der Autor selbst einenall
täglich-naiven Pragmatismus, derzwar denGegenstand seiner Forschung ziert und die
sem auch rechtmäßig zukommt, der sich aber im »wissenschaftlichen Alltag« sehr un
vorteilhaft ausnimmt.

Nach theoretisch-begrifflicher Verarbeitung und anschaulicher Darbietung desMate
rials ist Otto Rühles »Illustrierte Kultur- und Sittengeschichte des Proletariats« immer
noch besser. Zwar verfolgt diese ein anderes, allgemeineres Ziel ak eineGeschichte des
Alltags des deutschen Volkes, sie hataber indenverschiedenen Formen und Phasen der
allmählichen Entstehung des modernen Proletariats die theoretische Leitlinie, die der
vorliegenden Arbeit fehlt. Clemens Knobloch (Bonn)

Beck, Ulrich, Michael Bratet und Hansjürgen Daheim: Soziologie der Arbeit und der
Berufe. Grundlagen, Problemfelder, Forschungsergebnisse. Rowohlt Taschenbuchver
lag, Reinbek b. Hamburg 1980 (304 S., br., 17,80)

»Mit diesem Lehrbuch wird versucht, eine Lücke in der bisherigen Literatur über
Aspekte von Beruf und Arbeit zuschließen: Es wird eine theoretische Perspektive ent
wickelt, die es erlaubt, einschlägige empirische Materialien aus unterschiedlichen Pro
blem- und Forschungsfcldcrn aufeinander zu beziehen und zusammenhängend zu in
terpretieren.« (13) Vor jedem kritischen Einwand kann bestätigt werden, daß dieser
Versuch den Autoren gelungen ist. Es dürfte in der deutschsprachigen sozialwissen-
schaftlichcn Literatur keine andere Arbeit geben, die ihren berufssoziologischen Gegen
stand in solch umfassender Weisebehandelt. Eine Stärkeder Untersuchung ist es, nicht
nur den neuesten Diskussionsstand zu reflektieren, sondern auch den Bezug zu der äl
teren und zu der angelsächsischen Berufs- und Professions-Literatur zu wahren (u.a.
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Blau, Braverman, Frcidson, Hughes, Parsons, Ritzer).
Was die theoretische Perspektive anbelangr, in der die Autoren versuchen, ihr reich

haltiges und informatives Material zu ordnen, werden sie in der Fachöffentlichkeit auf
starken Widerspruch stoßen. Mit der Kritik an einer kruden funktionalktischen Be
gründung derBeruflichkeit (und Profcssionalisietung) von Arbeit (u.a. 42) treffen sich
Beck, Brater und Daheim noch mit vielen anderen berufs- und industriesoziologischen
Positionen, die eine traditionelle technologisch-deterministische Betrachtungsweise
überwinden wollen. —Für ihren eigenen Ansatz postulieren die Autoren »die Verbin
dung einer strukturellen Analyse, die die historisch-gesellschaftlichen Bedingungen
vorfindlichcr Orienticrungs- und Handlungsmustcr berücksichtigt, mit einer interak-
tionistischen Analyse, die auch vorgegebene Strukturen thematisiert, und zwar sowohl
alsBedingung wie alsAuswirkung aktuellen Handelns ... Betroffenheit und Interessen
orientierung, Handeln der Arbeitenden und Reaktionen der Betriebsleitung sind ana
lytische Aspekte des Prozesses der Arbeitskraftnutzung, die mit den objektiven Aspek
ten der Situation in mehrschichtigen Beziehungen stehen.« (158) Im Etgebnis der Ana
lyse wird berufliche Arbeitsteilung damit zu einem gesellschaftlich-politischen Prozeß,
»in den vielfältige Interessen und Strategien eingehen und in dem von benennbaren
Akteuren Berufe 'gemacht', 'konstruiert werden.« (42)

Berufe sind aberfür die Autoren nicht nur gesellschaftliche »Konstrukte«, damit hi
storisch variable und von gesellschaftlichen Macht- und Interessenlagen abhängige
»Kompetenzschneidungcn«, sie sind für sie ein bestimmender Faktor gesellschaftlicher
Ungleichheit. Die berufliche Organisation von Arbeit wirkt sich demzufolge äußerst
nachteilig sowohl aufdie Funktionsmechanismen des Bcschäftigungs-, wie die des Bil
dungssystems aus: Den »Arbcitsinhaltcn (ist) unter Berufsbedingungen ein grundle
gendes Ungleichgewicht in den Vcrfügungs- und Mitwitkungsmöglichkeiten eingelas
sen« (261), der Beruf ist »das sinnfällige Medium der 'Verdinglichung' der Sozialbezie-
hungen unter Warentauschbedingungen« (217). Die »Rigiditäten« des beruflich orien
tierten Bildungssystems führen zur »Existenz von Arbcitsmarktungleichgewichtcn«
(100), das Prinzip einer »Lernobergrenze« ist den Berufen »strukturell eingebaut« (224).
—Bei derLektüre vieler Passagen des Buches gewinnt derLeser denEindruck, daß hier
alle systemisch bedingten Asymmetrien und Ungleichgewichte einer kapitalistischen
Marktökonomie der»Berufskonstruktion« angelastet werden sollen. Was invielen indu
striesoziologischen Untersuchungen als negative Folgeerscheinungen gesellschaftlich
verallgemeinerter Lohnarbeit analysiert wird, kritisieren Beck, Brater und Daheim als
notwendige Konsequenz der beruflichen Organisation von Arbeit. Anhand der tradi
tionell privilegierten, »professionalisicrten« Berufe (wie Ärzte und Rechtsanwälte) wird
immer wieder auf die negativen Folgen von »Berufsschncidungen« hingewiesen. Kriti
siert wird dann aber nicht die unterschiedliche Konstruktion von (akademischen) Pro
fessionen und Berufen, die auf einer betrieblichen Lehre basieren, vielmehr wird die
Abschaffung derBerufe überhaupt gefordert. Die Autoren vermerken zwar selbst: »Die
Institutionalkierung von Berufen und beruflichen Tcilarbeitsmärktcn bedeutet also für
den Arbeitenden eine gewisse ... 'Bedarfsgarantie' für das entwickelte Arbeitsvermö
gen« (76), hieraus ziehen sie jedoch keine strategischen Konsequenzen.

Die Abschaffung der beruflichen Organisationsfotm des Arbeitsvermögens, so die
These vieler Industriesoziologen (u.a. B. Lutz), würde die unter den Bedingungen ka
pitalistischer Produktionsweise immer schon vorhandenen Polarisierungstcndenzen ver
schärfen und einer kleinen Schicht Hochqualifizierter eine große Mehrzahl Ungelernter
gegenüberstellen. Das Konzept der »Entberuflichung« von Beck, Brater und Daheim
zielt zwar auch auf die Berufe mit akademischer Vorbildung, vor allem auf die »profes-
sions« im angelsächsischen Sinne, die Ergebnisse der in den 70erJahren geleisteten Ar
beitskräfteforschung (sowohl des ISF München wie des SOFI Göttingen) lassen jedoch
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befürchten, daß vor allem der Bereich der mittleren Qualifikationen (zwischen den
Hochschulabsolventen unddenUngelernten) einer Entberuflichungssttategie zum Op
fer fallen würde. Michael Bochow (Berlin/ West)

Schäuble, Gerhard: Die Humankierung der Industriearbeit. Campus Verlag, Frank
furt/M. 1979 (303 S., br., 38,— DM)

Selbst nach langjährigen Erfahrungen mit dem Programm »Humanisierung der Ar
beit« (HdA) besteht immer noch ein Mangel an Untersuchungen, die die in diesem
Rahmen abgelaufenen staatlich unterstützten betrieblichen Innovationsprozesse auf
den Realisierungsgrad der in der Förderkonzeption entwickelten Vorgaben sowie auf
die Bestimmungsfaktoren des konkreten Verlaufs der Innovation in einem vielfältigen
Kräfte- und Intcrcsscnfeld hin durchleuchten. Neben einer solchen empirisch fundier
ten Bestimmung von Tätigkeitsgrenzen und Spielräumen angesichts veränderter ge
samtwirtschaftlicher, gewerkschaftspolitischer und strukturpolitischer Ausgangsbedin
gungen wären insbesondere die kumulierten Bcschäftigungs- und Qualifizierungswir
kungen einer vorläufigen Abschätzung zu unterziehen. Demgegenüber herrscht wohl
kein Mangel mehr an bloß programmatischeroder normativer Literatur zum HdA-Pro-
blem. Auch eine Prozeßevaluation, die sich ausschließlich auf Veränderungen im Be
reich Arbeitszufriedenheit und Autonomie gründet, wird wenig über eventuelle be-
schäftigungs- und berufsbildungspolitischc Alternativen oder Beglcitstratcgicn zum
HdA-Programm aussagen können. (So stellt sich der auf der Betriebsebene operieren
den sozialwisscnschaftlichen Begleitforschung kaum nochdasProblem, ob eine überbe
triebliche Ausbildung unter dem Aspekt der Risikominderung nicht einer hochgradig
betriebs- oder funktionsbereichsspezifischen Qualifizierung von Belcgschaftstcilen im
Rahmen der mit der HdA verknüpften arbeitsorganisatorischen Veränderungen vorzu
ziehen sei.)

Die vorliegende Arbeit ist, soweit sie nicht empirische Untersuchungen referiert, zu
dem weitgehend programmatisch bleibenden, um die Ableitung von Veränderungs-
spiclräumen und -chancen bemühten Strang von HdA-Literatur zu rechnen. Die Be
stimmung dessen, wasmenschenwürdige Arbeit ausmacht, wird phylogenetisch, klas-
sen- und entfremdungstheoretisch (Kopf- und Handarbeit), pädagogisch und von ei
nem »ganzheitlichenMenschenbild« (43) ausgehend vorgenommen. Daraus vermagder
Autor jedochkeine handhabbaren Kriterien zur Evaluation konkreterHdA-Projekte zu
gewinnen. Die Darstellung aktueller Veränderungen der Betriebsorganisation (partici-
pative management, flexible Einzelarbeitsplätze usw.) liefert noch keine Hinweisedar
auf, unter welchen Bedingungen diese für eine Strategie gezielter Veränderungen der
Fertigungsstruktur in von Stückzahl- und Tonnenmentalität gekennzeichneten Bran
chen nutzbar gemacht werden können, wo sich eine Produktivitätssteigerung durch
HdA zumindest nicht unmittelbar ergibt. Der Nachweis, daß immer mehr Betriebe fle
xible Fertigungsinseln benötigen, sagt wenig aus über die strategischen Möglichkeiten
einer Humanisierungspolitik, wenn nicht Dcqualifizierung und Arbcitsplatzabbau au
ßerhalb der Humankierungsprojekte ebenfalls thematisiert werden.

Die Studie ist brauchbar dort, wo die in der Literaturdargestellten Implikationen un
terschiedlicher Systeme innerbetrieblicher Arbeitsteilung und die verschiedenen Kon
zeptionen und Positionen zum Humankierungsprogramm sowie der gewerkschaftli
chen Humanisierungspolitik referiert werden (Vilmar, Fricke, Mendncr usw.). Chancen
zur Überleitung arbeitsorganisatorischer Alternativen in eine weiterführende Konzep
tion betrieblicher Demokratisierung sieht der Autor vor allem in Frickes Strategie zur
»Verwirklichung der beruflichen Autonomie in der Arbeit« (12), die nur vor dem Hin
tergrund eines »gesamtwirtschaftlichen Konzepts« vorstcllbar sei. Dieser Anspruch, die
»geschichtlich gewordenen Handlungsmöglichkcitcn« (9) der in der Humankicrungs-
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kampagne wirksamen Kräfte aus gesamtgesellschaftlicher Perspektive zu bestimmen,
wird nirgends konkret eingelöst. So fließen an keiner Stelle die gewerkschaftlichen Kri
senerfahrungen derletztenJahrein dieÜberlegungen ein;entgegen dem gesamtgesell
schaftlichen Analyse-Anspruch werden auchdie Verknüpfungen zwischen dem Huma-
nisicrungsprogramm und der staatlichen Struktur- und Technologiepolitik ausgespart.
Es bleibt der Anspruch, den »fremdgesetzten ... Schein« (12)des kooperativen Arbeits
prozesses auf betrieblicher Ebene und durch Erwachsenenbildung aufzuheben.

Hans-Jürgen Weißbach (Dortmund)

Katterle, Siegfried, und Karl Kr.ihn (Hrsg.): Wissenschaft und Arbeitnehmerinteres
sen. Mit einem Vorwort von Heinz Oskar Vetter. Bund-Verlag, Köln 1980 (335 S., br.,
24,80 DM)

Der Band ist im Zusammenhang eines vom Bundesministerium für Bildung und
Wissenschaft geförderten Forschungsprojekts entstanden: Arbeits- und Lebensbedin
gungen der Arbeitnehmer als Gegenstand der Hochschulfotschung.

Aufgabe des Projekts war es, zu untersuchen, wie Arbeitnehmerinteressen bei der
Planung und Durchführung von Forschungsvorhaben und bei der Umsetzung von For
schungsergebnissen stärker als bisher berücksichtigtwerden können. Das Projekt wurde
in gemeinsamer Initiative von Wissenschaftlern, Gewerkschaftern und Forschungspoli
tikern erarbeitet und hat in der Bundesrepublik, insbesondere im Ruhrgebiet, die Dis
kussion zur arbeitnehmerorientietten Forschung stark beeinflußt und sicherlich in der
realen Auseinandersetzung um die Bestimmung von Arbeitnehmerinteressen und von
Kooperation zwischen Wissenschaft und Gewerkschaften mehr Lernprozesse in Gang
gesetzt, als sich in dieser Publikation niederschlagen. Die Veröffentlichung trägt die
Züge einer konfliktvermeidenden oder -verdeckenden Sprachregelung. Sie versucht,
möglichst vielen Intercsseninterpretationen 'gerecht zu werden', so daß Peter Glorz in
einem Tagungsbeitrag sich mit einigem Rechtdarauf berufen kann, daß es keine inhalt
liche Bestimmung von arbeitnehmer-orientierter Forschung gäbe, sondern für sie in
ausgeprägter Weise die allgemeinen Kriterien Anwendung fänden wie: Schaffung von
Transparenz über die Trends der ökonomischen und sozialen Entwicklung, Herstellung
von Kommunikation darüber in den Gewerkschaften und insbesondere das Bemühen

um eine größere Verständlichkeit. Zur Kooperation und Demokratisierung von For
schungsprozessen wird von ihm empfohlen: Nicht Paritäten seien herzustellen, wohl
aber mehr Beteiligung von Arbeitnehmern und ihren Interessenvertretungen. Ganz be
sonders wichtig sei die Integration des sozialen und wirtschaftlichen Potentials in die
Arbeit des Technikers und die Folgenabschätzung der technik- und ingenieurwissen
schaftlichen Forschung.

Die Mitarbeiter des Projekts haben demgegenüber in Kenntnis der konkreten Ko
operationsbedingungen und fotschungspolitischen Strategien der Bundesregierungdie
methodologischen Prinzipien einer alternativen, arbeitnehmerorientierten Wissen
schaft formuliert. Dies sind Interessenbezug, wie er sich in konkreten Handlungszu
sammenhängen und konfliktfähigen Strategien herausbildet, Praxisbezug insbesondere
unter dem Aspektder Durchsetzbarkeit vonAnsprüchen, und Kooperation, die in der
systematischen Einbindung in die Willensbildungsprozcsse der Gewerkschaften be
steht. DieseKriterien sollen nicht nur für die Vermittlungsprozesse erforschter Erkennt
nisse gelten, sondern auch schon für die Formulierung von Forschungsfragen und für
die Durchführung von Forschung. Hierbei kommen aber mehr Ansprüche als bereits
konkret realisierteErfahrungen zur Sprache. Beider Darstellung der Kooperationsein
richtungen zwischen Gewerkschaften und Hochschulen wird die schmale personelle
und sachliche Basis deutlich, die trotz offizieller Erklärungen die jeweiligen Koopera
tionseinrichtungen an den Hochschulen haben. Deutlich wird an den verschiedenen
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Beiträgen in diesem Band auch, daß, angesichts enger werdender Verteilungsspielräu
me, die Gewerkschaften und eine arbeitnehmerorientiertc Forschungspolitik Konzep
tionen einer alternativen Wirtschaftspolitik im Sinneeiner Vollbeschäftigung und eine
Steuerungder Forschungspolitik alsFlankenschutz für ihre Tarifpolitik benötigen. Die
Wissenschaftler müssen in einer kooperativen Forschung ihren Führungsanspruch auf
geben und eine Kritik an der Arbeitsteilung praktizieten, wie sie bisher allenfalls für
die gewerkschaftliche Bildungsarbeit formuliert wurde. Eine starke gewerkschaftliche
Präsenz an den Hochschulen ist dafür eine notwendige Bedingung, aber für die Einzel
nen ein harter Weg, weil nicht nur die Karricrebedingungen für dissidente Wissen
schaftler ungünstig sind, sondern auch für die Gewerkschafter Kooperation zunächst
Mehrarbeit bedeutet. Leider ist in dem Band der Forschungsantrag nicht mitabge
druckt. Es fehlt auch ein Bericht über die Arbeitsbedingungen im Projekt selbst, also
eineÜberprüfung der formulierten Ansprüche in der eigenen Arbeit. Das Buch wird
hoffentlich eine Signalwirkung haben. Es fordert Weitcrarbeit und kooperatives Nach
denken heraus. Sigrid Mctz-Göckel (Dortmund)

Lück, Helmut E. (Hrsg.): Sozialforschung durch Bürgerinitiativen. Am Beispiel Stadt
planung Leverkusen. Leske Verlag, Opladen 1979 (96 S., br., 9,80 DM)

Zu diesem Buchgingen zwei Besprechungen ein. Sie kommen — begründet — zu
beinaheentgegengesetzten Einschätzungen. Das verweist aufProbleme in der verhan
delten Sache: dem Zusammenhang von Politik und empirischer Sozialforschung. Als
zwei Positionen in dieserDiskussion veröffentlichen wirbeide Rezensionen.

Die Redaktion

Die Bürgerinitiative für ein wohnliches Wiesdorf setzte sich gegen die Ausdehnung
des Gewerbegebietes der Firma Bayer-Leverkusen und zugunsten der Beibehaltung und
Ausdehnung einer Grün- und Erholungsfläche ein. Um dem Vorwurfder Parteilichkeit
und der Wahrnehmung von Sonderinteressen auf Kosten der Allgemeinheit — insbe
sondere der Bereitstellung von Arbeitsplätzen — zu entgehen, wandte sich die Bürger
initiative an einen Wissenschaftler um Hilfe. Der belehrte sie mit seinen Koautoren

über die verschiedenen Auswahlverfahren von Stichproben und die Entwicklung stan
dardisierter Fragen. Für die Durchführung einer Befragungwurden 20 Laieninterviewer
geschult, die Ergebnisse nach einem Programm von SPSS über EDV ausgewertet und
der Presse mitgeteilt.

Ergebnis der Befragung: Die Bürgerinitiative für ein wohnlichesWiesdorf wird von
der Mehrheit der Leverkusener Bevölkerung unterstützt. Die Mitteilung an die Presse in
einer Pressekonferenz hatte allerdings mitnichten den erwarteten Effekt, nämlich die
Argumente und das Handeln der Kommunalpolitiker und der anderen Interessenpartei
zu beeinflussen — im Gegenteil, sie blieben ihrerseits 'tendentiös'.

Wem nützt daher eine solche 'objektive', methodisch traditionelle und 'unpoliti
sche' Sozialforschung? Das hier dargestellte Beispiel nützt dem Wissenschaftler, insbe
sondere dem Herausgeber. Das Buch ist letztlich auch im Aufbau, in der Sprache und
in der politischen Relevanz für die Wissenschaftler alsBezugsgruppe geschrieben, nicht
dagegen für diese oder andere Bürgerinitiativen.Wäre dies der Fallgewesen, wäreauch
ein anderes Verständnis und ein anderes methodischesVorgehengewählt worden: eine
engagierte und parteiliche Sozialforschung durch Bürgerinitiativen, die ihre Interessen
authentisch aufnimmt und methodisch mit Gesprächen, durch Unterstützung von Ak
tionen und durch Kulturarbeit vorgeht. Soziaiforschung bleibt hier eng und quantita
tiv begrenzt: Mehrheitsmeinungen und Einstellungen in der Bevölkerung sind nicht
das einzigeKriteriumfür ernstzunehmendc Beteiligung der Bürgeram Planungsverhal
ten der Politiker und die dargestellten Methoden der repräsentativen Meinungsbefra
gung machen die Bürger auch nicht kompetenter, Planungen selber durchzuführen.
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Die Hierarchie zwischen Experten und Laien, zwischen Wissenschaftler — Politiker —
und einfacher Bevölkerung bleibt erhalten.

Und dies kt kritisch gegen dieses und ähnliches Vorgehen zu wenden: Die Sozialwk-
senschaftler benutzen die Bürgerinitiativen für eigene Forschungsinteressen oder zur
Profilierung auf einem 'neuen' sozialen Feld. Die Betroffenen und die Laienhclfer wer
den oder bleiben Marionetten unter der Leitung des Wissenschaftlers. Einen Forscher
mit einer im Grunde ablehnenden politischen Haltung gegenüber den Bürgerinitiati
ven und den Menschen sollte die Bürgerinitiativeganz schnell vor die Tür setzen. So et
was wirkt nach unseren Erfahrungen außerordentlich zerstörend, weil ein Teil der Be
troffenen wissenschaftshörig wird und von den viel wichtigeren politischen Aktionen
abgelenkt wird. Im Ruhrgebiet wurden hierzu bei Zechcnhausinitiativen Erfahrungen
gesammelt. IrisBüchsenschütz, Sigrid Metz-Göckel(Dortmund)

Hier wird beschrieben, wie eine Bürgerinitiative in Leverkusen eine Repräsentativ
umfrage durchführte, um der Stadt mitteilen zu können, was ihre Bürger lieber auf der
Rheinwiese bei Wiesdorf hätten: eine Grünanlage zur Bürgernaherholung oder einen
Containerhafen für den Bayer-Konzern.Das Ergebnis: die meisten Bürger wollen lieber
eine Grünanlage.

Die Lektüre dieses meist flüssig geschriebenen Büchleins lohnt sich auch außerhalb
Leverkusens: sind hier doch klassische Probleme der empirischen Sozialforschung auf
getaucht, redlich bearbeitet worden und in ihren Auswirkungen erläutert. Der Stil ist
oft eher journalistisch oder gar pseudowissenschaftlich (so bei den Venn-Diagrammen
und deren Unterschriften ab S. 71: »Freiwerdende Energie hilft zur Problemlösung«,
oder auf S. 60: »DasInteresse ... ist groß im Vergleich zu anderen ... Lokalproblcmcn«;
das Interesse an anderen Lokalproblemen wurde aber gar nicht gemessen). Diese Män
gel bei sonst exakter methodischer Vorgehenswcke lassen aber nicht das Interesse am
Wcitcrlesen erlahmen.

Der Herausgeber und Mitautor bezieht sich ausdrücklich auf seinen der Arbeit zu
grundegelegten wissenschaftstheoretischen Ansatz des kritischen Rationalismus. Für
ihn bedeutet dies exaktesArbeiten mit dem »Risiko der Enttäuschung« (89). Reflexio
nen und Theorien über den Zusammenhang zwischen allgemeinem Bewußtsein, Mei
nungen und schließlich einer vcrbalisicrr.cn Meinung sparen sein Ansatz und er aus,
und so kann er sich am Schluß nur wundern: Es waren »mir selbst als wissenschaftlichem

Betreuer der Umfrage die Ergebnisse fast zu eindeutig ...« (89).
Im gegebenen praktischen und gewählten theoretischen Rahmen wurden die Mög

lichkeiten der empirischen Sozialforschung ausgeschöpft. Dies schließt ein: differen-
zierre methodenimmanentc Überlegungen z.B. zur Frageformulierung; die Zusam
menarbeit mehrerer Mitarbeiter mit unterschiedlichem wissenschaftlichen Qualifika
tionsniveau auf gleichberechtigter Ebene; und schließlich die Einbettung der Untersu
chung in ihren gesellschaftlich-politischen Kontext, die Darstellung ihrer Wirkung in
der öffentlichen Auseinandersetzung.

IchhegeSympathie für die Autoren; siehaben empirische Sozialforschung geradezu
schulmäßig sorgfältig durchgeführt, verständlich dargestellt und damit das getan, wo
für empirische Sozialforschung eigentlich da ist. Und hierbei zeigtsich eben: Die me
thodische Sorgfalt muß im gesellschaftstheoretisch abstinenten Rahmen des kritischen
Rationalkmus gleichsam verpuffen. Dabei ist der kritische Rationalkmus offenbar nur
die theoretische Widerspiegelung der tatsächlichen »Wertfreiheit« der Meinung der be
fragten Bevölkerung. Was soll die Akribie beider Frageformulierung, wenn die Befrag
ten nur eine differenzierte Meinungäußern dürfen, aber von der wirklichen Teilnahme
an gesellschaftlichen Planungsprozcssen weitgehend ausgesperrt sind?Die Autoren zei-
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gen sich enttäuscht über die offenbar von anderen Interessen geleitete Darstellung ihrer
Ergebnisse inderPresse. Wie stark kann Sozialforschung als Waffe ineinem politischen
Konflikt überhaupt sein?

Diese und noch mehr wichtige Fragen ergeben sich ausder Lektüre des Büchleins, sie
werden keineswegs von den Autoren bereits beantwortet vorgelegt. Deshalb halteich es
für hervorragend geeignet zum Studium einiger Methoden und fast aller Probleme der
empirischen Sozialforschung. Ursula Koch (Emden)

Erziehungswissenschaft

Nevermann, Knut, und IngoRichter (Hrsg.): Verfassung und Verwaltung der Schule.
Eine Auswahl rechts- und sozialwissenschaftlicher Beiträge. Klett-Cotta, Stuttgart 1979
(435 S., br., 124,— DM)

Das Buch ist in zwei Teile gegliedert, die zwei unterschiedliche Herangehensweisen
an den Gegenstand 'Bildungsverwaltung' aufzuzeigen suchen: die sozialwissenschaftli
che Betrachtungsweise der 'Schuleimpolitisch-administrativen System' (Teil I) und die
verfassungsrechtliche Perspektive, die das Bildungsrecht im Rahmen der Rechtswissen
schaft thematisiert (Teil II).

Was die sozialwissenschaftliche Perspektive auf die Bildungsverwaltung betrifft, so
gehen die Herausgeber davon aus, daß manweder von einem definierten Gegenstands
bereich noch von einem empirisch gesicherten Wksensbcstand oder bestehenden Er
kenntnisinteressen und Theorietraditionen ausgehen kann (21). Sie bemühen sich da
her in der Auswahl der Beiträge, verschiedene Annäherungsversuche an den Gegen
stand 'Bildungsvcrwaltung' aufzuzeigen. Die ersten drei Artikel dienen zudem dazu,
den Einfluß der jeweiligen Organisation desSchulwesens auf die Entwicklung von For
schungsansätzen zu demonstrieren. Vor dem Hintergrund des staatlichen Schulwesens
der BRD steht der staatstheoretische Beitrag E.R. Hubers 'Zur Problematikdes Kultur-
staates', der in der objektiv-idealistischen Dialektik von Kultur und Staat eine Auflö
sung ihres im Zeichen des Liberalismus gedachten Gegensatzes anstrebt. Demgegen
über legt S.P. Hencley in seinem Artikel 'Politik und Macht im kommunalen Bereich'
die Kontroverse im Bereich der Community-Power-Forschung dar, die vordem Hinter
grund der lokalen Schultradition der USA stattfindet: kontrovers sind die Theorien ei
ner monolithischen Machtstruktur (repräsentiert durch eine ökonomischeElite) und die
Ansätze eines pluralistischen Einflußkonzepts, die Machtausübung in der Bildungsver
waltung eher empirisch-zufällig bestimmen wollen. Das beiden Ansätzen zugrundelie
gende Verständnisdrückt F.M. Wirt in seiner Bestimmung der 'Schule in den USA ak
politisches System' aus, wenn er die Schulverwaltungen als »politische Miniatursyste
me« (105) zu fassen versucht.

Ein zweiter Blockvereinigt organkationstheoretkehe Beiträge. T. Parsons ('Elemente
einer allgemeinen Theorie sozialer Organisation') versucht, durch eine Unterscheidung
von technischer (Ausführungs-)Ebene, Management und (repräsentierender) institutio
neller Ebene sowie durch eine Bestimmung ihrer Verbindungspunkte in Entschei-
dungsprozessen eine relative Unabhängigkeit dieser drei Ebenen zu belegen, um die
These einer kontinuierlich-linearen Bcfehlsgewalt in Bürokratien zu widerlegen (161).
Mit ähnlichem Anliegen referiert P. Fürstenau 'Neuere Entwicklungen der Bürokratie
forschung und das Schulwesen', wobei er zu begründen sucht, daß sich die Schulver
waltung dem (idealtypkch der Weber'schen Position gegenübergestellten) Human-Re-
lations-Modcll öffnen sollte, das eine Verschiebung von Entscheidungs- und Verant
wortungskompetenzen auf untere Ebenen (Lehrer) und damit eine Professionalkicrung
unterer Funktionsträger bedingen sollte. Während E. Hoyle ('Organisationstheorie
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und Bildungsverwaltung') einewertfreie und multidisziplinäre Theoriebildung fordert,
versucht P. Burnhamdiesüber die Verbindung von 'Rollentheorie und Bildungsverwal
tung' anzugehen.

In einem dritten Abschnitt werden zwei marxistische Ansätze vorgestellt: E. Altva
ters und F. Huiskens 'Programmatische Aspekte einer politischen Ökonomie des Aus
bildungssektors' versuchen der Frage nachzugehen, welche Auswirkungen die steigen
den Qualifikationskosten der Arbeitskraft aufden Kapitalverwertungsprozeß haben. C.
Offe geht demgegenüber davon aus, daß bezogen auf die Qualifikation der Ware Ar
beitskraft eine 'Unterdetetmination' des Bildungssystems durch das Beschäftigungssy
stem besteht; das Bildungssystem reagiere primär auf legitimatorische Strukturproblc-
me.

Die verfassungsrechtlichen Beiträge (Teil 11) beschäftigen sich zunächstmit der staat
lichen Schulaufsicht. H.-U. Evers ('Verwaltung und Schule') weist daraufhin, daß die
staatliche Schulhoheit eine Vielfalt inhaltlicher Bildungsziele offenlasse und durch das
Elternrecht, das Recht der persönlichen Freiheit und der Schulwahl beschränkt werde.
A.v. Camphausen('Die staatliche Schulaufsicht') betont demgegenüber, daß der Staat
mit den Lehrplänen auch Ziele vorgebe. W. Geiger versucht eine rechtliche Begrün
dung von Privatschulcn über das Minderheitentecht (295). T. Oppermann ('Zum
Rechtsstaatgebot'), der für eine Entwicklung des Schulrechts in parlamentarischer Öf
fentlichkeit plädiert, weist aufden Sachverhalt derallmählichen Öffnung des 'beson
deren Gewaltverhältnkses' Lehrer-Schüler für rechtliche Normierungen hin. Mit dem
Verhältnis staatlicher Schulaufsicht zut kommunalen Selbstverwaltung beschäftigt sich
W. Perschel ('Staatliche Schulaufsicht und kommunale Selbstverwaltung nach dem
Grundgesetz'), der ein Mitspracherecht der Kommunen bei Fragen der Fach- und
Dienstaufsicht der Lehrer befürwortet. Weitere Schwerpunkte bilden 'Die Kirchen un
ter dem Grundgesetz' (A. Hollersbach), das 'Elternrecht' (I. Richter) sowie 'Die Lchr-
freiheit des Lehrers', die W. Perschel analog zur universitären Lehrfreiheit (Artikel 5
Absatz 3 GG) zu begründen versucht. K.-D. Heymann und E. Stein versuchen, 'Das
Recht auf Bildung', welches im Grundgesetz nicht verankert kt, über andere Verfas
sungsgebote zu legitimieren.

Vermag das Buch auch in die Fülle und Heterogenität der verschiedenen Ansätze zur
Problematik der Bildungsverwaltung einzuführen, so muß man sich allerdings fragen,
ob der Preis des Buches in einem angemessenen Verhältnis zu seinem Gebrauchswert
steht, der sich weitgehend in einer Übersicht über (vor allem, was den sozialwisscn-
schaftlichen Teil angeht) die Spezifizierung gängiger Theoriekonzepte auf den Bereich
der Bildungsverwaltung ausdrückt. AlfredSchäfer(Köln)

Hopf, Christel, Knut Ncvermann und Ingo Richter: Schulaufsicht und Schule. Eine
empirischeAnalyseder administrativen BedingungenschulischerErziehung (Veröffent
lichungen des Max-Planck-Instituts für Bildungsforschung). Klett-Cotta, Stuttgart
1980 (428 S., Ln., 72 — DM)

Das zentrale Anliegen der Autoren besteht im Versuch einer Neubestimmung des
Verhältnisses von Bürokratie und Pädagogik: Nicht eine abstrakte Gegenüberstellung
von bürokratischer Verwaltung und pädagogischer Freiheit sei als Ausgangspunkt zu
nehmen, sondern man müsse davon ausgehen, daß sich auf bürokratischem Wege ge
sellschaftliche Anforderungen als pädagogische durchsetzen (12). In der Beurteilung
desLehrers durchden Schulrat, die sich heuteweigehend auf pädagogisch-methodische
Probleme bezieht (im Gegensatz zu der früher gebräuchlichen fachspezifischen Lcrn-
kontrolle), werden dem betreffenden Lehrer inhaltliche Normen adäquaten pädagogi
schen Handelns vermittelt. Es sind dies Normen, die weit über rechtliche und unter
richtsorganisatorische Fragen hinaus in den Bereich 'pädagogischer Freiheit und Verant-
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wortung' hineinreichen. Eine 'Sensibilisierung' derLehrer zur Aufnahme dieser Norm
vorstellungen wirddurch die Beurteilungssituation bewirkt: nahezualleUnterrichtsbe-
suchc von Schulräten haben mit der Begründung von Auswahlentscheidungcn zu tun
(108): Probezeitbesuche, Beförderungsbesuche, Besuche aus besonderen Anlässen
(Versetzung, Beurlaubung, Elternbeschwerden). Selbst die Auswahl der Schulräte er
folgt meist auf diesem Wege(326ff.).

Die Kompetenz zur Begründung von Auswahlentscheidungen weist auf die Kon
troll- und Herrschaftsfunktion der Schulräte hin, die normsetzend auch dann wirkt,
wenn dies nicht beabsichtigt ist(wie etwa beiden gefürchteten unangemeldeten Unter
richtsbesuchen) oder wenndie Nachbesprechung etwavom Schulrat alskollegiale Bera
tung verstanden wird. Daß sich eben diese Kontrollfunktion nicht ungebrochen durch
setzt, was die Gegenüberstellung von bürokratischer Kontrolle und pädagogischer Frei
heit suggeriert, versuchen die Autoren durcheineempirische Untersuchung in struktu
rell gegensätzlichen Regionen (Berlin, Südwürttemberg) zu belegen. Mit qualitativen
Methoden weiden die Äußerungen von 94Schulrätcn daraufhin untersucht, in welcher
Form sich die Herrschaftsbeziehung Schulaufsicht — Lehrer in ihnen niederschlägt
(14). Anhand dieser Äußerungen versuchen dieAutoren nachzuweisen, daß pädagogi
sche Beratung und kontrollierende Aufsicht kaum unabhängig voneinander betrachtet
werden können. Sogeraten— auchwenndie Mehrzahl der Schulrätc ihreprimäreAuf
gabe in der Beratung des Lehrers sieht (115) — Beratungsgespräche aufgrund der Ab
hängigkeit des Lehrers vom Schulrat(alsweisungsberechtigtem Vorgesetztem) zur nor
mierenden Kontrolle dessen, was ak pädagogisch adäquat anzusehen ist. Dies wird
auch durch Beratungsideologien wie die des 'demokratischen Führungsstils' oder des
'kollegialen Verhältnisses' nicht aufgehoben. Der normierend-kontrollierenden Funk
tion der Beratung durch den Schulrat kann der Lehrer sich auch kaum durch den Hin
weis auf die fragwürdige Geltung der Unterrichtsbeobachtung entziehen (Kap. 5).

Das bemerkenswerteste Ergebnis dürfte jedoch in folgender 'Dialektik der Aufklä
rung' bestehen: die früher im Vordergrund der Beurteilung stehenden Untcrrichtsri-
tuale sowie die inhaltliche Erfolgskontrolle durch Abfragen von Schülerwissen wird zu
nehmend ersetztdurch eine am Konzept 'sozialintegrativen Untctrichts' orientierte Be
obachtung des pädagogischen Geschehens — eine pädagogische Orientierung der Bü
rokratie, die gerade aufgrund ihres pädagogischen Charakters in den 'pädagogischen
Freiraum' des Lehrers eingreift und diesen einschränkt (240).

Was die politische Kontrolle des Lehrers angeht, so treten die Schulräte nach dieser
Untersuchung eher als Wächter eines allgemeinen (konservativen) Konsensus auf (311):
weniger die Parteizugehörigkeit ist wichtig als ein grundsätzlicher Konservativismus
(349). der das Pluralismus- und Identifikationsgebot mit der Verfassung eher pragma
tisch handhabt — ähnlich den Eltern auf bestimmte Reizmuster reagiert ('laisser-faire-
Methoden', Sexualität, Systemvergleich, Sozialkritik usw.). Eine grundständige Loyali
tät ist neben 'pädagogischer Bewährung' und der Profilierung bei der Schulaufsichtsbe
hörde wesentlich für eine mögliche Beförderung zum Schulrat (372).

Wenn die Autoren von einem Doppelcharakter der (erst am Anfang stehenden) Bü-
rokratisierung des Schulwesens sprechen, womit sie die gleichzeitige 'Vcrfachlichung'
und Formalisicrungder Arbeitsabläufc meinen (405), so wird noch einmal das Anlie
gen deutlich, gegen die gängigeabstrakteGegenüberstellung von Bürokratie und Päd
agogik einen über die Rekonstruktion bürokratischer Praxis vermittelten Zugang zum
Problem der Kontrolle 'pädagogischer Freiheit' zu suchen. Dieser Zugang sollte nicht
nur fruchtbar für die Diskussion dieses Verhältnisses sein: er wirft zugleich die Frage
nach der Funktion pädagogischer Theorien auf, die hier neben der Legitimation päda
gogischer Handlungen zugleich die Funktion der Legitimation einer Kontrolle dieser
Handlungen übernehmen, wobei die fehlende intersubjektive Vergleichbarkeit der
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Unterrichtsbeobachtungen darauf hindeutet, daß man überdie Geltung dieser Theo
rien durchaus verschiedener Ansicht sein kann. Alfred Schäfer (Köln)

Lüers, Ulf: Jugendarbeit imZugriff von Verwaltung und Politik. Handlungsspielräume
in der außerschulischen Jugendbildung am Beispiel der hessischen Jugendbürokratie.
Verlag jugend & Politik, Frankfurt/M. 1979 (290 S., br., 22,— DM)

Vom staatlichen Zugriff von institutionellen Zwängen in den Bereichen derSozialar
beit, besonders innerhalb derJugendarbeit, ist in der letzten Zeit viel gesprochen wor
den. InderTatschließen Jugendclubs, verschwindenJugendprojekte, werden selbstvcr-
walteteJugendzentren derVerwaltung der Kommune unterstellt. In diesem Buch von
Ulf Lüers wird indessen nicht nur die Entwicklung derJugendpolitik aufgezeigt, son
dern auf Handlungsspielräume hingewiesen, diesich nicht aus irgendwelchen pädago
gischen Nischen ergeben. Es geht dem Autor umdenDoppelcharakter derJugendpoli
tik; daß sich solche Spielräume gleichsam parallel zu den staatlichen Zugriffen ent
wickeln. Unter Bezug auf Offe und Preuss, daß es eine Dialektik gebe zwischen den
Strukturen des Systems und den in ihmagierenden Interessen, wird versucht, politisch
administrative Handlungsabläufe einzuschätzen und damitdurchschaubar zu machen.

Dargestellt und ausführlich beschrieben werden: Das politische Verständnis von
Theorie und Praxis; der Prozeß jugendpolitischer Entscheidungen; administrative, par
lamentarische und verbandliche Gestaltung derJugendpolitik.

Diese vier detaillierten Kapitel sindnichteben einfach zu lesen. Die Darstellung der
Hessischen Jugendpolitik nach 1945 z.B. mit Gesetzesentwürfen, Gesetzesänderungen
beispielsweise erfordert schon sehr konzentriertes Mitdenken, wenn man wirklich be
greifen will, welche wirtschaftlichen Interessen und kommunalen Machtbestrebungen
sich dahinter verbergen. — Die Folgen innerverbandlicher Spannungen (bei Verbän
den)werden sehrplastisch amBeispiel Naturfreundejugend und BundDeutscher Pfad
finder veranschaulicht. Hier wird deutlich, wie sich solche innerverbandliche Spannun
genauf die institutionellen Bedingungen derJugendarbeit auswirken und wie sich das
politisch administrative System dazu verhält. DieWidersprüchlichkeit zwischen Zugriff
und Spielräumen wird evident.

Es macht den Wert dieses Buches aus, daß Ulf Lüers nicht nur Thesen aufstellt, Be
dingungen analysiert, sondern auchsorgfältig empirisch arbeitet. Er verweist nicht nur
immer auf Quellentexte; zum Anhang des Buches gehört auch eine ausführliche Doku
mentation; sondern — und das ist wohl neu in der Literatur über Jugendpolitik — er
führte auch ausführliche Befragungen mit Politikern, Vertretern der Minkterialbüro-
kratie (Kultus- und Sozialminkterium), Vorstandsmitgliedern des Hessischen Jugend
rings und Mitarbeitern derJugendpflege durch. M.E. kt die Kenntnis um den Zusam
menhang von ökonomischen Bedingungen im Spätkapitalismus und den Einflußmög
lichkeiten des politisch-ökonomischen Systemsein wirksamer »Schutz« gegen sich im
mer weiter breitmachende Resignationstendenzen in der Sozialarbeit.

Johanna Gottschalk-Scheibenpflug (Frankfurt/M.)

Jaide, Walter, und Detlef Hinz: Jugendliche im Bildungsurlaub. Eine empirische Stu
die in sozialpädagogischen Instituten des Christlichen Jugenddorfwerkes Deutschland.
Klett-Cotta, Stuttgart 1979 (79 S., br., 12,— DM)

Ungefähr 43% aller Veranstaltungen zum Bildungsurlaub werden von kirchlichen
Organisationen getragen, von denen einige — darunter das Chrktlichcjugcnddorfwcrk
Deutschlands (CJD) — sich 1957 zur Evangelischen Trägergruppe für gesellschaftspoli
tischeJugendbildung zusammenschlössen. Gegenstand der Studie sind (meist) einwö
chige Kurse der Sozialpädagogischen Institute des CJD, an denen Auszubildende im
Rahmen des Bildungsurlaubs teilnahmen.
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Die Untersuchung zielt darauf ab, »die Meinungen derJugendlichen über das Kurs
geschehen« (I4f.) und Wirkungen der Kurse »auf die Persönlichkeit der Teilnehmer«
aufder Ebene der persönlichen Selbstcinschätzung (29ff.) zu erfassen. Darüber hinaus
ging es darum, den Interessenhorizont und den Meinungsraum der Jugendlichen in
persönlichen, sozialen, beruflichen, politischen Fragen auszuleuchten (35ff.). Die Au
toren kommen zu dem Ergebnis, daß die Teilnehmer insgesamt ein »ziemlich einhellig
positives Bild« (14) von Themenauswahl, Kursgestaltung sowie den Arbeits- undKom
munikationsformen gewonnen haben. Die Kursteilnahme hat sie, wie sie meinen, in
Optimismus und Zuversicht bestärkt, ihnen bessere Intcraktionsmöglichkeiten er
schlossen, sie in jeder Weise ermutigt und stabilisiert.

Bei den Interessenprioritäten standen eindeutig psychologische Fragen »im weitesten
Sinne als Hilfe zum Verstehen dereigenen Person und der Mitmenschen und fürderen
Kooperation« (45) im Vordergrund, während »politische Fragen i.c.S., diedas Gesamt
system unserer Demokratie betreffen«, am Ende der Intcressenrangskala rangierten.
Dabei ergab sich beider Beurteilung unseres politischen Systems und des Wirtschafts
systems eine hohe Konsistenz von Zufriedenheit bzw. Zustimmung, gekoppelt mit Zu
versicht bezüglich dersubjektiven Lebensstrategien. Nun mögen diese Ergebnisse auf
den ersten Blick Erstaunen auslösen, weichen sie doch erheblich von dem sonst gezeich
neten Bild derheutigen Jugend ab. Der Titel »Jugendliche im Bildungsurlaub« kt inso
fern auch irreführend, zeigen die Autoren doch selbst, daß die der Untersuchung zu
grunde liegenden Jugendlichen keinesfalls repräsentativ für die BRD-Jugend stehen
können. Ganz überwiegend handelt es sich um Auszubildende, doch auch »von einer
universellen, für die Bundesrepublik Deutschland repräsentativen Lchrlingsstichprobe«
(11) kann keine Rede sein: Die Daten stehen lediglich »für die 'mittlere' soziale Grup
pe« (41), »für junge Arbeitnehmer der Mittelschichten« (45).

In diesem Zusammenhang vetmißt man Hinweise darauf, wie die Jugendlichen für
die Bildungsurlaubsveranstaltungen geworben wurden, wie also diese Selektion zustan
dekam.

Kann man bk zu diesem Punkt derUntersuchung folgen, kt es doch durchaus legi
tim, eine Gruppe Bildungsurlaub in Anspruch nehmender Jugendlicher zu untersu
chen, ohnediese aufdieGesamtheit der Bildungsurlaubsteilnehmer in der BRD zu be
ziehen, sogrenzt doch der letzte Satz der Untersuchung angesichts deraktuellen Situa
tiondersozial schwächsten Gruppen unserer Jugendlichen schon an Zynismus: »Aller
dings muß dazu betont werden, daß auch solche relativ gutwilligen, 'normalen' Ju
gendlichen der speziellen Beachtung, Betreuung und Stützung bedürfen — zumal in
einer 'Öffentlichkeit', die den Sonder- und Randgruppen eine z.T. überzogene, z.T.
sachlich falsche oder zumindest stückhaft entstellende Publizität gewährt und damit
auch die(noch) stabile Hauptgruppe derjugendbevölkerung in Mitleidenschaft ziehen
könnte« (46).

Ein weiteres Ärgernis besteht darin, daß Wirkungen dargestellt werden, ohne daß
genaueraufgezeigt wird, welche Inhalte Ursache dieser Wirkungen waren, wiealso die
Bildungsveranstaltungen aussahen. Ausführungen zu den Arbeitsformen, der Hinweis,
daß »die Erwartungen der befragten Kursteilnehmer in hohem Maße erfüllt« (14), »für
dieJugendlichen relevante Problemthcmcn« (45)angesprochen wurden und die Nen
nung dieser relevanten Themen reichen nicht aus. Ein Hinweis findet sich lediglich im
Vorwort von Christopher Dannenmann: »Ziel der Bildungsarbeit kt es nicht, junge
Menschen zu fanatischen Kritikern unseres Staates und unserer Gesellschaft zu erzie
hen, noch zu anpassungsbereiten Duckmäusern. Der junge Mensch soll sich vielmehr
mit sich selbst und mit dem Gemeinwesen, in dem er lebt, identifizieren können. Nur
sowirdereinesinnvolle Lcbensgcstaltung lernen.« (7) DieterGrühn (Berlin /West)
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Kupffer, Heinrich: Erziehung —Angriff auf die Freiheit: Essays gegen Pädagogik, die
den Lebensweg des Menschen mit Hinweisschildern umstellt. Beltz Verlag, Weinheim
und Basel 1980 (191 S., br., 19,80 DM)

Kupffer versteht die gängige Pädagogik als eine Art Heilslehre, die planvolle Ziele
verfolgt, sicheres Wissen vorgaukelt und einen verbindlichen Weisungszusammenhang
darstellt, gepaart mit einem Denken, das pädagogische Aussagen zu handlichen An
weisungen bündelt. Er will das undemokratische, freiheitsfeindliche Denken, das aus
gehend vom Erziehungsfcld unsere Grundeinstellung präge, überwinden, um auszu
brechen aus der selbstverschuldeten Unmündigkeit, der Bereitschaft, fremdbestimmt
zu agieren. Sein Vorhaben sei jedoch nicht mit Antipädagogik zu verwechseln, es gehe
ihm nicht darum, Pädagogik abzuschaffen, sondern um die Möglichkeit, aufdem Er
ziehungsfcld Widerstand zu leisten und so die pädagogische Auseinandersetzung wei
terzuführen.

In einem Stil, der sich einiges von derExistenzphilosophic borgt (»der Mensch wird
in eine sekundäre, unauthentische, fiktive Existenz gedrängt«), einiges von Pater Lep-
pich (»der Schnuller der Therapie«), geht es um den Zusammenhang von Pädagogik
und Freiheit. Freiheit sei ein Element des Handelns, das Eigene, das durch die einzig
von Vernunft, Wille und Erfahrung gelenkte Person verantwortet werde. Sie offenbare
sich jenseits der Notwendigkeiten, z.B. jenseits lebensnotwendiger Fertigkeiten, um
den Anforderungen derGesellschaft gerecht zuwerden; an Punkten, wo Entscheidun
gen mit offenen Konsequenzen zu treffen sind; im Umgang mit anderen Menschen.
Die heutige Pädagogik opfere aufgrund ihres Ideals einer konfliktfreien Gesellschaft
die Freiheit der Sicherheit, der Ordnung, dem reibungslosen Ablauf. Jederwerde zum
potentiell erzichungsbedürftigen Objekt eines »pädagogischen Imperialismus« (38).
»Was in derersten Hälfte unseresjahrhunderts derFaschismus leistete, dasleistet in der
zweiten Hälfte die Pädagogik« (116). Der Lebenssinn als Angelegenheit des einzelnen
verschwinde, »de facto wird menschliche Existenz als ganze für sinnlos erklärt« (140),
der Mensch beziehe eine»um die personale Komponente verkürzte Existenzform« (35),
werde zum Anwcndungsfall genereller und quantifizierbarer Gesetzmäßigkeiten. Tu
genden, Werte. Moral, nach Kupffer Dinge der freien Entscheidung, der Bewährung
beipersönlichen Anforderungen, und Denken verkümmerten zuschein-effektiven bü
rokratischen Vollzügen, zu technischen Veranstaltungen, Pädagogik gerinne zum In
strument für die Organisation von Systemzwecken, zum Spiegel der industriellen
Struktur der Gesellschaft.

Die letzten Seiten widmet Kupffer den Alternativen: auf filmisch-ästhetischem Ge
biet Eisenstein und auf pädagogischem Makatenko, bei dem Erziehung als »in sich
selbst sinnstiftender gesellschaftlicher Prozeß« (190) begriffen werde. Eine Pädagogik,
die nicht vordergründige Zielsetzungen und Methoden, die alsAuftrag von derGesell
schaft gestellt werden, erfülle, sondern Erziehungsziele im »dialektischen Spannungs
feld« erst selbst erzeuge (182).

Wer willnicht selbstbestimmt, frei und kritisch sein?Wer wird Kupffer nicht zustim
men, wenn er der Herrschaft die Selbstbestimmung entgegenhält? Dabei merkt man
kaum mehr, durch welchen zugrunde liegenden Diskurs sein Text strukturiert ist:
Kupffcrs organisierendes Prinzip ist die Verwischung des Gegensatzes von Rechts und
Links. Von der Linken besetzteBegriffe wie Selbstbestimmung, kritisches Denken zieht
er an sich, beigleichzeitiger Ausgrenzung der Begriffe Veränderung und Gesellschaft.
Kupffer macht sich dabei die unausgesprochene Staatlichkeit im Begriff der Gesell
schaft zunutze — und Staatlichkeit impliziert Herrschaft; Veränderung spricht er aus
als von der Gesellschaft erzwungen, fremdbestimmt.

Vergesellschaftung = Verstaatlichung = Herrschaft // Selbstbestimmung =Privatisie
rung. Selbstbestimmung wird artikuliert als Privatheit, Vergesellschaftung ak Herr-
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Schaft. Die Bedrohung der Privatheit durch zunehmende Vergesellschaftung (auch im
pädagogischen Bereich) spricht er aus als Bedrohung höherer Werte, Freiheit, Moral,
Tugenden im allgemeinen. Elemente, die Vergesellschaftung vorantreiben könnten,
wie Wissenschaft undTechnik werden als Angriff aufdie menschliche Existenz als sol
chedargestellt. Eine Vergesellschaftung untergleichen wird undenkbar, denn dieGe
sellschaft ist für Kupffer etwas dem Menschen Fremdes, prinzipiell feindlich Gesonne-
"«• BirgitMehdorn (Berlin/West)

Geschichte

Hroch, Miroslav, undJosefPeträn: Das 17. Jahrhundert. Krise der Feudalgeselkchaft.
Reihe »Historische Perspektiven« Band 17. Verlag Hoffmann und Campe, Hamburg
1981 (256 S., br., 52,— DM)

Der Prozeß der Durchsetzung der kapitalistischen Produktionsweise verliefnicht ak
kontinuierlich quantitative Ausweitung der Keime früher Zentren der Warenproduk
tion. Zwischen diesen frühen Entwicklungsformen und dem Manufakturstadium als
unmittelbarer Vorstufe des industriellen Kapitalismus lag eine Zwischenperiode, diein
der sogenannten »Krise des 17. Jahrhunderts« kulminierte. Die Ungleichzeitigkeit der
europäischen Entwicklung manifestierte sich in der Stagnation der frühen Zentren,
dem beschleunigten Prozeß derRefeudalkierung in weiten Regionen Ost- und Mittel
europas unddem Aufstieg derneuen Seemächte Holland und England zur Suprematie
aufdem sich bildenden Weltmarkt undderen Konstituierung als erste bürgerliche Na
tionen. Um dieMitte des 17. Jh. wurde Europa von einer ganzen Kette synchron einset
zender sozialer und politischer Umwälzungsprozesse erschüttert.

Mit der Übersetzung des Buches der beiden Prager Historiker Hroch und Peträn wer
den zum ersten Mal in deutscher Sprache sowohl die theoretische Debatte um die »all
gemeine Krise des 17. Jh.« als auch die wichtigsten Ergebnisse der konkreten histori
schen Forschung in West- und Osteuropa zugänglich gemacht. Im Vorwort zur deut
schen Ausgabe des in Prag 1976erschienenen Werks formulieren die beiden Autoren
ihr Anliegen folgendermaßen: »Der erste Teil gibt einenhistoriographkehen Überblick
über die bisherige Debattezum Wesen und den Ursachen der Krise der Fcudalgesell-
schaft und endet mit einem Abschnitt, der die Meinung der Verfasser, wie diese Krise
zu definieren und zu deuten sei, darlegt. Derzweite Teil überprüft dieAnwendbarkeit
dieser Auffassung auf verschiedene Aspekte der politischen, ökonomischen und sozia
lenEntwicklung Europas im 17. Jh. ... Derdritte Teil ist derAnalyse dergesellschaftli
chen Entwicklungstendenzen in den böhmischen Ländern und im überwiegenden Teil
des südlichen Mitteleuropas gewidmet.« (9)

DieDarstellung der»30Jahre Kontroverse überdieKrise des 17. Jh.« beginnt mit ei
nem Referat des Past-and-Present-Aufsatzes von Hobsbawm, der 1954 die Debatte er
öffnete und die Fragen aufwarf, die der theoretischen Diskussion und derempirischen
Forschung neue Wegewiesen. Gleichzeitig hatten französische Historiker in der Nach
folge Simiands die Preisbewegungen in dieser Epoche studiert und eine »Krise alten
Typs«, eine Überproduktionskrise diagnostiziert. Im Verlaufder Diskussion der 50er
Jahre wurde der Krisenbegriff in seiner Anwendbarkeit nach Regionen differenziert:
neben dem Niedergang des Mittelmeerraums, der neuen Funktion der Kolonien als
Absatzmarkt, der Festigung der feudalen Verhältnisse im Ostsecraum und in Osteuro
pa wird der Aufstieg der entwickelten Region (Niederlande, England, Frankreich) kon
statiert.

Die Debatte der 60erJahre brachte das Eingreifenvon Historikernsozialistischer Län
der — in Polendiskutierten sie vorallem die Frage, ob die Krise mit einer allgemeinen
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Regression zu identifizieren sei. Die Krisen-Hypothese wurde zum Ausgangspunkt
konkreter historischer Forschung. Unter den marxistischen Historikern wurde dann in
den 70er Jahren der Inhalt des Begriffs Krise selbst zum Diskussionsgegenstand. Hroch
und Peträn wollen unter »allgemeiner Krise« »die außerordentliche Verschärfung der
grundlegenden inneren Widersprüche der feudalen Gesellschaft, die sich in unterein
ander verbundenen Teilkrisen äußert« (43), verstanden wissen. Ak Mangel der bisheri
gen Diskussion wird der Abschließungseffckt voneinander isoliert verlaufender Diskus
sionszusammenhänge in Ost und West hervorgehoben. Die Autoren wollen diesem
Defizit durch eine Synopse abhelfen (52), die die wichtigsten Beiträge zur Krkendcbat-
te in ein übersichtliches Raster einordnet. Schließlich werden zwei konträreGrundposi
tionen herausgearbeitet: »Auf der einen Seite steht die Krise als Äquivalent für die De
pression, den Verfall im Verlauf einer linearen Entwicklung eines bestimmten Ganzen.
Auf der anderenSeite steht die Krise alsVerschärfung von Schwierigkeiten und Wider
sprüchen einer bestimmten gesellschaftlichen Struktur« (50). Letztere Position ist der
gemeinsame Nenner der marxistischen Diskutanten —während die meisten bürgerli
chen Autoren eine Krise desJahrhunderts konstatieren, die gleichermaßen ökonomisch
wie politisch zu bestimmen sei. Eine Zwischenposition nehmen die Verfechter der Zy-
klenkonzcption ein, deren Defizit nach Hroch/Pettän aber inder Annahme einer line
aren gesellschaftlichen Entwicklung liegt.

Im zweiten Kapitel wollen die Autoren ihre eigene Krisenkonzeption (Zuspitzung
der inneren Widersprüche, die das Gleichgewicht teilweise oder im ganzen störte) an
den Bereichen »internationale Politik, Entwicklung der Technik, landwirtschaftliche
Produktion, Manufaktur- und Handwerksproduktion, demographische Entwicklung,
Warenaustausch, Preisentwicklung, Verhältnis von Feudalstaat und Handelskapital«
empirisch überprüfen. Der 30jährige Krieg wird als »Ausdruck eines verschärften Wi
derspruchs innerhalb der herrschenden Feudalklassc« (65) interpretiert. Die Klassen
kämpfe und innenpolitischen Konflikte im Europa des 17. Jh., vor allem zwischen 1640
und 1660 zentriert, »waten ihrem Klasscninhalt nach sehr unterschiedlicheKonflikte«.
Antifeudale Bewegungen waren die englische bürgerliche Revolution, die städtischen
Rebellionen in Rußland, Italien und Frankreich, die nationalen Befreiungsbewegun
gen. »Unter den Konflikten innerhalb derherrschenden Klasse dominierte derWider
stand von partikularistischen ständischen Kräften derFeudalgesellschaft gegen dieZen
tralgewalt des Herrschers.« (78)

Für die Entwicklung der Landwirtschaft wird als Indiz der Depression der Übergang
zu extensiven Formen konstatiert — mit Ausnahme der Niederlande und Englands, wo
die Ansätze kapitalistischer Entwicklung in der Landwirtschaft ehergefordert wurden.
Allerdings vermißt man in den Kapiteln zurEntwicklung derTechnik und der Land
wirtschaft einepräzise Bestimmung der jeweils widerstreitenden Produktionsweisen der
Übergangsphase zum Kapitalismus. Für die gewerbliche Produktion ist charakteri
stisch, daß im 17.Jh. »viele alte Produktionszentren, besonders für die Tcxtilhcrstcl-
lung, eine Periode der Stagnation und Depression durchmachten, die auch ihre sozia
len Auswirkungen hatte.«(93)Größeren Raum nimmt die Darstellung von Fcrnhandel
und Preisentwicklung ein. Typisch für das 17.Jh. waren Konflikte, Handelskriege um
die Beherrschung der Hauptachsen desFernhandels, die Ausgangspunkt für die Expan
sion im Welthandel wurden. Die für den mittelalterlichen Fcrnhandel typischen Luxus-
produktcwurden zunehmend von neuenMassenbedarfsartikeln verdrängt. DerHandel
zwischen Ostseeund Atlantik stagnierte im Verlaufdes 17.Jh. Insbesondere sank die
Nachfrage nach Getreide infolgeder Produktivitätsfortschritte in der westeuropäischen
Landwirtschaft. Bei ihrer Analyse der Preisbewegung und der Handelsbilanzen legen
die Autoren Wert auf die Analyse der Produktionsweisen, in denen die nachgefragten
Waren produziert wurden. So wurden auch auf den Märkten Europas, wo bereits an-
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satzweise Bedingungen der freien Konkurrenz herrschten, Waren gehandelt, die »unter
Bedingungen des Zwangs und starker außerökonomischer Kontrolle hergestellt wur
den« (113).

Die entstehenden absolutistischen Staaten werden von Hroch/Peträri zu umstands-
los als feudale Staaten aufgefaßt —allerdings unterscheiden sie jenach der Stärke des
Handelskapitals im betreffenden Land verschiedene Typen feudaler Politik, die von
bloß parasitärem Verhalten bis zu aktivermerkantilktkeher Politik reichen konnten. Im
dritten Kapitel analysiertJ. Peträri die Entwicklung Mitteleuropas —und besonders der
böhmischen Länder —unterden Bedingungen der allgemeinen Krise, wobei zahlrei
che eigene Forschungsergebnisse einfließen. Auf eine konzise Analyse der Typen von
Grundherrschaft und deren regressive Entwicklung nach der Kriegskonjunktur des
30jährigen Kriegs folgt die Untersuchung der Politik des österreichischen Absolutis
mus. »Das System der Frongutswirtschaften und die Entwicklung deradeligen Manu
fakturen ... behinderten die Entstehung bürgerlicher Manufakturen und die Bildung
der modernen Bourgeoisie in Mitteleuropa.« (143) Der Sieg überdieStände brachte die
Dominanz einerreaktionären Adelsschicht, dieKriegslasten führten zu enormer Staats
verschuldung, derman mit der Vergabe von Monopolen begegnete. Die Exportproduk
tion in Mitteleuropa beschränkte sich auf Fleischexport und Textilproduktion in einer
verelendeten Hausindustrie.

In einem zusammenfassenden Schlußkapitcl gehen die Autoren davon aus, ihreHy
pothese der allgemeinen Krise durch das ausgebreitete Material verifiziert zu haben
und kommen auf das allgemeinere Problem des Stellenwerts der Krisendebatte in der
Problematik des Übergangs vom Feudalismus zum Kapitalismus zu sprechen. Die Ana
lysedes 17.Jh. sei deshalb so entscheidend, weil hier der Keim der neuen Ost-West-Po
larität gelegt worden sei. In der Folge »vertiefte sich derUnterschied imEntwicklungs
tempo zwischen den höher entwickelten westeuropäischen Ländern, die an der Schwel
le zur kapitalistischen Entwicklung standen, und jenem Teil Europas, in welchem die
Feudalklasse und der Feudalstaat sich die Möglichkeit erhielten und weiter ausbauten,
einen beträchtlichen Teil des Nationaleinkommens in Form von Grundsteuern, Zöllen
oderfeudaler Grundrente über die Vermarktung von Agrarprodukten unproduktiv zu
nutzen« (205). UlrichWacker(Hamburg)

Kriedte, Peter: Spätfeudalismus und Handelskapital. Grundlinien der europäischen
Wirtschaftsgeschichte vom 16. bis zum Ausgang des 18.Jahrhunderts. Verlag Vanden-
hoeck und Rupprecht, Göttingen 1980 (223 S., br., 19,80 DM)

Kriedte faßt mit dieser Übcrblicksdarstellung die Ergebnisse vor allem der franzö
sisch- und englisch-sprachigen Forschung der letzten zwanzig Jahre für den deutschen
Leser zusammen. In 75 Tabellen und Abbildungen (mit Vcrlaufskurvcn etc.) wird das
umfangreiche Material übersichtlich und anschaulich dargeboten. Dabei werden die
Überblicksdaten regelmäßig durch Daten zu Einzelverläufen ergänzt. Z.B. wird die
nach Regionengegliederte Tabelle der Bevölkerungsentwicklung Gesamteuropas durch
ein Abbild der Entwicklung von Weizenpreis, Begräbnissen und Taufen in einem klei
nen Gebiet bei Park durchschaubar gemacht.

Seinen Stoff gliedert der Autor in das Zeitalter der Preisrevolution im 16. Jh., die
Krisedes 17.Jh. und den Aufschwungdes 18.Jh., d.h. im ersten Zugriff durch Pcrio-
disierung. In jedem der drei Kapitel setzt er mit der Entwicklung der Bevölkerung ein,
fährt mit den Veränderungen in der Landwirtschaft fort, stellt dann die Geschichtevon
Gewerbe, Handel und Finanzen dar und schließt mit einem zusammenfassenden Essay
über den sozialökonomischen Prozeß in jedem der dreiJahrhunderte. Daten zu einzel
nen Staaten werden jeweils diesen periodischen und systematischen Rastern zugeord
net, so daß trotz der Einzelbeispiele ein relativ hoher Generalisierungsgrad entsteht. In
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seinen Schlußbemerkungen geht derAutor von dem Vorsprung aus, den Großbritan
nien um 1800 errungen hatte, und führt aus, daß es für die kontinentalen Gesellschaf
ten zum »unabdingbaren Imperativ« wurde, »die in England entwickelte Technologie
zu übernehmen und mit ihrer Hilfe in den Prozeß kapitalistischer Industrialisierung
einzutreten« (190). Kriedte hütet sich zu Recht, die Bedeutung des Weltsystems fürdie
»Formationsperiode des europäischen Kapitalismus« zu überschätzen, setzt die Über
see-Expansion vielmehr an die vierte Stelle seines Kritcrienkatalogs. Den ersten Rang
weist er der inneren Dynamik der feudalen Produktionsweise zu, den zweiten dem
Handelskapital, den dritten der Kommerzialisierung der Landwirtschaft und Protoin-
dustrialkicrung, und den fünften Rang dem widersprüchlichen Charakter des Staates,
der —um den Feudalismus zu sichern —zu Mitteln griff, dieden Feudalismus langfri
stig in Frage stellten.

Über einzelne Positionen in dem Buch kann man selbstverständlich streiten, wobei
die wissenschaftliche Auseinandersetzung erschwert ist, weil Kriedte zwar ein umfang
reiches bibliographisches Nachwort, aber keine Anmerkungen zum Text bringt. Mir
scheint das Argument, mitdemderAutor dieBedeutung derEdelmetallimporte relati
viert — »eine wachsende Wirtschaft schafft sich vielmehr die Zirkulationsmittel, deren
siezu ihrer Expansion bedarf« (176) —nicht überzeugend. Gerade in einernoch weit
hin vorkapitalistischen Übergangsgcsellschaft ist eine »wachsende Wirtschaft« nicht
frei, sichZirkulationsmittel zu »schaffen« — weder bengalischeNabobs noch polnische
Adlige hätten esfürandere Mittel ak Edelmetall zu einem Außenhandelsdefizit kom
men lassen. Drei Viertel ihrer Importeaus Bengalen zahltedie Ostindische Kompanie
(vor 1757) mit Gold und Silber. Füreuropäische Waren gab es in Indien noch im 18.
Jh. keinen Markt, und ohnedas Edelmetall aus Amerika hätte man den europäischen
Asienhandel gegenüber dem mittelalterlichen Umfang genausowenig steigern können,
wie den baltischen Handel, der ja ebenfalls ein Passivhandel war.

Insgesamt bietet Kriedte einevorzügliche Einführung zur Wirtschaftsgeschichte der
Frühen Neuzeit. Für den mit der marxistischen Diskussion nicht vertrauten Leser wird
die Lektüre manchmal durch die ohne nähere Erklärung eingeführten marxistischen
Kategorien erschwert. Trotzdem istdas Buch auch alsEinführung sehrzu empfehlen.
Wer sich mit theoretischen Problemen des Kapitalismus befaßt, wird das Buch von
selbst immer wieder zur Hand nehmen, weiles den Zugang zum empirischen Material
außerordentlich erleichtert. Hans-Heinrich Noltc(Hannover)

Rüde, Georges: Ideology and populär protest. Verlag Lawrence and Wkhart, London
1980 (176 S., br., 3.50 f)

Georges Rüde ist einer der wichtigsten Historiker, die »Geschichte von unten« betrei
ben. In seinen bisherigen Veröffentlichungen erforschte er vor allem, weran den Volks-
aufständen, Demonstrationen usw. der vorindustriellen Zeit teilgenommen hat (7; s.
dazu G. Rüde: Die Volksmassen in der Geschichte. Frankfun IM. 1977). Hier stellt er
sich die Frage: »Warum handelte das Volkso, wie es handelte, was trieb es zur Rebel
lion ...?« (7) Zu ihrer Beantwottung genüge es nicht, zwischensozialökonomischen und
politischen, kurz- und langfristigen Forderungen zu unterscheiden: notwendig sei viel
mehr die Untersuchung der »Ideologieder Handelnden«. Unter »Ideologie« versteht er
ganz allgemein »Ideen«,soweitsie sozialenHandlungen zugrundeliegen, ob in struktu
rierter Form oder als »attitude, mentalite, outlook« (8, 27). »Ideologyof populär pro
test« fragt also: Welche Votstellungen strukturierten, leiteten die Protesthandlungen
des Volkes, der städtischen und ländlichen Massen der vorindustriellen Zeit?

In der Besichtigung der vorliegenden marxistischen Ideologietheorien verwirft er Alt-
hussers Ansatz (25). Die theoretische Hauptfront baut er gegen Lukacs: dessen Ideolo
gietheorie gehe von einer idealtypisch polarisierten Gesellschaft aus und könne daher
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die Bewußtseinsformen der städtischen und ländlichen Massen in vorindustriellen Ge
sellschaften nicht fassen; für Bewußtsein interessiere er sich nur, insoweit es»Klassenbe
wußtsein« sei; der Zusammenhang zwischen politischen Kämpfen undBewußtseinsent
wicklung bleibe ausgeblendet; all dies mache ihnungeeignet als Leitfaden einer Unter
suchung der Bewußtseinsentwicklung der städtischen und ländlichen Massen der vorin
dustriellen Gesellschaft.

Rüde wird selbst konzeptiv tätig; seine Theorie versteht er als Weiterentwicklung
Gramscis. Das Bewußtsein derVolksschichten sei eine Mischung aus 2Typen von Ideo
logie: »inhärenten« (»inherent«) und »abgeleiteten« (»derived«) Elementen (28). »Inhä
rente« Elemente seien keine strukturierten Ideensysteme, es seien »Sichtweisen« (»out-
looks«), »Haltungen« (»attitudes«), vergleichbar dem, was E.P. Thompson »plebeian
culture«, Vovelle »mentalite« nennt, allerdings nur insoweit, als siemit Protestformen
verknüpft sind. Sie seien der jeweiligen Volksklasse oder -gruppe »eigen« (»peculiar«).
Als Beispiele nennter: dieForderung derBauern nach eigenem Land, nach Wiederher
stellung ihter traditionellen Rechte; die Forderung der Lohnarbeiter nach gerechtem
Lohn; die Freiheitsliebe des freigebornen Engländers. Sieseien eine Art »mother-milk
ideology«, gebildet und tradiert über »direkte Erfahrung«, »mündliche Überlieferung«
und »folk memory« (28).

Demgegenüber stammen die»abgeleiteten« Elemente ausstrukturierten »Ideensyste
men«, die außerhalb der Volksmassen ausgearbeitet worden seien. Es handele sich um
»politische, religiöse, philosophische« Bewußtscinsformen (als Beispiele nennterNatio
nalismus, Sozialismus, Laksez-fairc), die den Volksmasscn »fremd« seien, von »außen«,
über Kanzel, Reden, Bücher ins Volksbewußtscin eindrängen und sich mit den »inhä
renten« Elementen überlagerten. DieUntersuchung der Entwicklung von Volksprotest
dürfe sich wederauf die Ideensysteme, noch auf die »inhärenten« Elemente konzentrie
ren; entscheidend sei gerade die Untersuchung des Zusammentreffens beider Typen,
ihrer»Verschmelzung« (»merger«), ihrer »Überlagerung« (»superimposed«, »grafting«).

Die Leistungder »inhärenten Elemente« bestehe vorallem in der Abwehr der ideolo
gischen Hegemonie der oberen Klassen (»ideological resktance«); revolutionär könnten
Volksbestrebungen nur werden, wennsich die»inhärenten« mit »philosophischen, poli
tischen oder religiösen« Elementen, d.h. abgeleiteten Elementen verbänden (32/33).
Für sich genommen hätten die »inhärenten Elemente« keine festgelegte politische
Orientierung; dieseergebe sich vielmehr ausder politischen Orientierung der Ideensy
steme, mit denen sie verschmelzen. So gehen die Bauern der Vcndee in der Französi
schen Revolution im Gegensatz zu den Bauernanderer Regionen (die dieselben »inhä
renten« Ideen haben) auf die Seite der Konterrevolution über, weil sich ihre »inhären
ten Ideen« mit dem politischen Idecnsystem der Gironde verbinden.

Aber auch die ausgearbeiteten Ideensysteme haben keine festgelegte politische
Orientierung. Die Ideen Rousscaus z.B. werden vom Adel antiköniglich, von den Bau
ern und den niederen Ständen jedoch antifeudal ausgelegt; die Rezeption der ausgear
beiteten Ideensysteme würden durch die jeweiligen »inhärenten« Elemente gesteuert.
Um schließlich zu erklären, warum ein- und dasselbe Ideensystemvon derselben sozia
len Gruppe angenommen, aber auch abgelehnt werden kann (so lehnen die Bauern in
Spanien 1794 die Idee der Menschenrechte ab), führt er noch einen dritten Faktor ein:
die »Erfahrung«. Der jeweilige Charakter der Volksbewegungen ergebe sich demnach
aus dem Zusammenspiel von »ausgearbeiteten Ideensystemen«, »inhärenten Elemen
ten« und der »Erfahrung« (35).

In den hktorischen Teilen (Kap. 2-4) versucht er, seine Begriffe»anzuwenden« (10).
Der dargestellte Zeitraum ist riesig: in jeweilsvergleichender Untersuchung behandelt
er die Bauernbewegungen im Mittelalter, die Volksbewegungen unter dem Absolutis
mus, die bürgerlichen Revolutionen, die Revolutionen im Frankreichdes 19-Jahrhun-
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dem, die englische Entwicklung im 19. Jahthundert; ineinem postscript schlägt erden
Bogen bis insEngland der 50er Jahre des 20. Jahrhunderts.

Dabei zeigt sich die Schwäche seinet »Theorie«: mit seinen Begriffen (»inhärente«
und »abgeleitete« Ideen) und einer aus dem historischen Material abgelesenen, nicht
analytisch entwickelten Kasuistik, welche Mischungstypen auftreten können, gelingt es
ihm nicht, die Entwicklungslogik derVolkskämpfc aufzuspüren. Seine »Theorie« bleibt
deskriptiv: er beschreibt detailliert die soziale Zusammensetzung derTräger derVolks
aufstände, Ursachen und Anlässe ihresAusbrechens, ihre Programmatikund ihren Ver
lauf; dabei legt er besonderes Gewicht aufdieUntersuchung derFrage, auswelcher so
zialen Schicht die Ideen und Forderungen der Bewegungen stammen, welche Forde
rungen spontan vom Volke gestellt werden und welche aus »Ideensystemen« stammen,
die außerhalb des Volkes ausgearbeitet wurden, über welche Umschlagplätze und
Transmissionsstätten die Kernbegriffe dieser Ideensysteme alsParolen insVolk eindrin
gen. Erkannabernichterklären, warum und wie z.B. soziale Interessen »religiös«, »po
litisch« oder »philosophisch« artikuliert werden; er kann nicht die jeweiligen Austra
gungsformen der Klassenkämpfe rekonstruieren. — Mit dieser Einschränkung gelingt
es ihm, materialreich die in den theoretischen Kapiteln entwickelten Thesen zu illu
strieren: er zeigt, daßdieverschiedenen Formen der Volksbewegungen nichtauf Mani
pulation beruhten, das Volk nicht im Dienste ftemdet Interessen handelte, sondern ei
gene Interessen und Ideen vertrat; erdeskribiert die Überlagerungen, Verknüpfungen
dieser eigenen Interessen und Ideen mit»von außen« kommenden, ausausgearbeiteten
Ideensystemen stammenden Parolen und führt vor, daß dasVolksbewußtsein nicht von
einer der ökonomischen Stellung entspringenden Logik durchorganisiert ist, sondern
ein komplexes Gebilde darstellt, das aus dem Zusammenwitkcn von aktueller Erfah
rung, Traditionsbildung und bewußtscinsformicrenden Instanzen der Kulturgesell
schaft im Sinne Gramsck zu begreifen ist. Herbert Bosch(Berlin/West)

Bergmann, Klaus, Annette Kuhn, Jörn Rüsen und Gerhard Schneider in Verbindung
mit weiterenKollegen (Hrsg.): Handbuch der Geschichtsdidaktik, 2 Bände. Pädagogi
scher Verlag Schwann, Düsseldorf 1979 (XXIX, 321 S. bzw. XXV, 274 S., Ln., 78,—
DM)

Die geschichtsdidaktische Forschung und Diskussion hat inzwischen einen Umfang
und eine Qualität erreicht, daß ein zusammenfassender Überblick angemessen und
notwendig ist. Dieses Handbuch kt mehr alsdas: zahlreiche Beiträge regenzur Weiter
arbeit und praktischen Umsetzung an. 61 Mitarbeiter sorgen für eine Vielfalt von
durchaus kontroversen Ansätzen, aber auch für ein deutlich erkennbares Engagement
in den meisten Artikeln. Ein innerer Zusammenhalt der Beiträge wird dadurch herge
stellt, daß die Autoren sich fachwissenschaftlich eher einer Historischen Sozialwissen
schaft bzw. Gesellschaftsgeschichte ak einer traditionell verstandenen politischen Ge
schichte verpflichtet fühlen. Fachdidaktisch wollen sie einen Beitrag zur am Schülerin
teresse orientierten historisch-politischen Bildung leisten.

Die acht Kapitel: Geschichteak Lebenswclt, GeschichtealsWissenschaft, Geschichte
in der didaktischen Reflexion, Geschichtsdidaktik und Curriculumentwicklung, Ge
schichte im Unterricht, Geschichtsunterricht als Institution, Geschichte im Kanon der
Unterrichtsfächer sowie Geschichtslehrerausbildung enthalten zunächst eine Einfüh
rung seitens der Herausgeber (die im übrigen auch mit der Zeitschrift »Geschichtsdi
daktik« verbunden sind). In ihr sollen die jeweils zugeordneten Beiträge — insgesamt
sind es 110 — miteinander verbunden, deren Auswahl und Stcllcnwcrr begründer wer
den. Im Anschluß an jedes Stichwort folgen Litctaturhinwcise. Ein Personen- und Sach
register am Schluß des zweiten Bandes erleichtert die Benutzung. Es wäre ungerecht,
hier einzelne Artikel gesondert zu besprechen. Lehrer, Fachdidaktiker und Geschichts-
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Studenten werden von diesem Handbuch Gewinn haben. So schnell und gut können
sie derzeit aufkeine andere Weise indieProbleme derFachdidaktik eingeführt werden;
darüberhinaus hilft es beider Lektüre weiterführender Spezialliteratur. Doch auch das
Geschichtsstudium insgesamt kann davon profitieren, da Sachgebiete wie historischer
Materialismus, die einzelnen historischen Disziplinen und die wichtigsten Begriffe,
Alltags-, Arbeiter-, Frauen- und Kindergeschichtc, Oral History u.v.a. knapp und fun
diert behandelt werden. Einen Mangel hat das Buch allerdings: es ist für die private
Anschaffung zu teuer. Dem sollte schnellstensabgeholfen werden.

Heiko Haumann (Freiburg i.Br.)

Soziale Bewegung und Politik

Aron, Raymond: Clausewitz. Den Krieg denken. Propyläen-Verlag, Frankfurt/M.-Ber-
lin/W.-Wien 1980 (778 S., Ln., 68,— DM)

Zum 200. Geburtstag des preußischen Generals Carl von Clausewitz ist 1980 in der
Bundesrepublik das Interesse an dessen Theorie des Krieges erneut aufgekommen.
Trotz der Bedeutung dieses klassischen Kriegstheoretikers sind eingehende Untersu
chungen über ihn und sein Werk immer noch an den Fingern abzuzählen, so daß alte
Mißverständnisse fortdauern können: vielesehen in Clausewitz einen veralteten Kriegs
fanatiker (den »Mahdi der Massen und der Offensive« nannte ihn Liddell Hart), andere
dagegen benützen ihn — wie G. Maschke in der FAZ — als einen Propheten der mora
lischenAufrüstung. Gegen derart verkürzte Interpretationen willRaymond Aron in sei
ner großangelegten Monographie, die 1976 zuerst in Paris erschien, die originäre
Kriegstheorie Clauscwitzens systematisch rekonstruieren und, in einem zweiten Teil,
ihre Rezeptionsgeschichte und ihre Geltung in der Gegenwart untersuchen.

Die Besprechung eines solch weitgreifenden Buches kann auf Einzelproblcme und
Details, die kritischdiskutiert werden müßten, nur begrenzt eingehen. Ich werde daher
AronsBuch unter den drei Aspekten a) der Theorie, b) der Geschichte und c) der Ak
tualität behandeln, um dann zum Abschluß auf das Buch ak Ganzes zurückzukom
men.

a) Clausewitz hat die Revolutionicrung der Kriegführung im Gefolge der französi
schen Revolution und vorallem Napoleons zum ersten Maleaufgenommen und theore
tisch verarbeitet. Nicht mehr nur Heere standen sich gegenüber, der »Krieg war ur
plötzlichwiedereine Sachedes Volkes geworden« (Clausewitz: Vom Kriege, 8. Buch, 3.
Kapitel). In Auseinandersetzung mit den Umwälzungen der Wirklichkeit und mit der
rationalistischen Kriegstheorie des 18.Jahrhunderts, die der neuen Entwicklung hilf-
und begriffslos gegenüberstand, entfaltete Clausewitz die Theorie des, gleichsam bür
gerlichen, Krieges der Nationalstaaten und der nationalen Befreiung bis in die feinsten
Verästelungen von Strategie und Taktik.

Entscheidendes und alle weiteren begrifflichen Untersuchungen bestimmendes In
terpretationsproblem ist für Aron das Verhältnis des »absoluten«, des seinem Begriff
entsprechend bis zum Äußersten tteibenden Krieges und der»realen Kriege« bzw., un
ter dem Gesichtspunkt der theoretischen Entwicklung Clauscwitzens, das Verhältnis
der einzelnen Bestimmungen desKrieges in den nacheinander entstandenenTeilen des
posthum erschienenen Hauptwerks »Vom Kriege«. Zu Recht analysiert Aron die Theo
rievon der »Schlußsynthese« des 1. Buches her(103ff.), wo Clausewitz die»realen Krie
ge« im Spannungsfcld der »wunderlichen Dreifaltigkeit« (Vom Kriege, 1.2)von Volk/
Leidenschaft, Feldherr/Talent und Regierung/politischer Verstand ansiedelt und da
mit die Kriege vollends und durchgängig als Fortsetzung der jeweiligen Politik mit an
deren, gewaltsamen Mitteln begreift. Erst in der Fassung der Kriegstheorie nach 1827
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gelingt es Clausewitz also, die Widersprüche in seiner Theorie zu beseitigen: er sieht
die Einheit des Krieges »nicht mehr in der äußerstenEntfesselungder Gewalt, sondern
in einem höheren Gesichtspunkt: der Krieg entspringt der Politik, die Politik bestimmt
seine Intensität, stellt sein Motiv; sie zeichnet die großen Linien, legt die Zwecke und
zugleich die militärischen Ziele fest.« (159)

Von dieser Klärung der grundlegenden Bestimmungdes Krieges aus analysiert Aron,
detailliert wie kaum ein Interpret Clauscwitzensvor ihm, die begriffliche Struktur der
Theorie. Im Mittelpunkt stehen das Verhältnis von militärischem Mittel und politi
schem Zweck, die Rolle des moralischen Elements im Krieg und die Dialektik von Ver
teidigung und Angriff. Im nächsten Abschnitt des Buchesuntersucht Aron die metho
dischen Implikationen der Kriegstheorie als »Theorie einer Praxis, nicht einer Philoso
phie der Geschichte« (170). Clausewitz' Theorie ist gerade deswegen klassisch zu nen
nen, weil er weder deskriptiv-äußerlich noch normativ vorgeht, sondern seinen Gegen
stand begrifflich erfaßt und analysiert, was es dann wiederum erlaubt, »richtiges« und
»fehlerhaftes« Handeln zu unterscheiden und dieses Urteil zu begründen. Die »Praxis«,
deren Theorie er zu schreiben suchte, war für Clausewitz immer historisch bestimmt;
für ihn führte jedeZeit ihre eigenen Kriege, die »mit Rücksicht auf ihre Eigentümlich
keiten beurteilt werden« müssen (Vom Kriege, 8.3). Seine Methode bewahrt ihn aber
davor, dasVerhältnis von Theorie und Geschichte einseitig verabsolutierend zugunsten
desHistorismus oderder Dogmatik aufzulösen — imGegenteil liefert die historisch-sy
stematisch verfahrende Theorie »die Begriffe, mit Hilfe derer der Theoretiker die ge
schichtliche Erfahrung befragt. Diese bestätigt oder weist die Grundsätze zurück, die
aus einer Synthese abstrakter Überlegungen und derBeobachtung derWirklichkeit re
sultieren« (303).

b) DiesemWechselspiel vonGeschichte und Systematik setzt sich Aronselbstbei der
Behandlung seines Gegenstandes nur begrenzt aus. Sointensiv und überzeugend er die
begriffliche und methodische Struktur der Kriegstheorie untersucht, sowenig Interesse
schenkt er den gesellschaftlichen und politischen Grundlagen ihrer Genesis. Über die
Entwicklung der europäischen bürgerlichen Gesellschaft währendder und nachden na-
poleonkchen Kriegen erfährt der Leser nur Beiläufiges. Ebenso werden die »gesell-
schaftsthcoretischcn« und geschichtlichen Auffassungen Clauscwitzens, die außerhalb
der eigentlichen Kriegstheorie liegen, sie aber begründen, nur kursorisch (62-69) und
unvolktändig (es fehlen die wichtigen »Bemerkungen und Einfälle« von 1807) behan
delt. Weder dieprägenden Einflüsse derKatastrophe von 1806 aufdenehrgeizigen Of
fizier noch etwa die »Bekenntnisdenkschrift« von 1812 werden ausreichend untersucht.
Mag vom Standpunkt des Systematikers aus dieses Desinteresse verständlich sein, so
wird doch derjenige, derder Entwicklung derTheorie aus ihren gesellschaftlichen und
individuellen Bedingungen nachspüren will, aufandere Darstellungen (Rothfck, Hahl-
weg, Paret) ausweichen müssen.

Die Geschichte beginnt bei Aron eigentlich erst nach dem System: mitderRezeption
der Themen und Thesen von Clausewitz durch die Militärs und Politiker. Sie erscheinr
als eine Aneinanderreihungvon Mißverständnissen und Fehlurteilen, die — vor allem
dasiesich aufundeutliche oder aus ihrem Zusammenhang gerissene Stellen beiClause
witz berufen konnte — zu dem noch heute verbreiteten Bild eines Fanatikers der Of
fensiven und der Entscheidungsschlachten geführt hat. Ironkcherweise hat Bismarck,
der einzige bürgerliche Politiker des 19. Jahrhunderts, dernach Aron clausewitzianisch
handelte, Clausewitz wohl nie gelesen. Nur: so interessant und wichtig diese, in ihrer
Tendenz alleauf die Unterordnung despolitischen Zwecks unter dasmilitärische Mittel
gehenden »Abweichungen« von Clausewitz auch sind, sogelangt doch Aron an keiner
Stelle zueiner über individuelle Motivationen hinausgreifenden Untersuchung der ge
sellschaftlichen und politischen Ursachen und Gründe der verzerrten Clausewitz-Re-
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zeption, die erst die »Abweichungen« verständlich machen würde.
Von allen Politikern und Militärs konnten einzig Lenin und Mao Tse-tung zu einem

angemessenen Verständnis der Kriegstheorie durchbrechen, indem sie den Begriffder
Politik auf die realen Klassenauseinandersetzungen und -interessen bezogen und so zu
einer »Synthese von Marx und Clausewitz« (399) gelangten, in der die Kriege wieder
ohne metaphysische Verkleidung als »politische Handlungen« (Vom Kriege, 1.2) be
griffen werden konnten. Die innere Zerrissenheit der bürgerlichen Gesellschaft, die
von Clausewitz unter den Bedingungen des Befreiungskampfes gegen Napoleon nur
undeutlich antizipiert werden konnte, mußte, um im Herrschaftsinteresse aufrechter
halten werden zu können, mit einem ideologischen Nebel verdeckt werden, der eine
klareEinsicht in die grundlegende »Einheit vonPolitikund Krieg« (429)nicht mehr zu
ließ — außer in der marxistischen Analyse eben dieser Gesellschaftsform. Auch Aron
muß diese »Rettung« Clausewitzens durchseine Weiterentwicklung in Theorie und Pra
xis(in der Gründungsphase der Sowjetunion und in der chinesischen Revolution) aner
kennen, ohne aber seine Irritation verleugnen zu können: gegen W. Hahlweg, der Le
nins Clauscwitz-Wiederherstellung »bewundere«, führt Aron an, die leninsche Inter
pretation führe »weg von der Theorie auf den Treibsand der Ideologie« (400f.).

c)Es ist wohl keineÜberzeichnung, wenn ich Arons Versuch, Clausewitz zu denken,
als großangelegte Rettungsaktion des preußischen Kriegstheoretikers aus den Fängen
der marxistischen Interpretation bezeichne. Aron will imZeichen derglobalen Ausein
andersetzung zwischen den beiden hegcmonialen Großmächten USA und UdSSR
Clausewitz fürdasbürgerliche Lager fruchtbar machen. Damit sindwir beider Aktuali
tät Clausewitzens angelangt. »Beinhaltet«, so fragt Aron, die Theorie von Clausewitz
»für uns, im Atomzeitalter, noch eine Lehre, gute oder schlechte?« (335). Genauer ge
fragt: Läßt sich dieGegenwart noch imRahmen derKriegstheorie des 1831 gestorbenen
Generals analysieren?

Für die nach 1945 unterhalb der atomarenSchwelle geführten Kriege, einschließlich
der nationalen Befreiungskriege und der revolutionären Bürgerkriege ist die Clause-
wirz'sche Theorie weiterhin anwendbar. Es ist eben nicht zufällig, daß der Theoretiker
der Kriege zwischen bürgerlich organisierten Nationalstaaten dem »Kleinen Krieg« der
Partisanen und Befreiungskämpfer große Aufmerksamkeit gewidmet und in seine
Theorie integriert hat. Allerdings hat Aron recht: »Den Krieg unserer Zeit gemäß Clau
sewitzdenken besteht nicht in der mechanischen Anwendung der Begriffe des preußi
schen Offiziers, sondern in der Treue zu einer Methode.«(497) Das begrifflicheSystem
der Kriegstheorie kann nicht bruchlos übernommen werden, sondern muß die techni
schen und gesellschaftlich-politischen Veränderungen seit Clausewitz in sich aufneh
men. Das gilt sowohl für die von Clausewitz —wie auch von Aron —ungenügend ana
lysierte Rolle der Seestreitkräfte als auch etwa für den möglichen Einsatz »taktischer«
Atomwaffen wie Pershing I oder Honest John im Rahmen begrenzter Kriege (Aron
spricht indiesem Rahmen von der durch die Atomwaffen geschaffenen »Trennung zwi
schen den Ebenen des militärischen Handelns«, 550). Eine wesentliche Veränderung
scheint sich nach Aron für dasVerhältnis von Verteidigung und Angriffergeben zu ha
ben:war fürClausewitz dieVerteidigung diestärkere Form des Krieges, geben dietech
nologischen Veränderungen wie auch die kriegerischen Auseinandersetzungen der Ge
genwart (etwa der israelisch-arabische Krieg 1967) Grund zu der Annahme, das Ver
hältnis habe sich zugunsten des Angriffs gewandelt.

Die zentrale technologische Entwicklung aber ist zweifellos die der »strategischen«
atomaren Interkontinentalwaffcn: sie haben eine neue Dimension der Kriegführung
und der Politik eröffnet; sie »führen eine Abschreckungsstrategie ein, diedie Entschei
dungsstrategie (Clausewitzens. W.K.) ablöst« (575). Das Dilemma dieser Waffen ist:
nach Clausewitz gehört die Anwendung der Waffen im Kriege inden Bereich der Tak-
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tik; der Einsatz von »strategischen« Atomwaffen aber sprengr jede Taktik und vernich
tet jeden rationalen politischen Zweck. Nur wenn sie nicht eingesetzt werden, sind die
se Waffen mögliche Mittel einer nicht-irrationalen Politik, Mittel der »Abschreckung«.
Diese Einschätzung schließt nicht aus, daß unterhalb der Schwelle eines großen atoma
ren Schlagabtausches Nuklcarwaffcn in einem kriegerischen Konflikt eingesetzt werden
können (die Bemühungen der USA scheinen rüstungstechnologisch in diese Richtung
zu gehen), oder daß ein globaler Atomkrieg irrational »vom Zaume gebrochen« wird.
Sie sieht nur — clausewitzianisch — im Einsatz von »strategischen« Atomraketen kein
rationales Mittel.

Betrachten wir nun das BuchalsGanzes, so ist vorallem wegender im ersten Teil ge
lieferten systematischen Rekonstruktion der Kriegstheorie Arons Arbeit für die Clause-
witz-Forschung unverzichtbar. Darüber hinaus ist es — mit den genannten Einschrän
kungen — wichtig für die kriegshistorische und militärpolitische Dkkussion. Ein Nach
teil des Buchessoll noch erwähnt werden: ist der erste Teil wenigstens klar durchsttuk-
turiert und, von einigen Umständlichkeiten abgesehen, einigermaßen konzentriertge
schrieben, so zerfasert sich die Arbeit, je weiter Aron zur Gegenwart kommt. Hier
wechseln weitschweifige Ausführungen mit Wiederholungen, so daß oftmals ein syste
matischer Zusammenhang nur schwer auffindbar ist. Überdies hat Aron noch eine
Sammlungerweiterter Exkurse und Skizzen zu den einzelnen Kapiteln alseigenenTeil
(587-784) beigefügt, von denen viele schlicht überflüssig sind bzw. in Fußnoten Platz
gefunden hätten. Ich kann mich des Eindrucks nicht erwehren, als hätte das Buch eine
Kürzung und eingehende Umarbeitung verdient.

Was bleibt von Clausewitz? Fürdie Frage eines möglichen Atomkriegs kann das von
Aron referierte Argument der sowjetischen Militärtheorie auch als Antwort von Clause
witz gelten: »Jeder Krieg, auch derAtomkrieg, bleibt an die Politik gebunden, aus der
er entstanden ist und an die Zwecke, nach denen der verantwortliche Politiker strebt;
aber imUnterschied zu anderen, unter bestimmten Umständen legitimen Kriegen, ist
der thermonukleare Krieg als Mittel nicht zulässig; es wäre nicht vernünftig, massive
Vernichtungswaffen zu gebrauchen, und es ist möglich, den Frieden zu erhalten. Mit
anderen Worten .... die Erscheinungsformen des möglichen Atomkriegs legen spezifi
sche Handlungsgrundsätze nahe, nämlich den Willen, niemals einen solchen Krieg zu
führen.« (574) Wilfried Kunstmann (Marl)

Clausewitz-Gesellschaft e.V. (Hrsg.): Freiheit ohne Krieg? Beiträge zur Strategie-Dis
kussion der Gegenwart im Spiegelder Theorie vonCarl von Clausewitz.Dümmler-Ver
lag, Bonn 1980 (413 S., kt., 38,— DM)

Die Clausewitz-Gesellschaft ist eine Vereinigung von hohen Militärs und anderen
»Persönlichkeiten in Führungspositionen«, die »am geistigen Leben unserer freiheitli
chen, demokratischen Gesellschaft mitgestaltend« teilnehmen, überMilitärpolitik dis
kutieren und»die Fähigkeit zum 'gencralen' Denken bei denFührungskräften« fördern
will (413). Präsident der 1961 gegründeten Gesellschaft ist gegenwärtig Gen. a.D. U.
de Maiziere. Daß eine solche Gesellschaft im Clausewitz-Jubiläumsjahr 1980 eine Auf
satzsammlung publiziert, ist verständlich; diese aber läßt doch am »geistigen Leben«
arg zweifeln.

Nurwenige der25 Beiträge des mit einem Aufsatz von Hans Apel beginnenden Bu
ches sind eng aufClausewitz bezogen oder untersuchen die Gegenwart »im Spiegel der
Theorie« des preußischen Generals. Von ihrer Qualität her aber heben sie sich — mit
Abstufungen —von den übrigen Beiträgen deutlich ab. W. Hahlweg berichtet über
den — bislang eher gering eingeschätzten — Einfluß des Kantianers Kiesewetter auf
Clausewitz' Denken (325-332) und über die Rolle des Guerillakrieges bei Clausewitz
(349-357). P. Paret analysiert die Entwicklung der politischen Ansichten Clauscwitzens
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(333-348), während HJ. Arndt auf seine eurozentrische Vernachlässigung der See
macht hinweist (203-219). Unter Bezug auf die historische Entwicklung bis zur Gegen
wart untersucht R. Aronden Begriffder »politischen Strategie« (41-55) und das verän
derte Verhältnis von Verteidigung und Angriff (75-89), M. Rauchensteiner die Dialek
tik von politischem Zweck und militärischem Ziel (57-74) und/ Wallach — am Bei
spiel Israels — die Rolle der geistigen und moralischen Faktoren (271-289). Als »Stim
men (!) aus dem Bereich des Warschauer Paktes« (10) findet man: den Clausewitz-Arti-
kel aus der Sowjetischen Militärcnzyklopädie (359-362).

Neben allerlei kaum interessanten Themen (Führungskräftcausbildung in NATO
und WVO; Armee der Schweiz usw.), die oberflächlich abgehandelt werden, überwie
gen Beiträge, die mehr oder wenigerallgemein das Loblied der NATO und der »freien
Welt«singen — zumeist garniert mit zeitgemäß kritischen Bemerkungenüber Erosions
prozesse im Bündnis, in jedem Fall aber mit dem Hinweis auf die Notwendigkeit der
»Verteidigung der eigenständigen Lebensart« (Wissing, 247) gegen den sowjetkehen
»Masterplan« zur Weltrevolution (Pauk, 116;der es bedauert, daß die Sowjetunion kei
ne »Verpflichtung zu Wohlverhalten im westlichen Sinne« einginge). HierwurdeClau
sewitz zum Anlaß genommen, die eigene Position nicht kritisch zu reflektieren, son
dern zu propagieren. Esist bei dieserAufsatzsammlung kein Zufall, daß etwa M. War
ner, CDU, einen Totalüberblick über seine »Weltanschauung« einschließlich eines Plä
doyers für die Neutronenwaffe abgeben kann (185-201), genauere militärpolitische
und -strategische Analysen aberebenso fehlen wie kritische Stimmen zur Militärpolitik
der USA und der NATO.

In einer anderen Hinsichtaber sind einigeBeiträge aufschlußreich. Die militärpoliti
sche Diskussion fand —bis vor kurzem jedenfalls —gleichsam unter Ausschluß derÖf
fentlichkeit statt, worauf etwa Chr. Polyka eindringlich aufmerksam gemacht hat.
Auch heute noch berichten große Teile der bundesrepublikankchcn Medien über si-
cherheitspolitischc Probleme äußerst einseitig und desinformicrend. Nach der Meinung
eines der Redakteure des Bandes kann das aber nicht schaden, denn »Rücksichtnahme
auf die Stimmung auchdesalskurzsichtig eingeschätzten Wählers istein häufiger Feh
ler in demokratischen Systemen, die der verantwortliche Politiker vermeiden sollte« (E.
Wagemann, 36). Wie es stattdessen zu machen sei, schildert L. Ruehl: da das »öffentli
che Bewußtsein« von »einfachen Vorstellungen bestimmt und von eindrucksvollen Bil
dern aufgereizt« werde (256), sei das »Verständnis der breiteren Öffentlichkeit« bei mi
litärpolitischen Diskussionen schlicht »überfordert« (252). Zudem werde die Öffent
lichkeit leider»nicht von den Trägern der politischen Entscheidung ... manipuliert, ...
sondern im Gegenteil von einer eher anarchischen sozialen Gegengcwalt (!) der von
Veranrwortung freien veröffentlichten Meinung« (262). Daher sei es an der Zeit, daß
»die Demokratien in der Defensive den ideologischen Kampf aufnehmen« (268).
Ruehl, ehedem als ZDF-Korrespondent »von Vcrantwottung frei«, hat diesen Kampf
begonnen: er ist stellvertretender Sprecher der Bundesregierung geworden.

Wilfried Kunstmann (Marl)

Flickinger, Hans Georg: Neben derMacht. Begriff und Krise des bürgerlichen Rechts.
Syndikat Verlag, Frankfurt/M. 1980 (173 S., br., 28,— DM)

Aufder Grundlage einer Lektüre des letzten großen Systementwurfs zum bürgerli
chen Recht, des Hegelschcn, entwickelt Flickinger seine These vom Recht neben der
Macht und in Konkurrenz mit ihr. Konkretisiert wird dies an der aktuellen Krise des
bürgerlichen Rechts, die er unter den Aspekten von Verrechtlichung, Bürokratie, So
zialpolitik und Umweltschutz behandelt.

Mit Hegel wird das Recht zentral als Freiheits- und Anerkennungsidee gefaßt. Es
wird mitdieser grundlegenden Kategorie dem Recht »das normative Prinzip des freien
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Willens« (31)unterstellt, das in den rechtsfähigen Sozialvcrhältnisscn die wechselseitige
Anerkennung als freie Personensichernsoll. HegelsRechtsphilosophie wird alsVersuch
gelesen, das Recht seiner Zeit systematisch,d.h. dem Begriffegemäß darzustellen. »Die
objektive Logik des Begriffs rekonstruiere die Wirklichkeit und lege ihre wesentlichen
Witkungsprinzipien frei.« (23) Sein Programm »verlangt die Frcihcits- und Anerken
nungsidee des Rechtseinerseitsund die objektiven gesellschaftlichen Machtstrukturen
andererseits aufeinander zu beziehen und diesen Sachverhalt zu interpretieren.« (23)
Resultat ist, daß die Differenz zwischen »dem logisch vorausgesetzten Gcltungsan-
spruch des Rechts und seiner objektiven Reichweite« (121) sichtbar wird. Soziale und
politische Vethältnisse unterliegen diesem Gcltungsanspruch nur insoweit, als sie ak
rechtsfähige Anerkennungsprinzipien durchorganisiert sind, d.h. nur soweit »sie sich in
allein rechtsfähigen Willensbeziehungen finden lassen« (121). Wo immer es jedoch im
Kapitalismus, einer Ökonomie verdinglichter Sozialbeziehungen, gelingt, »den Willen
der Personen in vergegenständlichte Gestalt einzuhüllen, wo immer Personen als Sa
chen verhandelt werden können« (38), werden die rcelusförmig normierten Anerken
nungsprinzipien inhaltlich außer Kraft gesetzt. Hier gewinnt die»Vernunft der kapita
listischen Ökonomie (...) die Chance zur Entfaltung ihrer Macht jenseits der Kontrolle
durch das Recht« (38).

Die im zweiten Teil behandelten Problembereiche des Rechts zeichnen sich durch
dieselbe Paradoxie aus: »Die Herrschaft des Rechts provoziert die Macht der Sache«
(116). In derUmweltkrise wird nach demRecht als Mittel zurGegenstcuetung gerufen,
wodurch die Umwcltpolitik an der immanenten Logik des Rechts teilnimmt; »d.h. es
teilt auch dessen Abstraktion von den Gebrauchsqualitätcn der Natur« (132). Je inten
siver rechtsstaatliche Interventionen den Umgang mit der Natur organisieren, »desto
klarer grenzen sie den Spielraum der Macht ökonomischer Rationalität für die gesell
schaftliche Umweltausbeutung aussich ausund geben siefrei« (138). Diezunehmende
Verrechtlichung in der Sozialpolitik ist nunmehr leicht verständlich, da diese »ja nut
der Logik des Rechts sozialer Anerkennung folgt« (150). Jedoch mit der»Umformung
von Not und Elend in rechtsfähige Ansprüche ist erreicht, daß a) auch soziale Defizite
in den Bannkreis des 'Vernunftanspruchs' des bürgerlichen Rechts gelenkt und ent
schärft werden, und b) der soziale Ausgleich dem ökonomischen Kalkül preisgegeben
ist, weil die Rechtsform nicht auf die konkreten Sozialbedürfnisse reflektieten kann«
(150). Die »Verbürokratisierung« wird in Anknüpfung an Max Webers Theorie legaler
Herrschaft analysiert, wonach bürokratisches Handeln nicht aufdieLegitimationsfunk
tion des Rechts verzichten könne. Als rechtsfähige Instanz ist die Bürokratie aber auf
das »gebrauchswertabstrakte Verfahren« (164) verpflichtet. Das dadurch eröffnete poli
tische Machtvakuum kann daher »von den herrschenden gesellschaftlichen Interessen
leicht instrumentalisiert werden« (172).

Keine soziale Bewegung bleibt unbetroffen von der Umorgankierung ihrer Klassen-,
Emanzipations- oder Kompetenzkämpfe in Rechtsstreitigkeiten. Flickingers Problem
stellung ist deshalb von Bedeutung für jeden Versuch, unter den Bedingungen der Ver
rechtlichung handlungsfähig zuwerden. Mit seiner Unterstellung eines Funktionswan
dels des Rechts, von einem Prinzip der Freiheitssicherung zu einer Ursache der kapitali
stischen Herrschaftsverhältnisse, löst erdas Problem jedoch einseitig auf, sowohl für die
Vergangenheit als auch fürdieGegenwart. Konsequent ist in diesem Rahmen sein ein
ziger klarer Strategieverweis, »das bestehende Netzwerk rechtsförmiger Ansprüche und
Erwartungshaltungen zu durchbrechen« (143). Offen bleibt dann jedoch, wie erkämpf
te Kompetenzen und Handlungsräume gesichert werden sollen, ob soziale Bewegun
gen nicht zugleich aufdie Überwindung der Verrechtlichung und auf die rechtliche
Absicherung angewiesen sind. Es ist problematisch, die Verrechtlichung schlechthin als
im Dienst der Herrschaft stehend zu begreifen. Eine neue Rechte im Verfassungsrecht
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ist dabei zu überdenken, ob nicht für die Verrechtlichung ein zu hoher Preis gezahlt
worden ist. Die Verrechtlichung im Rahmen eines politischen Kompromisses mit der
Sozialdemokratie hatte die Konsequenz, daß die Vetfassung entsprechend »biegsam«
gehandhabt werden mußte und damit eine klare wertmäßige Festlegbarkeit der Verfas
sung auf die bestehendeGesellschaftsordnung nichterreicht werden konnte. Damit ist
eine von diesen Kreisen erhoffte Stabilität und Sicherung durch die Verfassung in den
Krisen der Zukunft ungewiß geworden. StephanDietrich (Berlin/West)

Kliemt, Hanmut: Zustimmungstheorien der Staatsrechtfertigung. Verlag Karl Alber,
Freiburg/München 1980 (122 S., br., 24,— DM)

Der Autor, wissenschaftlicher Mitarbeiter am Lehrstuhl für Rechts- und Sozialphilo
sophie, Rechtssoziologic an der Universität Mainz, gibt eine Einführung in die Gcscll-
schaftsvertragstheoric von Robert Nozick und versucht zu zeigen, daß diese Theorie,
wie auch alleanderen Vertragstheorien, dasZiel staatsphilosophkeher Theoricbildung,
die Rechtfertigung staatlicher Herrschaft, nicht erreichen kann. In einem ersten Schritt
begründet Kliemt dieNotwendigkeit einer philosophischen Theorie derStaatsrechtfer
tigung aus den Mängeln von »Alltagstheorien undden Wertvorstellungen des täglichen
Lebens« (28). Da viele Menschen auf engem Raum anonym zusammenlebten, bei
knappem Güterangebot Konkurrenz entstehe und nicht-staatliche Kontrollmcchank-
men nur im Nahbercich funktionienen, sei eseine»der am tiefsten verwurzelten Über
zeugungen« (27), daß ein Staat im Interesse aller notwendig sei. Diese alltagstheoreti
sche Staatsrechtfertigung lasse offen, welche Form des Staates gerechtfertigt ist. »Die
Geschichte hat uns über zu viele schreckliche Möglichkeiten belehn, als daß wirsagen
könnten, absolut jeder Staat sei immer noch besser als gar kein Staat.« (28) Kliemt deu
tet hier an, welche sozialen Notwendigkeiten ein Legitimationsproblem entstehen las
sen: Nach der Erfahrung des Faschismus und derVerbreitung derTotalitarkmustheo-
rie, bei gleichzeitiger Infragestellung des kapitalistischen Staates dutch die Linke, ist es
unmöglich geworden, jeden Staat zu rechtfertigen. Der »philosophisch bedeutendste«
(31) Ansatz zur Beantwortung dieser Frage sei die Theorie des Gesellschaftsvertrages.
Kliemt referiertdie Theorievon Nozick. Dieser versucht zu zeigen, daß gegenüber dem
günstigsten staatsfreien Zustand, aufden ein »Anarchist« hoffen könne, die Existenz ei
nes Staates gerechtfertigt werden kann. Der beste staatsfreie Zustand sei der Lockcschc
Naturzustand, in demalle Menschen Privateigentum besitzen, das Recht haben, belie
bige Verträge zu schließen, und die Pflicht, Eigentum, Gesundheit und Leben der Mit
menschen zu respektieren. Bei Rechtsverletzungen kann der Geschädigte Wiedergut
machung fordern und Strafen verhängen. Diese Rechte und Pflichten würden im Gro
ßen und Ganzen eingehalten. Im Naturzustand geschehe es hin und wieder, daß ein
Mensch in seinen Rechten von einem stärkeren oder anonymen Gegner verletzt wird,
ohne Wiedergutmachung und Strafen durchsetzen zu können. Um diesen Mangel zu
beheben, würden dieMenschen perVertrag Schutzvercinigungen gründen, diese kon
kurrieren miteinander, die effektivste setzt sich durch, es entsteht ein Staat. Die Ver
tragstheorie mobilisiert also gegen die anarchistischen Bestrebungen des Privatmannes
die Angst vor dem Verlust des Eigentums. An diesem Konzept kritisiert Kliemt, es sei
»im höchsten Maße irreführend, fiktive Versprechen sozu behandeln, alswäre in ihnen
in irgendeiner Weise die verbindlichkeitsstiftende Wirkung der realen Institution des
Versprechens oder Vertrages berührt.« (77) Und zweitens, daß kein Vertrag ohne eine
Zcntralinstanz eingehalten werden würde, diese könne daher nicht aus einem Vertrag
entstehen.

Kliemt schlägt einen anderen Weg vor: Der Staat könne dadurch gerechtfertigt wer
den, daß die Gesellschaftsmitglieder ihm stillschweigend zustimmen, indem sie Bestre
bungen zur Auflösung des Staates unterlassen. Voraussetzung sei, daß der Staat solche
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Bestrebungen nicht verbiete. Kliemt untersucht zwei »Modellvorstellungen von einer
Auflösung desStaates« (103): Frederic Skinner und Karl Marx. Skinner schlägt zur Auf
lösungdes Staatesdie sukzessive Gründung vonLandkommunen vor. »In einer libera
len Gesellschaft spricht (...) einiges dafür, eineErprobung der Vorschläge Skinners als
eine Erprobung zusätzlicher Lebensformen zumindest zuzulassen.« (107; Hervorh. im
Text) Kliemt zitiert aus »Marxistische Staats- und Rechtstheorie«, herausgegeben vom
Inst. f. Staat und Recht der Akademie derWissenschaften der UdSSR (Rez. im Argu
ment 100), zehn »Bedingungen für das Absterben des Staates in der Sowjetunion«
(109). Diese Bedingungen erfordern den »Zugriff auf den staatlichen Zwangsapparat
selbst.« (112) Es liege aber »im Interesse aller, daß keine Sondergruppierung weitrei
chendeZiele mittels desStaates durchzusetzen vermag« (114). Das »Willenskriterium«,
d.h. die Zustimmung aller, erlaube es, eine »zentrale Grenzlinie zwischen akzeptablen
und weniger akzeptablen Theorien der Staatsauflösung zu ziehen« (111). Toleranz sei
nur gegenüber den Gruppen möglich, die sich »im Rahmen einer bestehenden libera
len Staatsverfassung« (115) betätigen; gegenüber »gewissen Marxisten« reduziere sich
dasProblem »aufeine reine Machtfragc« (114). Die Broschüre von Kliemt kt Teil einer
Konjunktur konservativer Staats- und Praktischer Philosophie. Sein an Carl Schmitt er
innernder Strategievorschlag ist: Toleranz gegenüber der Alternativbewegung, keine
Toleranz gegenüber den Marxisten. Dazu stellt erdie Marxisten als Sondergruppicrung
unter anderen vor, die aus irgendwelchen Gründen den Staat abschaffen wollen,
schweigt von derExistenz von Klassen und Klassenkampf im Kapitalismus, kann daher
die Elemente desAlltagsbewußtseins aufgreifen, wonach »der Staat allen nützt« und or
ganisiert so die Undenkbarkeit eines Zugriffs der Massen aufStaat und Kapital. —(Der
Preis von 24,— DM für 122 Seiten Text ist unverschämt.)

Christoph Stein (Berlin/West)

Niggemann, Heinz: Emanzipation zwischen Sozialismus und Feminismus. Die sozial
demokratische Frauenbewegung im Kaiserreich. Hammer Verlag, Wuppertal 1981
(375 S., kt„ 29,80 DM)

Zur Frage, wie das Verhältnis zwischen Frauenbewegung und Arbeiterbewegung
heute praktisch zu lösen sei, bringt das Buch trotz des vielversprechenden Haupttitels
nichts. Auch die einzelnen theoretischen Einschätzungen zur Emanzipation der Frau
überhaupt, zur Rolle der Familie, zur Frauenfeindlichkeit bei führenden Sozialdemo
kraten sind bekannt. Ich werde im Folgenden einige Argumente zusammentragen, wa
rum es dennoch ein nützliches Buch ist, eines, das man sich anschaffen sollte.

Der Autor hat aus einer Menge von teils ungedruckten Quellen und aus einer Viel
zahl von Büchern und Zeitschriften (das Literaturverzeichnis umfaßt 25 engbedruckte
Seiten) Material zusammengetragen, das die Arbeit für die Frauenbewegung unter
stützt. Esgibt z.B. Berufsstatistiken von 1895 und 1907, in denen der enorme Anteil
der Frauen bei den dienenden Berufen (häusliche Dienste, einschließlich persönlicher
Bedienung) dokumentiert ist. der gar noch steigt (auf 68%). wo er in Bergbau, Indu
strie, Landwirtschaft unter 20% liegt. Andere Daten belegen die katastrophale Ausbil
dung der Frauen —etwa um 1907 —wo als großartig ins Auge fällt, daß auf 100 ge
lernte Schneiderinnen nur 4 ungelernte kommen, dafür auf 100 Buchbinderinnen
1335 ungelernte Arbeiterinnen. Sorgfältig notiert werden die Mitgliedschaften der
Frauen in verschiedenen Vereinen, Lesegruppen, Schulungszirkeln, ihre geringe Rolle
in der Sozialdemokratie. Die Positionen der Arbeiterführer zur Frauenfrage werden aus
Zeitungen und Vereinsbeschlüssen und -dkkussionen wörtlich belegt. Die Namen der
Anführerinnen der bürgerlichen und sozialistischen Frauenbewegung werden mit ihren
charakteristischen Äußerungen ebenso dokumentiert (im Anhang finden sich zudem
Kurzbiographien der Fraucnkämpferinnen) wie die Beteiligung von Frauen an Streiks
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und Arbeitskämpfen. Im Abschnitt »DieFrauen in der SPD« findet man nicht nur eine
Tabelle über die Zahl der weiblichen Delegierten in den Parteitag (die von 1,3% im
Jahre 1890 imJahre 1911 die stolze Zahl von 10,06% erreichte, um dann 1913 schon
wieder auf 7,49% gesunken zu sein); dokumentiert kt auch ihre Beteiligung an den
Debatten in Seitenumfängen und noch genauer der Anteil an Frauenfragen in ihren
Beiträgen (so sprach z.B. Rosa Luxemburg garnicht zu Frauenfragen, Klara Zetkin etwa
in 25% ihrer Beiträge).

Im Kapitel Familie findet mandieStatistiken übervorehelich oderunehelich gebore
ne Kinder (um 1900 wurde fast ein Zehntel aller Kinder unehelich geboren) wie die
Debatten in der Sozialdemokratie um Gebärstreik und Empfängnisverhütung. Viele
Dokumente — so die Auseinandersetzung um die Friedenspolitik — lesen sich wie
heute geschrieben. So liest man von Lily Braun: »Verschwunden waren mit einem
Schlage alle spezifisch frauenrechtlerischen Forderungen, diestetsin derGleichstellung
mit dem Manne gipfelten ... DieArbeitsgebiete der auf diese Weise organisierten Frau
en entsprachenwiederdurchausdem ursprünglichen Schaffen und Wirken desWeibes,
wie ihre Geschlechtsbestimmung sie ihr zuwiesen: Ernährung, Bekleidung, Jugendfür
sorge.« Und man liest erneut, daß Klara Zetkin versuchte, über die Friedensforderun
gen die Frauen in die KPD zu bringen, und erfährtdie genauenMitgliederzahlen, die
sich allerdings mit »nur« 32856 Frauen in der KPD imJahre 1923 für uns heute sehr
hoch anhören.

Der Autor wollte für die Emanzipation der Frau das hktorische Wissen erweitern.
Der Versuch ist gelungen. FriggaHaug (Berlin/West)

Für den Geschichts- und Englischunterricht:
Zweite Kultur
in England, Irland, Schottland, USA
(gulliver 9)
(AS 65: ISBN 3-88619-000-5/ 288 S.: 15,50 DM (f. Stud. 12.80)

Alltagskultur, politische Kultur, Literatur der Arbeitswelt — solche Themen gab es bis
lang in der Anglistik/Amerikanistik weder in der Forschung noch in der Schule. Der vor
liegende Band liefert dazu Vorschläge eines Theorierahmens und Untersuchungen
über Dickens, Chartismus, Mark Twain, deutsche Arbeiterkultur in Chicago. Sherwood
Anderson und v.a.m. Des weiteren gibt es eine ausgearbeitete Unterrichtseinheit Se
kundarstufe I zum Problem des Streiks und Grundsatzübertegungen zur Behandlung
der Arbeiterbewegung im Englischunterricht. Aus Anlaß des 70. Geburtstags Philip Fo-
ners werden kontroverse Positionen der gegenwartigen U.S.-Geschichtswissenschaft
vorgestellt.

In dieser Reihe u.a. erschienen:

Commonwealth und Dritte Welt: Afrika/Karibik
(gulliver 8)
(AS 57: ISBN 3-920037-82-0) 15.50 DU (I. Slud. 12.80)

Literatur und Politik in Irland
(gulliver 7)
(AS 46: ISBN 3-920037-27-8) 15,50 DM (I. Stud. 12.80)

Alle genannten Titel enthalten eine Unterrichtseinheit zum Schwerpunktthema.
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Summaries
Helmut Gollwitzer: Pcoplc + Univcrsity = People's University

Opcning spccch of the 2nd People's Univcrsity in Berlin 1981. Gollwitzer talksabout theopposi-
tionsbetween of pcoplc and the univcrsity, which arc determined by the Opposition between the
pcoplc and the power block. He secs the People's Univcrsity as achance of overcoming thisOppo
sition form bclow. A conditionis that no groupclaims to bc the leader. It is to bc scenonly aftcr-
wards who is actually leading.

Volker Braun: Stories of Hinze and Kunze

Vcry short storics by Braun, who livcs in the GDR. •Coming and Going. Hinze askcd: When is
your communism going to come! Kunze teplied: It will never come. Maybe wc should go.«

Günther Anders: On the F.sotcrics ofPliilosophic.il Language

In form of a dialoguc. Anders plcads for a non-esoterieally formulated philosophy. »Doyou think
that wc asuniversity philosophers arc Irving to rescue a last appearance of conspirative honour by
means of the junglc of words? Or do you think that wc arcusing our esoteric idiom in order to
hidc from the 'layperson' to what ashaming degree our philosophy is congruent with the ruling
opinions? I can't possibly think of any other fcasablc motive for esoterics.«

Margherita von Brentano: Philosophy as a Profession

Philosophy is studied pattly as a special subjeet (logic. philosophy of scicncc, philosophy of lan
guage). and partly as a universal thcory (ncohcgclianism, phenomenology, etc.). Brentano consi-
ders both to bc dangcrous: Philosophy as a universal thcory ignorcs Kant's knowlcdgc that the
wholc, the true, and the rcasonablc cannot bc the objeet of pure thoery. Dissolving philosophy in-
to different scholarlydiseiplincs. however, ist alsoproblcmatic, becausescientific rationality is par-
ticular, its devclopmcni hasnot led to rcasonablc understandingand making of history. Brentano
claims that the funetion of philosophyis to rcflcct on the pteconditionsof thcory and of practica!
action, which is neecssary when ptoblcms oecut in the dcvclopmcnt of thcory and practicc.

Jose Maria Ripalda: Marx, Hegel, and Philosophy

Ripalda reviews thrce recent publications on the rclationship between Marx and Hegel: Norman/
Sayers, Hegel, Marx and Dialcctic; Mcrcicr-Josa, Pourlirc Hegel et Marx, and in most detail, Fürth
(ed.), Arbeit und Reflexion. Hc conccntratcs on the rclationship of scicncc and philosophy, and
eriticises mainly the tcndcncics to hypostacisc a philosophythat is independent from the scicnccs.

Erich Wulff: Psycho-Analysis and Kcality

Wulff discusses the reality-testing of psycho-analysts thcmsclvcs. Hc eriticises the psychoanalytic-
intcractional »ncutralisation« of social conflicts and social dcvclopmcnts. It follows that the
psycho-analytic Session becomes a second. artificial world, whercas every day life and workare bc-
coming less and less mcaningful. Hc outlincs how Sevc's coneepts can bc made uscful for a psy-
chology of pcrsonality for adults: cspccialy the »ccccntric« positon of the individual and the timc
plan.

V. Gransow/C. Offe: Politiral Culturc and Social Dcmocratic Government

Political culturc means, following R. Williams's coneept of »culturc«, the set of valucs, orienta-
tionsand political pratiecs that givepolitical cohcrcncc and identity to the pcoplc. Therc isa lack
of political culturc in the Federal Rcpublic, which the social demoerats havcn't been ablc to com-
pensate, they have even worsened ihc Situation. The etatistie form of social dcmocratic govern
mental politeics, its nced for and restriction of mobilization from below and its specific »meani-
nglcssncs« have prevented the construetion of a new political culturc of democatiereformsand al
so have produeed »new social movements«, which break with the social dcmocratic consensus and
could mcan the sclf-paralysis of social demoeraey.
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Über die Autoren
A.: = Atbcitsgebictc / V.: = Veröffentlichungen u.a.

Amman, Ulrich, Prof. Dr. phil, geb. 19-13; Hochschullehrer in Duisburg. V.: Probleme derSo-
ziolinguistik (21977). Dialcktsprcchcn (1978). Mitglied in GEW und BdWi.
Anders, Günther, geb. 1902; Promotion 1923 bei Edmund Husserl;Mitinitiator der internationa
len Anti-Atombewcgung. Hauptwerk: Die Anliquiertheil desMenschen, 2 Bdc(1961 und 1980);
Deramerikanische Krieg in Vietnam oder Philosophisches Wörterbuch heule (in Argument 45);
zahlreiche Erklärungen und Aufrufe gegen Atomkrieg und Imperialismus im Argument. Dem
nächst erscheint sein Buch »Ketzereien«.

Bochow, Michael, Dr. rcr. pol., geb. 1948; Forschungsstipendiat am Max-Planck-Institut für Bil
dungsforschung in Berlin (West). V.: Bildung und Arbeit(1980). A.: Industrie- und Bildungsso
ziologie; Arbeitskräfteforschung. Mitglied der GEW.

Bosch, Herbert, geb. 1953; Studium von Französisch und Geschichte. A.: Idcologicthcoric,
Sprachwissenschaft. Mitglied in ADS und ÖTV.
Braun, Volker, Mitarbeiter am Berliner Ensemble. V.: Unvollendete Geschichte (1977); Großer
Frieden, Schauspiel (in: Im Querschnitt, 21979); Training des aufrechten Gangs, Gedichte
(1980).
Brentano, Margherita von, Prof. Dr. phil., geb. 1922; V.: Philosophie, Theoriestreit, Wissen-
Schaftspluralismus (Argument SH3. 1978); A.: Antike; Philosophie; Ontologie; Philosophie und
Wissenschaftsgeschichte.
Büchsenschütz, Iris, Dipl.Päd.. Wiss. Mitarb. an der Univ. Donmund. Mithrsg. des Ruhrvolks
blattes. Mitglied des Vereins Sozialwisscnschaftlichc Forschung und Praxis für Frauen.

Dietrich, Stephan, geb. 1958; Studium der Rechtswissenschaft und Politologie. A.: Recht und
Ideologie. Mitglied der ÖTV.
Dietschreit, Frank, geb. 1954; Doktorand. V.: Faschismusanalyse in Lion Feuchtwangers Roman-
Trilogie 'Im Wartesaal' (1980); Es ist ein Blödsinn... Gedichte (1980). A.: Politische Dichtung;
Neue Subjektivität; Alternativbewegungen. Mitglied in GEW. Die Grünen.
Faulstich, Werner, Dr. phil., geb. 1946; Wiss. Ass. an der Universität Tübingen. V.: Einführung
in die Filmanalyse (31980); Radiotheorie (1981). A.: Literatur in den Medien; EmpirischeRczcp-
tionsforschung; Literatur und Mediendidaktik.
Frei, Bruno, Prof. Dr. phil., geb. 1897;Journalist.
Gottschalk-Scheibenflug, Johanna, geb. 1944; Dipl. soz. päd.. Mitarbeiterin an der Universität
Frankfurt/M. V.: Schulsozialarbeit (1980). A.: Jugendforschung; Schulsozialarbcit; Sozialarbcit.
Mitglied in Arbeitskreis hessischeSchulsozialarbcit, GEW.
Gransow, Volker, Dr. phil., geb. 1945; Privatdozent an der FU Berlin und der Universität Biele
feld. V.: Konzeptionelle Wandlungen derKommunismusforschung (1980). A.: Politische Kultur;
PolitischeSoziologie. Mitglied der SPD, GEW und DVPW.
Grühn, Dieter, geb. 1946; Dipl. Kfm.. Dipl. Pol., Wiss. Mitarbeiter am Inst. f. Soz. dcrFU Ber
lin. A.: Arbeitsmarkt; Bildungssystem.
Grün, Rita von der, geb. 1955; Studentin. A.: Massenmedien im Faschismus. Antisemitismus;
Hörspiel. Mitglied der GEW.
Haug, Frigga, Dr. phil., geb. 1937; Habilitation;Wiss. Mitarbeiterin an der Hochschule für Wirt
schaft und Politik; Hrsg. des Argument. V.: zus. mit anderen, vier Bände zur Automation (AS 7.
AS 19, AS 31, AS 43); Frauenformen (Hrsg.. 1980). A.: Automationsforschung; Arbeitswissen
schaft; Frauen. Mitglied in BdWi; ÖTV; Sozialistischer Frauenbund Westberlin (SFB/W).
Haug, Wolfgang Fritz, Prof. Dr. phil.. geb. 1936; lehrt Philosophie an der FU Berlin; Herausge
ber desArgument. V.: Kritik derWarenästhetik (61977); Vorlesungen zurEinführung ins•Kapi
tal' (21976); Theorien über Ideologie (1979; zus. mit Projekt Ideologie-Theorie, PIT, in Argu-
mcnt-Sonderband40); Zeilungsroman (1980). Mitglied in GEW, BdWi, DeutscherWerkbund.
Haumann, Heiko, Dr., geb. 1945; Privatdozent am Mist. Seminarder Univ. Freiburg.V.: Grund
lagen dersowjetischen Wirtschaftsverfassung (1977); Kapilaiismus im zaristischen Staat (1979).
A.: Russische und sowjetische Sozial- und Wirtschaftsgeschichte; Vergleichende Rcgionalgeschich-
te. Mitglied in GEW, BdWi.
Knobloch, Clemens, Dr. phil., geb. 1951; Wiss. Angcst. am Institut für deutsche Sprache. Bon
ner Forschungsstcllc. V.: Orientierung undKoorienlierung (1980). A.: Kommunikationssoziolo-
gic; Sozialphilosophic. Mitglied der GEW.
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Koch, Ursuta, Ptof. Dr., geb. 1944; Dozentinan der FII Ostfricsland in Emden. LetzteV.:Didak
tik sozialwissenschafllicher Methoden/ehre (Mitautorin, 1977); Ältere Menschen in Emden
(1979). A.: Empirische Sozialforschung; Berufsforschung Sozialarbeit. Mitglied in der GEW.
Kreppel, Klaus, Dr. phil, geb. 1944. V.: Christen für den Sozialismus (zus. mit Schmidt/
Stankowski, 1976); Religiöser Sozialismus (zus. mit Ewald. 1978). A.: Theologie; Kirche; Religion
und politische Linke.
Krusewilz, Knul, Dr. rcr.pol., geb. 1941; Wiss. Ass. an der TU Berlin. V.: AnliEnzensherger
(zus. mit Kadc. 1974); Undschaflsplanung (Mitvcrf., 1980). Umwelt und Militär (Mitvcrf..
1981). A.: Umwelt-, Enctgic- und RohstofTptoblcmc; Gewerkschaften; Militärplanung. Mitglied
in SPD. ÖTV, BdWi, Öko-Institut, Deutsche Ges. f. d. Vereinten Nationen.
Kühler, Hans-Dieter, Dr. rcr. soz.. geb. 1947; Wiss. Ass. u. Privatdozent an der Univ. Münster.
V.: Unterhaltung und Information im Fernsehen (1975); Massenmedien im Deutschunterricht
(1981). A.: Kommunikationsforschung; Kulturwissenschaft; Mcdicnwisscnschaft und Mcdicn-
pädagogik. Mitglied in GEW, Kulturpolitische Ges.. DGPuK. Tübinger Vereinigung f. Volks
kunde. Studicnktcis Rundfunk und Geschichte.

Kunstmann, Wilfried, geb. 19-19; Doktorand. V.: Kritische Theorie von derGeschichtstheologie
bis zur Evolutionstheorie (1981). A.: Kritische Gcscllschaftsthcoric; politische Erwachsenenbil
dung; Lernprozesse und Moralcntwicklung; Militärthcoric.
Mehdorn, Birgit, geb. 1958; Studium der Psychologie. Mitglied im SFB/W..
Metz-Göciel. Signd, Prof. Dr.. geb. 1940:Leiterin d. Hochschuldidaktischcn Zentrums d. Univ.
Dortmund. V.: Theorie und Praxis der Hochschuldidaklik (1975). A.: Hochschuldidaktik; Frau
enforschung; Weiterbildung. Mitglied in: VereinSozialwiss. Forschungu. Praxisf. Frauen. Sektion
Frauenforschung i. d. Dt. Ges. f. Soziologie.Arbeitskreisd. Wisscnschaftlerinncn v. NRW. GEW.
Solle. Hans-Heinnch. Prof. Dr.. geb. 1938; Ptof. f. osteuropäische Geschichte in Hannover. V.:
Gruppeninteresse und Außenpolitik (1979). Mitglied in HDS, GEW.
Offe, Claus, Prof. Dr., geb. 1910;Prof. f. Politikund Soziologie. V.: Strukturprobleme deskapi
talistischen Staates (51980); Berufsbildungsreform (1975). A.: Innenpolitik: Soziologie des Ar
beitsmarktes. Mitglied GEW und Grüne.
Penna. Udo. geb. 1953; Doktorand; Studium der Politischen Wissenschaften. A.: Nationalsozia
lismus; Neofaschismus; Entdcmokratisicrung; Faschismusthcoricn.
Ripalda,Jose Maria, Dr. phil.. (Madtid) 1972; Studium der Philosophie und Soziologie in Mün
ster (1967/68). Bochum (Hegel-Archiv 1970-1972). FU Berlin (1972-1976). Prof. an der Univ.
Madrid. V.: The Divided Nation (1977); Ausgaben der Jugendschriften von Hegel (1978). Mit
glied der Komm. Partei Spaniens (PCE).
Rösler, Dietmar, geb. 1951. A.: Sprachlchrforschung: Deutsch als Fremdsprache.
Schäfer, Alfred, Dr. päd., geb. 1951;Jugcndbildungstcfcrcnt. V.: Zurgesellschaftlichen Formbe
stimmtheil schulischer Sozialisation (1978). A.: Allgemeine Pädagogik; Mctathcorie der Erzie
hung; Sozialisationsthcorie; Bildungssoziologic; Theorie der Schule.
Schweizer, Harro, Dr. phil., geb. 1949;Wiss. Ass. an der FUBerlin. V.: Marxismus undKyberne-
tik (Mithrsg., 1975); Sprache und Systemtheorie (1979). A.: Psycholinguistik; Sprachdidaktik;
Sprachplanung. Mitglied in GEW. Kita-Bczirkscltcrnausschuß Kreuzberg.
Soppe, August, geb. 1950; 1. Staatsexamen Germanistik u. Politik. 1978-81 Redaktionssekreta
riat Argument, Doktorand. V.: Die Einführung des Rundfunks in Deutschland(1976): DerStreit
um das Hörspiel 1924/2} (1978). A.: Medienpolitik, Rundfunkgcschichtc.
Stein, Christoph, geb. 1958; Studium det Philosophie und Literaturwissenschaft a.d. FU Berlin.
Wacker, Ulrich, geb. 1950; Lehrer. A.: Entstehung des Kapitalismus; Zeitgeschichte: Frankreich.
Mitglied in GEW.
Weißbach, Hans-Jürgen, geb. 1950;Wiss. Ang. an der Sozialforschungsstcllc Dortmund. A.: Be
rufsbildung in Irland und Nordirland.
Wulff, Erich, Ptof. Dr. med., geb. 1926; Prof. f. Sozialpsychiatric an der Med-, Hochschule Han
nover. V.: Ethnopsychialrie —seelische Krankheit —Ein Spiegel derKultur? (1978); Psychiatrie
und Herrschaft (Argumcnt-Studicnhcft SU 34). Sprecher d. antiimp. Solidaritätskomitecs, Vors.
<1. Ges. f. d. Freundschaft zwischen d. Völkern i. d. Sozialistischen Republik Vietnam u. d. BRD,
Mitglied In BdWi, Deutsche Ges. f. soziale Psychiatric, Weltfriedensrat.
Zielinski, Siegfried. M.A., geb. 1951; Wiss. .Mitarb. an der TU Berlin. V.: Technik und Massen
medien (Hrsg., 1980); Veit Harlan —Analysen undMaterialien zurAuseinandersetzung mit ei
nem Filmregisseur des deutschen Faschismus (1981). A.: Geschichte der Massenmedien; sozial-
kulturelle Zusammenhänge von Medien-Techniken.
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Zeitschriftenschau

7-8'81
b:e-Thema:

Wir Kindervom SchulhofZoo
H. Schwehm/Chr. Sterzing: Sucht oder
Sehnsucht?

Gesprächsrunde: »Dann lachen wir uns
wieder über den Lehrer kaputt«

B. Pricbc: Durch Sclbstcrfahrung zum Bc-
ratungslehrcr

R. Bockhofcr: Simulation einer Fixcrkarrie-

rc

Beiträge:

A. Makarenko: Auf den holprigen Wegen
der Pädagogik

W. Popp: Friedensbewegung: Aufgabe der
Schule

H.A. Pestalozzi: Kind und Werbung: »...
damit's ein Prachtkind wird«

H.-G. RolfT: Ungleichheit, die gleich
macht. Die Folgen soziallibcralcr Bil
dungspolitik

W. Gcislcr:Jasager und Neinsager. Brechts
Lehrstück in der Schule

b.c-Gespräcb mit Bcrnt Engclmann über
seine Anti-Gcschichtsbüchcr, die Schule

und Preußen. Klassenstandpunkte und
den Erbprinzen Johannes von Thurn und
Taxis.

b:e-Reportage: Studcntcncxkutsion nach
Kolumbien. Auf der Suche nach der frem

den Wirklichkeit.

14. Jg. 1"81

Emhciru munallah im Bell/ Vcllag. IVtfach 1120. 0910
Wcinhrim - Einiclhrfi DM 6.—; lal>ir>atx> DM 58,-.
Studemcnabo DM 48. — . md MVi'St j\tif\. Vcmndku-
ucn-

III

Blätter für
deutsche und
internationale

Politik

5'81
Chronik des Monats

US-Admiral a.D. Gene R. La Rocque:
Atomkrieg in Europa

Kommentare und Berichte

K.D. Brcdthaucr: Zu spät zum Umdenken
in Bonn?

B. Jcntzsch: Freie Hand für die CIA

Hauptaufsälzc
W. Krcck: Was heißt Verantwortungs
ethik? Anmerkungen zum Kanzler-Inter
view über die Vcrantwottung von Christen
und Kirchen

M. Zcitlin: Die amerikanische Misere —

Über die Ursachen des wirtschaftlichen
Niedergangs
H.-J. Axt: Konkurrenz und »Arbeitstei
lung« — Zu Griechenlands EG-Bcitritt
R. Pcltzcr/J. Buddcnkottc: Zur Entwick
lung in Nicaragua

H.W. Kahn: Ketzerisches zum Prcußcn-

jahr — Eine Tradition, aus der manches zu
lernen ist

L. Köllncr: DasUNO-Konzcpt der »Finan
ziellen Abrüstung«

Wirtschaftsinformation
J. Goldberg: Direktinvestitionen in Ent
wicklungsländern •

Medienkritik

G. Gicscnfcld: Exil

Dokumente zum Zeitgeschehen
Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspoli
tik: Memorandum '81

Zur Friedensbewegung

26.Jg. 1981

HtsR lihr. v. HrrilW. H Dcppc-Wulhnccr. J Huff-
«hmij. V. JaccK'. G Kailr. R Kühn!. J. Meiwhik. R
Opiti. M PaM-Kupctwrin. H KauuhniiiK. H Ruldct.
E. Siralimann. G Suiby — Krtl : K. Ha>cru. K D
llrcthliaucl, E Nct)lK>ficr.J VCciilcnhcun — Eiuhcim
inunatlnh - hinarlhrft 5.30 DM. cm Jahicsab., i.80
D.M. tili Studenten J.5Ü DM — Palil-Rucrntiein Vcilaj;.
GotiowcR VI. 5<KK> Kuln 51
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IV

Demokratie
und

Recht

2 '81
P. Römer: Wolfgang Abendroths Beitrag
zur Verteidigung demokratischer Positio
nen in der Bundesrepublik Deutschland

U. Rcifncr: Erfolgs- und Zugangsbarrieren
in der Justiz. Eine kritische Bestandsauf
nahme der empirischen Forschung

W. Holtfort: Zum Landesvcrratsfall MdL

Dr. Crcmcr. Markt-Tricfcnstcin

Kontroversen um die Aussperrungsurtcile
des BAG und das Paritätsdogma— Neofa
schismus. GG und die Linke — 20. Straf
rechtsänderungsgesetz (§§ 88a. 130a
StGB)

Entscheidungen

BGHSt Geltung des StGB für DDR-Bürger
mit Anmerkung von H. Riddcr — Wieder-
aufnahmesache van der Lubbe — Datcn-

schutzgesetz und »Schwarze Liste« der No-
FU — Spcichcrungvon Briefkontaktenmit
Strafgefangenen — Pflcgschaftsvcrweigc-
rung wegen DKP-Mitgliedschaft

5. Jg. 1981

Redaktion; Prof. Dr. Helmut Riddet — Vierteljährlich —
Einztlhtfi 7.W DM. imjihtnjbo6.10 DM. für Studen
ten 5.}0 DM. P«ihl-Ruf;emtein Verlan. Gourswcg 54.
500C Köln M

Zeitschriftenschau

Internationale Zeitschrift links von der Mitte

329/330 '81
E. Kmölniger: Stationiert Kernwaffen in
jedem Haushalt!

Forumkommentare

F. Duvc: Die Hartgummichristen (Brok-
dorf)
M. Siegert: Der Tunnel (Stadtendc)

Leichte Krawallerie

10 Wiener Jugendliche: Wir Kojoten (In
terview)
E. Lanc: Jugendwünsche erfüllen (Vor
schläge des Polizeiministers)

Osteuropa
V. Havel: Lebend begraben (Gefängnis
briefe)
M. Siegen: Polenspaltung (Frostaufbrü
che)

Sonne Nr. 3
G. Fädler: Aus dem Leben der Taugenicht
sc (Von Eichendorff bis Zürich)
B. Spray: The Fall of Metropolis (Punk
oper)

Literatur

h. pataki: frühlings wachen (gedichte)
Chr.l. Hintze: Böse Dichter (Vom ö.
Schriftstcllerkongreß)
R. Menasse: Sozialpartnerisch statt habs-
burgisch (Österreichs Literatur soziolo
gisch)

Frauenbewegung: Männerüber Frauen
Lingens, Ncnning & Co.: Das unschöne
Geschlecht (Männerbckenntnissc)

Rezensionen

28. Jg. 1981

Herausgeber: Günther Ncnning. — Redaktion: F. Geyr«
hofer, M. Hopp. 11. Pataki. M. Siegen. — 6 Hefte im
Jahr. — Einrclhcft 6.50 DM. 44 OS. Jahresabo 40.—
DM. 260 OS, Studentenabo 33.— DM. 220 ÖS. — Fo
rum. Mmcurrmr. 5. A-1070 Wien. Tel.: 933353.
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331/332 '81
Forumkommentare

F. Duvc: Kriegsamis und Fricdcnsruskis?
J. Dvorak: Wer fürchtet sich vorm grauen
Wolf?

G. Ncnning: Wehe einer Partei

Terror

M. Siegert: Mit dem Browning philoso
phiert (Der Mord an Moritz Schlick am
22 06.1936)
M. Sicgcrt: Die Gelbe Liste (Aus der Ge-
heimgeschichte des Antisemitismus der I.
Republik)
M. Sicgcrt: Das Ganze und das Nichts
(Philosophie des Wiener Kreises)

CSSR

O. Havlova: Nachruf zu Lebzeiten (Ge
spräche mit Olga Kantutkova)
Sonne Nr. 4

G. Ncnning/C. Pöchlaucr: Erzherzog Jo
hanns Wiederkehr (Film)
G. Ncnning: Erzherzog Johann, Mythos
und Vernunft (Essay)

Gerichtspsychiatrie
H. Gross/O. Schiller: Aus den Verliesen
der Republik (Gutachten)

Nahost

B. Schaq'a/J. Amitay: KriegsBcgin (John
Bunzl sprach mit linken Israelis und Palä
stinensern)

Frankreich

H. Pataki/F. Gcyrhofcr: Rcggac auf der
Bastillc (Linker Aufwind)
Medien
Wauwau: Lulu am Spannteppich (Einfüh
rung in die Tierseelc)
28. JK. 1981

Herausgeber: Günther Ncnning. — Redaktion F. Gcyr
hofcr, M. Hopp. H. Paraki. M. Siegelt. — 6 Hefte im
Jahr. — Einjclhcfr 6.50 DM. 11 OS. Jahrcsabo 40.—
DM. 260 ÖS. Srudentcnabo 33.- DM. 220 ÖS — Fo
rum. Muscumstr. 5. A-1070 Wien. Tel: 9S3S53.

35'81
Sozialdemokratie in Nöten:

Der Unterbau ist in Bewegung

N. Schcrr: Hauskrach in der Sozialdemo

kratie

St. Klingenberg: »... die Menschen werden
in vieler Hinsicht ärmer sein als heute«

(Global 2000-Rcport)

B.I. Lanz: »Free enterprisc« im Vormarsch.
Zur »neuen« Wirtschaftspolitik in GB und
USA

Partei-Diskussion — Was heißt tcvolutio-

närc Politik in den 80erJahren?

G. Degen: Zu einigen Gegebenheiten und
zu einigen Veränderungen der nationalen
und internationalen Lage

Th. Hcilmann: Verschärfte Aggressivität
des Imperialismus. Restrukturicrung des
Kapitals. Disloyalitäi und Partei

Rezensionen

Herausgegeben von einem Redaktionskollektiv der Pro
gressiven Organisationen der Schweiz (l'OCH) — 6
Nummern proJahr — Einzclhcft Fr. 2.50. Doppelheft
Fr. 3.50—Abo: Schweiz Fr 13.-. Ausland Er. 16.
Redaktion Positionen. Postfach 1927. CH-4001 Basel

DAS ARGUMENT 128/1981 ©



VI

Prokla
Zoitsetfifl für poBHuho OfapitottBoHB A

43 '81
Probleme mit dem Klassenkampf— Mar
xistische Theorie und soziale Bewegungen
Paul Mattick

J. Hoffmann: Einheitsgewerkschaft oder
'korporatistischc Blockbildung'

F.O. Wolf: Einwände zu Andre Gorz' Li

quidation des Marxismus

A. Evcrs/Z. Szankay: Das gerissene Band

W. Spohn: Geschichte und Marxismus

M. Vcstcr: Der 'Dampf-Marxismus' von
Friedrich Engels

R. Paris: Soziale Bewegung und Öffent
lichkeit

H. Heise: Kein Ausweg

Dokumentation

Luis Althusser

E. Balibar: Der Widerspruch hat die Gren
zen des Erträglichen überschritten!

11.Jg. 1981

Herausgegeben vonder»Vereinigung zurKritik derpoli-
tischen Ökonomie e.V.« — Redaktion: E. Altvatct. G.
Almaniki. B Blanke. E Hildebrand. J Hoffmann. U.
Jürgens.W. Spohn. F.O. Wolf. — Erscheint viermal im
Jahr. — Einzelheft 9.- DM. im Abo 8.- D.M. — Rotbuch
Verlag. Potsdamer Str. 98. 1000 Berlin 30

DAS ARGUMENT 128/1981 ©
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Zeitschrift ftu

Sozialistische Politik und Wirtschalt

11'81
B. Zimmermann: Zum 75. Geburtstag von
Wolfgang Abendroth
K.U. Tempi: »Für uns gibt es wichtigere
Dinge als den Frieden«

Diskussionsschwerpunkt:
Kampfaufgabe Emanzipation
K. Fuchs/U. Pausch-Grubcr: Zur Frauen

arbeit in der Sozialdemokratie

M. Tiltmann: Tcilzcitarbcit — eine Alter

native für Frauen?

Chr. Randzio-Plath/A. Kroll: Frieden —

Brot — Rosen

K. Gröning: Gedanken zur Funktion der
Familie

K.-P. Wolf: Ich hoffe, ich errege Eure Ge
müter!

Diskussion: Frigga Haugs Thesen »Frauen
— Opfer oder Täter?«

Außerhalb des Schwerpunktes
D. Albers: Polnische Lektion und westliche
Linke

N. Pacch/H. Rusch/H. Sassenschcidt: Ei

nige Anmerkungen zu den Ereignissen in
Polen

U. Kremer: Das Konzept des »DrittenWe
ges zum Sozialismus« am Beispiel der Göt
tinger Thesen
O. Scholz: Zur Kritik der Göttinger The
sen

Interview mit Klaus-Peter Wolf

Dokumentation

Berichte

Besprechung

4. Jg. 1981

Hrsg. Detlev Albers. HeinzAlbrecht. Erhard Eichen. Jo
sef Ilindeis, Klaus Peter Kiskcr. Heinrich Lienker. Wer
ner Locwe. Klaus Thüsing. Klaus-PetcrWolf. Redakrion:
H. Beinen. I Beltstein. R. Brogcler,F. Heidenreich. M.
Kainatz. II. Rafsmcs. Chr. Rm-Mackcmhun. D. Scholz.
M. Zens Die spvv erscheint in 4 Heften jährlich. Einzel-
heft DM:.'0. imJahrcsalx) DM5.— zuzüglich Postvet-
vand Bestellungen über sin..Vertrieb. MoltkestraSc 21.
D-1000 Berlin 45



WECHSEL

Zeitschrift für

Technik Naturwissenschaft Gesellschaft

9'81
Schwerpunkt: Wettdenken für den Krieg:
Werzuerst schießt,, stirbtals zweiter

Arbeiten für die Katz (Ein Gespräch mit
Betroffenen)

Perversion oder Wcitctcntwicklung (Die
Parallelität militärischen und naturwissen

schaftlichen Denkens)

Luftschlacht über dem Atlantik (Ein Rub-
belspaß mit vielen bunten Bildern)

NATO-Strategien

Auge um Auge, Satellit um Satellit (Mili-
tärtechnologic im Weltraum)

Der Krieg ist eine Messe wert

Außerhalb des Schwerpunkts
Krebs — Angst — Ktcbs (Fötdert Valium
Tumorbildung?)

Ingenieurstudium — Nein danke!

Technik im Krankenhaus

... in die achtziger (Perspektiven radikaler
Wissenschaft)

Protopia (Entwurf einer EDV-gcstcucrtcn
Stadt)

Das gefährliche Zögern des Umwcltbun-
desamtes

MeinungI Gegenmeinung
Projekte /BerichtI Tagungen
Rezensionen

3. Jg. 1981

Redaktion: Klaus Bednarz. Reinhard Hchnisch (verant
wortlich), u.a. — VieneliahrlKh — Einzclheft 5.— DM.
imjahresabo 20.— DM incl. Versandkosten, gegen Vor
auszahlung. — Verlag Reinhard Hchntsch.Gnciscnausr.
2. 1000 Beilin 61

VII

rar o
Soziologie

3'81
Schwerpunkt: Sozialpolitik

Hcinzc/Hinrichs/Hohn/Olk: Armut und

Arbeitsmarkt — Zum Zusammenhang von
Klassenlagen und Verarmungsrisiko im So
zialstaat

J. Halfmann/K.P. Japp: Grenzen sozialer
Differenzierung — Grenzen des Wachs
tums öffentlicher Sozialdicnstc

D. Ipsen: Segregation, Mobilität und die
Chancen auf dem Wohnungsmarkt — Ei
ne empirische Untersuchung in Mannheim

Geschichte der Sozialforschung
M. Kohli: Wie es zur »biographischen Me
thode« kam und was daraus geworden ist
— Ein Kapitel aus der Geschichte der So-
zialforschung

Methoden

D. Baur: Plädoyerfür Panclanalysenin der
amtlichen Statistik

H.-H. Hoppe: Über die Verwendung un-
gemessener Variablen in Kausalmodcllen
— Eine cpistcmiologischc Kritik

Forschungsnotiz
A. Dickmann: Ein einfaches stochastisches

Modell zur Analyse von Häufigkeitsvertei
lungen abweichenden Verhaltens

ZurLage derSoziologie
Chr. Ochlcr: Deutsch statt Soziologisch —
Ein Brief an die Herausgeber

Mitteilungen

10.Jg. 1981

Herausgeber: Fakultät für Soziologie. Universitär Biele
feld. — Herausgebergremium: P. Flora. T. Marder. R.
Klima. W. Lipp. M. Sprondel. — Redaktion:R. Klima.
— ViertcUahrlich Emzelhefl 23.25 DM — Jahrcsabo
76.— DM — Studentenabo 44.— DM — Ferdinand En-
ke Verlag Stuttgart, lierilweg 63. 7000 Stuttgart 1
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DieachtzigerJahre scheinen zu einem Schlüsseljahr
zehnt zu werden, in dem die Entscheidungen darüber
fallen,
ob wir uns zu Tode rüsten oder lernen, mit der Un
gleichzeitigkeit von Entwicklungen fertig zu werden,
ob wir uns vergiften oder lernen, die Natur zu nutzen,
ohne sie unwiderruflich auszubeuten,
ob ein größerer Teil derMenschheit verhungert oder
nicht,
ob wir die Kommunikationsmittel zur Entfaltung oder
Unterdrückung der Menschen einsetzen.
Die Probleme mögen gewaltiger sein als früher, aberwir
wissen heute, daß sievon Menschengemachtsind und
von ihnen gelöstwerden können.

Vorgänge ist eine aufklärerische Zeitschrift, kritisch,
radikaldemokratisch. Jedes Heft erörtert ein Thema,in
dem Entwicklungstendenzen, Bruchstellen, Problem
zusammenhänge dergesellschaftlichen Wirklichkeit
dargestellt werden- nicht referierend, sondern durch
Analyse, Einblick, Überblick. Gesellschaftspolitik als
Programm bedeutet nicht bloß Beschreibung von Sach
verhalten und Zuständen, sondern schließt die Auf
deckungdes Möglichen im Wirklichen, des noch nicht
Verwirklichten ein. Deshalb »Vorgänge«: die Zeitschrift,
die beschreibt, was vor sich geht und demokratische
Entwicklungen fördert.

Vorgänge. Zeitschrift für Gesellschaftspolitik
Zweimonatliches Erscheinen. Im Abonnement DM 52,- jährlich
zuzüglichZustellgebühr. EinzelheftDM 12,-.
Schreiben Sie bittean die Europäische Verlagsanstalt.

Savignys'r. 6,-63 EUrOpälSChe. 60l)0F™kf"rl/Al
Verlagsanstalt



Karl Marx
in seinen Briefen

Herausgegeben
von SauI K. Padover

611 Seiten
38 Abbildungen
Leinen DM 58-

Verlag
C.H.Beck!

Der private und der
öffentliche Marx -

eine Biographie
in Briefen



Deutscher Idealismus
Philosophie und Wirkungsgeschichte in Quellen und Studien

Herausgegeben von Hans Michael Baumgartner, Rüdiger Bubner,
Konrad Cramer, Klaus Hartmann, Hermann Krings, Otto Pöggeler,
Gerold Prauss, Manfred Riedel, Josef Simon, Michael Theunissen,

Reiner Wiehl, Wolfgang Wieland

Band 1
Tilman Borsche

Sprachansichten
Der Begriff der menschlichen
Rede in der Sprachphilosophie
Wilhelm von Humboldts

1981, 341 Seiten, Register,
Leinen, 79,80 DM
ISBN 913530-8

Eine Grundlagenstudie, welche
auch in die derzeitige Debatte
um Sprachphilosophie und Lin
guistik (N. Chomsky) eingreift.

Band 2
Eduard Gans

Naturrecht und
Universalrechtsgeschichte
Herausgegeben und eingeleitet
von Manfred Riedel

1981, 260 Seiten, Register,
Leinen, 80,- DM
ISBN 3-12-913520-0

Die Edition dokumentiert die
Rezeption der Rechtsphiloso
phie in der Hegeischen Schule
und erste Ansätze zur Revision
ihrer Grundlagen.

Band 3
Michael Haller

System und Gesellschaft
Krise und Kritik der politischen
Philosophie Hegels
1981, 277 Seiten, Register,
Leinen, 65,- DM
ISBN 3-12-913540-5

Gegen seinen früheren Glauben
an die Vernunftmacht der Ge
schichte stellte der späte Hegel
die Einsicht, daß die Bürger ihr
fremdbestimmtes Dasein nur im
Rahmen des sich selbst wollen
den Freiheitsbewußtseins über
winden können.

Band 4

Homburg v.d. Höhe
in der deutschen
Geistesgeschichte
Studien zum Freundeskreis
um Hegel und Hölderlin
Herausgegeben von Christoph
Jamme und Otto Pöggeler
1981, 337 Seiten, Register,
Leinen mit Schutzumschlag,
50,- DM
ISBN 3-12-913510-3
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Soeben erschienen

Wir Lehrer

Taschenkalender

Plastikcinband,
320 Seiten, DM 8,50
Daten, Tips und
Texte,
Fotos und Karikatu

ren aus Pädagogik
und Politik,
Literatur und

Geschichte.

Erstmals in diesem Jahr erscheint unser Taschcn

kalender für Lehrer.

„Wir Lehrer" enthalt einübersichtliches Kalcn-
darium - eine Doppelseite für jede Woche. Fcricnplä-
ne, Stundenpläne, Notenspiegcl, Schulcrdiagnose-
Bogcn, Adressenverzeichnis und eine Liste zum Hin
tragen von Über- und Vertretungsstunden - also alles,
was den Kalender zu einem Gebrauchsgegenstand
macht.

„Wir Lehrer" ist von Lehrern und Referenda
ren gestaltet, die neben ihter Schul-Arbcit gewerk
schaftlich und politisch aktiv sind. Die Kalendcrma-
chcr wollen mehr als nur ein paar bunte Illumcn an
die Ketten des frustrierenden Lehrerdaseins knüpfen;
einen Kalender für diejenigen, die Spaß beim Benut
zen und Lesen haben wollen und die zugleich einige
für den pädagogischen und politischen Alltag nützli
che Informationen, Daten und Texte erwarten. Ein
Kalender mit vielen Illustrationen, baten, histori
schen und literarischen Texten zu einem breiten Thc-

menspektrum.

Im Anhang: Artikel zu Schwerpunkten der GEW-
Arbeit, zur Zensurenproblematik, zum Umgang mit
Ilildungsstatistiken, einige Mustcrvcrtrctungsstundcn
sowie eine umfangreiche Material- und Adrcsscn-
sammlung.

GrAeMmM amKHnSl *«^ T(%>lmrn??ll%£n<;iGonewegS« sooo Keinsi Teielon (0221136 <0S1

Gegen
politikpraküsche
Mythen

BENNOMÜLLER-HILL
DIE PHILOSOPHEN
UND DAS LEBENDIGE
CAMPUS

Benno Müller-Hill

Die Philosophen
und das Lebendige
1981.228 S., DM 28,-
Dic Philosophen haben die Welt nicht nur
interpretiert - zumindest die nicht-ökono
mische Welt haben sie mitkonstruiert, den
Zugang zum und den Gebrauch des Leben
digen tatsächlich verändert.
Von diesem Ausgangspunkt herbeschreibt
und dokumentiert der bekannte Genetiker
in einem weiten philosophiegcschichtli-
chen Abrißdieje zeittypischen Behauptun
gen über die äußere und innere Natur. Die
Theorien über das Lebendige und seine
Entwicklung markieren verschiedene Pha
sen der menschlichen Geschichte.
Wo es keine Erklärungen gab, wurden
Metaphern erfunden. Wo Hcrrschaftsintc-
ressen es nahelegten, wurden Mythen als
WissenschaA ausgegeben und mit ihnen
Politik betrieben. So wirkte sich die amne
stische Denkweise (von Piaton und Aristo
teles bis zu I legel) noch in der Eugenik und
Rassenhygiene aus.

Campus Verlag. Schumannstr. 65. 6000 Frankfurt/M.

<S13tn£M



A JOURNAL OF CULTURAL CRITICISM

• «ä^

Contents of #5: "Art and Ideology," Pt. I (now available)

Materialist Literary Theory in France, 1965-1975 by Claude
Bouche

"Marks of Weakness": Ideology, Science and Textual Criticism
by James H. Kavanagh

Literature as an Ideological Form: Some Marxist Propositions
by Pierre Macherey and Etienne Balibar

Artistic Practice by Enrique Gonzalez Rojo
The School of Althusser and Aeslhetic Thought (commentary)

by Stefan Morawski
Ideology, Production, Text: Pierre Machere/s Materialist

Criticism by Francis Barker

SHORT REVIEWS

Althusser: Self-Criticism as Non-Criticism by Mark Posler
Constructing a Crltical Ideology by James H. Kavanagh
Class Struggle in Literary Form and Deformation by Bill Langen
On Language Requirements by Tom Conlcy
Linguistics and Ideology by Robert DAinico
A Sociology of Texts by Robert Sayre

Single copy: S4.50 Subscription (2 issucs): U.S. $7.00
Distributed in the U.K., Europe and Ihc Commonwealth by Plulo Press

Praxis, P.O. Box 1280. Santa Monica, California 90406 USA
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XIV Inhaltsverzeichnis (Fortsetzung von S.Uli)

Sprach- und Literaturwissenschaft
Müller-Michaels, Harro: Positionen der Deutschdidaktik seit 1949 (U. Amnion) 581
Henrici, C7<?r/.Sprachunterricht inderLehrerausbildung (H. Schweizer) 582
Meyer, Meinert Amd (Hrsg.): Fremdsprachenunterricht inder Sekundarstufe II
(D. Rösler) 583
Weijenberg, Jan: Authentizität gesprochener Sprache in Lehrwerken für
Deutsch als Fremdsprache (D. Rösler) 583
Barkowski, Hansu.a.: Deutsch für ausländische Arbeiter (D. Rösler) 583
Barkowski, Hans, Ulrike Hämisch undSigrid Kumm: Handbuch für den
Deutschunterricht mit ausländischen Arbeitern (D. Rösler) 584
Piepho, Hans-Eberhard: Deutsch als Fremdsprache in Unterrichtsskizzen
(D. Rösler) 584
Kießling, Wolfgang: Exil in Lateinamerika (B. Frei) 587
Lützeler, PaulMichael, undEgon Schwarz (Hrsg.): Deutsche Literatur in der
Bundesrepublik nach 1965 (F. Dietschreit) 587

Kunst- und Kulturwissenschaft

Meyn, Hermann: Massenmedien in der BRD (H.-D. Kubier) 589
Thomas, Michael Wolf(Hrsg.): Ein anderer Rundfunk — eine andereRepublik
(R.v.d. Grün) 590
Kreuzer, Helmut (Hrsg.): Fernsehforschung undFernsehkritik (W. Faulstich) . 591
Rupp, Erik R: Bildschirmtext (S. Zielinski) 593
IGDruck undPapier, NRW (Hrsg.): NeueMedientechniken (A. Soppe) 594
Thomas, Michael Wolf(Hrsg.): Portraits der deutschen Presse (A. Soppe) 595
Leuschner, Udo: Zeitungs-Geschichtc (A. Soppe) 595

Soziologie
Kuczynski, Jürgen: Geschichte des Alltags des deutschen Volkes, Bd.l
(C. Knobloch) 596
Beck, Ulrich, Michael Brater und Hansjürgen Daheim: Soziologie der Arbeit
und der Berufe (M. Bochow) 597
Schäuble, Gerhard: Die Humanisierung der Industriearbeit (H.-J. Weißbach) 599
Katterle, Siegfried, undKarl Krahn (Hrsg.): Wissenschaft und Arbeitnehmerin
teressen (S. Metz-Göckel) 600
Lack, Helmut E. (Hrsg.): Sozialforschung durch Bürgerinitiativen
(I. Büchsenschütz, S. Metz-Göckel, U. Koch) 601

Erziehungswissenschaft

Nevermann, Knut, und Ingo Richter (Hrsg.): Verfassung und Verwaltung der
Schule (A. Schäfer) 603
Hopf, Christel, Knut Nevermann und Ingo Richter: Schulaufsicht und Schule
(A. Schäfer) 604
Lüers, Ulf:Jugendarbeit im Zugriff von Verwaltung und Politik
(J. Gottschalk-Scheibenpflug) 606
Jaide, Walter, und DetlefHinz:Jugendliche im Bildungsurlaub (D. Grühn) 606
Kupffer, Heinrich: Erziehung — Angriff auf die Freiheit (B. Mehdom) 608

Geschichte

Hroch, Miroslav, undJosefPeträn: Das 17.Jahrhundert (U. Wacker) 609
Kriedte, Peter:Spätfcudalismus und Handelskapital (H.-H. Nolte) 611
Rüde, Georges: Ideologyand Populär Protest (H. Bosch) 612
Bergmann, Klausu.a. (Hrsg.): Handbuch der Geschichtsdidaktik (H. Haumann) 614
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Inhaltsverzeichnis XV

Soziale Bewegung und Politik

Arou. Raymond: Clausewitz. Den Krieg denken (W. Kunstmann) 615
Clausewitz-Gesellschaft e.V. (Hrsg.): Freiheit ohne Krieg? (W. Kunstmann). . 618
Fltckingcr. Hans Georg: Neben der Macht (S. Dietrich). 619
Kliemt. Hartmut: Zustimmungsthcoricn der Staatsrechtfertigung (C. Stein). 621
Niggemann, Heinz: Emanzipation zwischen Sozialismus und Feminismus

Ökologie
Huritley. James R.: Das Atlantische Bündnis und die Umwcltkrisc
(K. Krusewitz) 566
Westing, Arthur H.: Ecological Conscqucnccs of the Sccond Indochina War
(K. Krusewitz) 567
Westing, Arthur IL: Warfarc in a Fragile World (K. Krusewitz) 567
Shawcross, William: Schattenkrieg (K. Krusewitz) 567
Fü/lenbacb. Josef: UmwcUscUm?. zwischen Ost und West (K. Krusewitz) . 567
Bungarten. Harald: Umwcltpolitik in Westeuropa (K. Krusewilz) 567
Akademie der Wissenschaften der UdSSR (Hrsg.): Europäische Sicherheit und
Zusammenarbeit: Voraussetzungen. Probleme. Perspektiven (K. Krusewitz) 567
/',;///. Günter: Aufmarsch im Weltraum (K. Krusewilz) 569
Tinberger, Jan: Der RlO-Bericht an den Clubof Romc: Wir haben nur eineZu
kunft (K. Krusewitz) 571
Gocht, Werner: Winsehaftsgeologic (K. Krusewilz). 571
Umweltbundesamt (Hrsg.): Luftqualiiätskritcricn für Cadmium (K. Krusewilz) 571
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